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1 Einleitung 

Das Ziel, einen wirksamen Hochwasserschutz zu gewährleisten, hat Politik und 
Verwaltung im Land Brandenburg vor gewaltige Herausforderungen gestellt. In 
Brandenburg sind insbesondere die Elbe, die Oder, die Havel, die Lausitzer Neiße, 
die Spree und die Schwarze Elster von potentiellen Hochwasserereignissen betrof-
fen. Zwei „Jahrhunderthochwasser“ in nur 5 Jahren haben in Brandenburg die Ge-
walt und das Gefahrenpotential anschwellender Flüsse drastisch vor Augen ge-
führt. Längst ist erkannt, dass allein die Strategien des „technischen“ Hochwasser-
schutzes - etwa der weitere Ausbau und die Unterhaltung von Deichen oder die 
Sicherung von Talsperren und Rückhaltebecken - nicht erfolgversprechend sind.  

Den gesetzlichen Vorgaben des Bundes und des Landes – aber auch der Hoch-
wasserrisikomanagementrichtlinie - wohnt der gemeinsame Grundgedanke inne, 
die vorhandenen Strategien des technischen Hochwasserschutzes mit den Strate-
gien des vorsorgenden Hochwasserschutzes zu kombinieren. Hier geht es insbe-
sondere um die Identifizierung von Gebieten mit signifikantem Hochwasserrisiko 
(Risikogebiete), um die Begrenzung der Versiegelung des Bodens auf das not-
wendige Maß, sowie die Rückgewinnung von Überflutungsräumen. Vorsorgender 
Hochwasserschutz erweist sich als eine Querschnittsmaterie, die neben dem Was-
serhaushaltsrecht auch das Recht der Raumordnung und Landesplanung, aber 
auch das Baurecht erfasst. Sowohl im Wasserhaushaltsgesetz (in seinen Fassun-
gen vom 3. Mai 2005 – im Folgenden: „WHG alt“1 – und vom 31. Juli 2009 – im 
Folgenden „WHG neu“2), als auch im Brandenburgischen Wassergesetz (BbgWG) 
vom 23. April 2008 ist geregelt, dass Überschwemmungsgebiete vorläufig zu si-
chern bzw. festzusetzen sind. In diesen Gebieten gelten darüber hinaus spezifi-
sche Planungs- und Bauverbote, die nur unter Darlegung spezifischer Ausnahme-
voraussetzungen überwunden werden können.  

Die Arbeitshilfe soll primär den Umgang mit den rechtlichen Vorgaben des Was-
serhaushaltsgesetzes, des Brandenburgischen Wassergesetzes sowie des Bau-
gesetzbuchs in der Praxis der damit befassten Verwaltungen der Gemeinden und 
Städte aber auch der Wasserbehörden erleichtern. Darüber hinaus dient die Ar-
beitshilfe dazu, dem Städtebau verbleibende Handlungsspielräume in den Über-
schwemmungsgebieten aufzuzeigen, um potentiellen Hemmnissen der Stadtent-
wicklung in diesen Kommunen vorzubeugen. Dabei sehen sich die Verfasser der 
Arbeitshilfe vor die Herausforderung gestellt, dass das zum Zeitpunkt der Vorlage 
der Arbeitshilfe (noch bis Ende Februar 2010) geltende – und den Anwendern ver-
traute – Wasserhaushaltsgesetz (WHG alt) ebenso berücksichtigt werden muss, 
wie das künftige Wasserhaushaltsgesetz (WHG neu). Soweit dies mit dem An-
spruch der Arbeitshilfe an eine übersichtliche und klare Darstellung des Rechts-

                                                      
1  Das zuletzt durch Art. 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I., S. 2986) geändert 

worden ist. 
2  Die für diese Arbeitshilfe relevanten Vorschriften der §§ 72 ff WHG neu treten allerdings gemäß 

Art. 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes erst am 1. März 2010 in 
Kraft. Obwohl somit das „WHG alt“ zum Zeitpunkt des Abschlusses der Arbeit an dieser Arbeitshil-
fe noch in Kraft ist, wird diese Terminologie durchgehend verwendet, da diese ab März 2010 in 
der Rechts- und Verwaltungspraxis gebraucht werden wird. 

Vorsorgender  
Hochwasserschutz 

Ausgangslage 
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standes vereinbar ist, werden sowohl die geltende Fassung des Wasserhaushalts-
gesetzes (in der Regel als Klammerzusatz) und die Neufassung zitiert. 

Die Arbeitshilfe ist in sechs Teile gegliedert. In einem ersten Schritt werden die 
rechtlichen Grundlagen im Bundes- und Landesrecht hinsichtlich des vorsorgen-
den Hochwasserschutzes dargestellt (Kap.  2). Ausgehend von diesen rechtlichen 
Vorgaben wird der Frage nachgegangen, welche konkreten Restriktionen bzw. 
Spielräume für die kommunale Bauleitplanung erwachsen (Kap. 3). Im Anschluss 
daran wird die Zulassung von Einzelvorhaben näher betrachtet (Kap. 4). All dies 
führt schließlich zu der Frage, inwieweit die Planungs- und Bauverbote des Hoch-
wasserschutzrechtes Ausgleichs- oder Entschädigungsansprüche zur Folge haben 
können (Kap.  5).  

Zur Illustration abstrakter Grundsätze und Aussagen werden an geeigneten Stellen 
Fallbeispiele dargestellt.  

Gliederung der  
Arbeitshilfe 
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2 Grundlagen zum vorsorgenden Hochwasser-
schutz 

Im Folgenden wird zunächst ein Überblick über die wesentlichen Regelungsberei-
che im Bundes- und Landesrecht gegeben. Darüber hinaus werden – unter Be-
rücksichtigung der neuen europarechtlichen Vorgaben aus der Hochwasserrisiko-
managementrichtlinie - die rechtlichen und fachplanerischen Kategorien von Über-
schwemmungsgebieten erläutert.  

2.1 Überblick über die geltenden Rechtsvorschriften im 
Bundes- und Landesrecht 

2.1.1 Wasserrecht 

Im Rahmen dieser Arbeitshilfe wird das neue Wasserhaushaltsgesetz in der Fas-
sung des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes vom 31. Juli 2009 
zugrunde gelegt. Da der für die Arbeitshilfe maßgebende Abschnitt 6 „Hochwas-
serschutz“ gemäß Art. 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Was-
serrechtes erst am 1. März 2010 in Kraft tritt, werden die Vorgängerregelungen des 
Wasserhaushaltsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005, zuletzt geändert durch 
Art. 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I. S. 2986), soweit es der 
Verständlichkeit der Ausführungen nicht widerspricht, ergänzend dargestellt. Für 
einen Überblick werden im Folgenden zunächst die alten Vorschriften (vgl. 
 2.1.1.1), den neuen gegenüber gestellt (vgl.  2.1.1.2) (vgl. auch Synopse in Anhang 
III).  

2.1.1.1 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 3. Mai 2005  

Die Ausgangslage für den Vollzug des Hochwasserschutzes wird – noch bis Ende 
Februar 2010 - durch das „alte“ Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. August 20023 bestimmt. Von grundlegender Bedeutung 
sind vier Vorschriften, nämlich die §§ 31a bis 31d WHG alt. Diese Regelungen im 
Bundesrecht werden ergänzt und ausgeformt durch Landesrecht, nämlich die 
§§ 100 ff. BbgWG.  

Das Kernstück des Hochwasserschutzrechts im WHG alt bildet § 31b WHG. Diese 
Vorschrift definiert den Begriff der Überschwemmungsgebiete (§ 31b Abs. 1 WHG) 
und verpflichtet die Länder, Überschwemmungsgebiete innerhalb konkreter Fristen 
rechtsförmlich festzusetzen (§ 31b Abs. 2 WHG). Die fachliche Grundlage für die 

Hochwasserschutz im 
WHG 2005  
(§§ 31a bis 31d WHG) 

Überblick über die Rege-
lungen des WHG 2005 
sowie des WHG 2009 
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Festsetzung der Überschwemmungsgebiete bildet demnach ein mindestens 100-
jährliches Bemessungshochwasser (HQ 100). Damit wurde ein bundeseinheitlicher 
Standard des Hochwasserschutzes vorgeschrieben.4 

Das Wassergesetz des Landes Brandenburg knüpft an diese bundesrechtlichen 
Vorgaben durch § 100a Abs.1 S. 1 BbgWG an. Darin werden zunächst die Vorlän-
der zu Überschwemmungsgebieten gemäß § 31b Abs. 2 WHG erklärt. In 
§ 100a Abs. 1 Satz 2 BbgWG ist darüber hinaus bestimmt, dass als Überschwem-
mungsgebiete die Hochwasserschutzräume von Talsperren und Rückhaltebecken, 
Flutungspolder sowie Gebiete an den nach § 100 BbgWG bestimmten Gewässern 
und Gewässerabschnitten, die bei einem 100-jährigen Hochwasserereignis über-
schwemmt oder durchflossen werden, mit öffentlicher Bekanntmachung der Karten 
nach Abs. 2 des § 100a BbgWG festgesetzt werden5.  

Insbesondere für die Kommunen, Bau- und Wasserbehörden und Bauherrn ist das 
grundsätzliche Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete in Überschwemmungs-
gebieten gemäß § 31b Abs. 2 WHG von besonderer Bedeutung. Dieses Planungs-
verbot tritt nur in eng umgrenzten Ausnahmefällen zurück. Es wird ergänzt durch 
eine Genehmigungspflicht für die Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen in 
Überschwemmungsgebieten. In § 31b Abs. 4 WHG sind neben der Genehmi-
gungspflicht auch die einzelnen Ausnahmen des - grundsätzlichen - Bauverbotes 
geregelt.  

Neben den bundesrechtlichen Einschränkungen der Bauleitplanung bzw. Vorha-
benzulassung gibt es landesrechtliche Verbotstatbestände (etwa § 100b Abs. 1 
Satz 1 BbgWG), die sich mit den bundesrechtlichen Verboten teilweise über-
schneiden.  

Darüber hinaus ist im WHG das allgemeine Erhaltungsgebot (§ 31b Abs. 6 WHG) 
geregelt. Diese Leitlinie fordert die Aufrechterhaltung und Wiederherstellung von 
Rückhalteflächen und hat ihre Bedeutung vor allem für nicht oder noch nicht fest-
gesetzte „faktische Überschwemmungsgebiete“.  

2.1.1.2 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31. Juli 2009 

Mit dem WHG 2009 hat der Bund das Hochwasserschutzrecht neu geregelt. Die im 
„WHG alt“ angelegte Systematik wurde dabei im Wesentlichen beibehalten, da 
auch das neue WHG ein Planungsverbot, Restriktionen für die Zulassung von Ein-
zelvorhaben und das Erhaltungsgebot enthält.  

                                                                                                                                       

3  Insbesondere geändert durch das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes vom 3. Mai 2005. 

4  Breuer, NuR 2006, 614, 619. 
5  Das förmliche Verfahren hierfür regelt § 100a Abs. 2 BbgWG.  

Verbot der Ausweisung 
neuer Baugebiete  

Erhaltungsgebot  

Hochwasserschutz im 
Landesrecht  
(§§ 100 ff. BbgWG) 

Genehmigungspflicht
für Einzelvorhaben 

Hochwasserschutz im 
WHG 2009 in §§ 76 bis 78  
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Die den alten Regelungen zu den Überschwemmungsgebieten (§ 31 b WHG) ent-
sprechenden Regelungen befinden sich im neuen WHG in den §§ 76 bis 78 WHG. 
Einleitend werden die Überschwemmungsgebiete in § 76 Abs. 1 WHG definiert.  

Hieran anknüpfend bestimmt § 76 Abs. 2 WHG, dass die Landesregierung durch 
Rechtsverordnung innerhalb der Risikogebiete mindestens die Gebiete, in denen 
ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (vgl. Kap. 
 2.2), bis zum 22. Dezember 2013 als Überschwemmungsgebiete festzusetzen hat. 
Die bisher in § 31b Abs. 2 WHG enthaltene Beschränkung auf Gebiete, in denen 
„nicht nur geringfügige Schäden entstanden oder zu erwarten sind“, ist im neuen 
Recht nicht mehr enthalten. Diese Voraussetzung ist allerdings dem Begriff der 
Risikogebiete immanent.6 Wie bisher eröffnet § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu 
den Ländern die Möglichkeit, die Festsetzungen auch auf Gebiete auszudehnen, in 
denen nur bei seltenen Hochwasserereignissen Schäden entstehen („mindes-
tens“). Neu ist im Bundesrecht die Verpflichtung nach § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
WHG, nach der auch für Hochwasserentlastung und Rückhaltung beanspruchte 
Flächen förmlich festzusetzen sind. Für diese Gebiete gilt allerdings die Frist bis 
zum 22. Dezember 2013 nicht.  

Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind zu ermitteln, in Karten-
form dazustellen und vorläufig zu sichern (§§ 76 Abs. 3 WHG neu). Das bisher in 
§ 31b Abs. 6 WHG alt geregelte Erhaltungs- und Wiederherstellungsgebot erhält in 
§ 77 WHG neu eine systematisch klarere eigenständige Regelung.  

In § 78 WHG sind die Verbotstatbestände mit den jeweiligen Ausnahmen geregelt. 
Im Vergleich zu den bisher vorhandenen Planungs- und Bauverboten wurden hier 
weitere Verbote und Ausnahmeregelungen ergänzt. 

In § 78 Abs. 1 WHG werden zunächst sämtliche Verbotstatbestände vorgestellt. 
Dabei ist nicht nur das Planungsverbot § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31 b 
Abs. 4 Satz 1 WHG alt) und das Bauverbot des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu 
(§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) aufgenommen, sondern es sind 
- Regelungsvorbilder aus den Landeswassergesetzen aufgreifend - auch weitere 
Maßnahmen untersagt. Die in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, 6, 7 und 8 geregelten Ver-
botstatbestände entsprechen den Vorschriften aus § 100 b Abs. 1 Nr. 1, 3, 4 und 5 
BbgWG. In § 78 Abs. 2 WHG neu sind - wortgleich - die bisher in § 31b Abs. 4 
Satz 2 WHG enthaltenen Voraussetzungen für eine Ausnahmeentscheidung der 
zuständigen Behörde bezüglich des Planungsverbots des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
WHG geregelt. § 78 Abs. 3 WHG neu führt sodann die – bisher in § 31 b Abs. 4 
Satz 3 WHG alt geregelten - Ausnahmevoraussetzungen für eine Abweichung des 
in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu geregelten Bauverbotes auf. Neu ist die Mög-
lichkeit, direkt in den Verordnungen zur Festsetzung des Hochwasserschutzgebie-
tes Ausnahmetatbestände zu integrieren (§ 78 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 WHG neu), 
- zum einen - wenn die Anlage in einem nach § 78 Abs. 2 WHG neu ausgewiese-

                                                      
6  Dazu Begründung zum Regeierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts 

vom 11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 220. 

Risikogebiete 

Planungs- und 
Bauverbote  
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nen Gebiet den Festsetzungen des Bebauungsplanes entspricht oder – zum ande-
ren - ihrer Bauart nach so beschaffen ist, dass die Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Satzes 1 gewährleistet ist. In § 78 Abs. 4 WHG neu sind dann die Aus-
nahmetatbestände für die anderen Verbotstatbestände aus § 78 Abs. 1 Nr. 3 bis 9 
WHG geregelt. Auch in diesem Zusammenhang sieht das Gesetz die Möglichkeit 
vor, dass der Verordnungsgeber Ausnahmen allgemein zulässt (§ 78 Abs. 4 Satz 3 
WHG neu). § 78 Abs. 5 WHG neu sieht letztlich – ähnlich der alten Regelung des § 
31 b Abs. 2 Satz 6 WHG – die Möglichkeit vor, weitere Regelungen in die Rechts-
verordnungen zur Festsetzung der Hochwasserschutzgebiete aufzunehmen, wie 
z. B. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökologischen Strukturen der Gewässer 
oder zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von erheblich nachteili-
gen Auswirkungen auf Gewässer, die insbesondere von landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen ausgehen (§ 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und 2 WHG neu).  

2.1.2 Raumordnungsrecht 

Der vorsorgende Hochwasserschutz stellt ein Handlungsfeld der Raumordnung 
bzw. gemeinsamen Landesplanung dar. Die in den Raumordnungsplänen enthal-
tenen Ziele und Grundsätze beeinflussen die Bauleitplanung (vgl. nur § 1 Abs. 4 
BauGB) sowie - insbesondere im Außenbereich (§ 35 Abs. 3 BauGB) - die Vorha-
benzulassung. 

2.1.2.1 Überblick 

Mit Blick auf die Leitvorstellung einer „nachhaltigen Raumentwicklung“ sieht 
§ 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG7 als einen Grundsatz der Raumordnung vor, dass an der 
Küste und im Binnenland für den vorbeugenden Hochwasserschutz zu sorgen ist, 
im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, Rück-
halteflächen und überschwemmungsgefährdeten Bereichen8. Dieser bundesrecht-
lich geregelte Grundsatz der Raumordnung ist in den Raumordnungsplänen der 
Länder zu konkretisieren. Darüber hinaus stellt § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2d ROG klar, 
dass die Raumordnungspläne hinsichtlich der Festlegungen zur anzustrebenden 
Freiraumstruktur auch Freiräume zur Gewährleistung des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes beinhalten. Mit der Anführung einer Nummer 5 in § 7 Abs. 3 Satz 
2 ROG betont der Gesetzgeber zudem, das die Raumordnungspläne geeignete 
Festlegungen zu den raumbedeutsamen Erfordernissen und Maßnahmen des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes enthalten sollen, die durch Ziele und Grund-
sätze der Raumordnung gesichert werden können. Konsequent auf dieser Linie 

                                                      
7  Das ROG ist Ende 2008 novelliert worden. Das neue - mit Wirkung vom 1.7.2009 geltende - ROG 

verortet den Hochwasserschutz als Leitvorstellung unter § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG. Mit nur ge-
ringfügigen Änderung zur derzeit geltenden Formulierung heißt es: „Für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Si-
cherung oder Rückgewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“  

8  Vertiefend: ARGEBAU, Handlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher und technischer Instru-
mente zum Hochwasserschutz in der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung 
von Einzelvorhaben (Stand: 6. März 2008); Mitschang, LKV 2006, 433. 
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misst auch das neue ROG9 in § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 (Grundsätze der Raumord-
nung) und in § 8 Abs. 5 (Freiraumstruktur) dem vorsorgendem bzw. vorbeugendem 
Hochwasserschutz besondere Bedeutung zu.  

Die Landesentwicklungsprogramme bzw. Landesentwicklungspläne (Raumord-
nungspläne für das Landesgebiet gemäß § 8 ROG) konkretisieren die erwähnten 
Leitlinien, indem durch Ziele oder Grundsätze der Raumordnung in örtlicher und 
inhaltlicher Hinsicht differenzierende sowie textliche bzw. zeichnerische Festlegun-
gen getroffen werden. Die räumliche Zuordnung der jeweiligen Raumfunktionen 
und Raumnutzungen kann durch die Darstellung von Vorranggebieten10 bzw. Vor-
behaltsgebieten11 erfolgen (vgl. § 7 Abs. 4 ROG, Art. 8 Abs. 2 LPlV).  

Im integrierten Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B)12 sind 
Festlegungen zur Freiraumentwicklung mit Bezug zum Hochwasserschutz enthal-
ten. Wie in den bisherigen Landesentwicklungsplänen werden auch im LEP B-B 
die besonders hochwertigen Freiräume, die zu großen Anteilen fachrechtlich ge-
schützt sind, zu einem „Freiraumverbund“ zusammengefasst. Die großräumig 
übergreifende Struktur des Freiraumverbundes bildet das Grundgerüst für den 
Ressourcenschutz im gemeinsamen Planungsraum und soll daher besonders vor 
raumbedeutsamer Inanspruchnahme geschützt werden. Zudem werden darin für 
die raumordnerische Hochwasservorsorge und Schadensminimierung  
Überschwemmungs- und überschwemmungsgefährdete Gebiete als „Risikoberei-
che Hochwasser“ dargestellt, in denen den Belangen des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes und der Schadensminimierung bei der Abwägung mit anderen 
Raumansprüchen ein besonderes Gewicht beizumessen ist.  

2.1.2.2 Auswirkungen der Vorgaben der Raumordnung und Landespla-
nung auf Bauleitplanung und Vorhabenzulassung 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung wirken über die Beachtens- oder Berück-
sichtigungspflicht auf die Bauleitplanung ein.  

                                                      
9   Das neue ROG gilt seit 1.7.2009. 
10  Vorranggebiete geben bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen Priorität und 

schließen andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet aus, soweit Letztere mit den vor-
rangigen Funktionen, Nutzungen oder Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind. Es handelt 
sich dabei um Ziele der Raumordnung. Ziele der Raumordnung sind gemäß § 4 ROG zu beach-
ten. Dies bedeutet, dass sie bereits letztverbindlich abgewogen sind. Sie können deshalb in Bau-
leitplänen und in Fachplanungen nicht erneut abgewogen (respektive: „weggewogen“), sondern 
nur noch dem jeweiligen Planungsmaßstab entsprechend konkretisiert werden.  

11  Vorbehaltsgebiete messen in den jeweiligen Gebieten bestimmten raumbedeutsamen Funktionen 
oder Nutzungen für nachfolgende Abwägungen mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzun-
gen ein besonderes Gewicht bei. Sie schließen aber die Zulassung entgegenstehender Nutzun-
gen nicht vollständig aus. Es handelt sich bei Vorbehaltsgebieten um Grundsätze der Raumord-
nung. Grundsätze sind gemäß § 4 ROG zu berücksichtigen, d. h. ihre inhaltliche Ausrichtung ist 
bei weiteren, auf der Ebene der Raumordnung noch nicht abschließend vollzogenen Abwägungen 
mit anderen örtlichen oder sektoralen Belangen zu berücksichtigen. 

12  Der LEP B-B wurde am 31.3.2009 als Rechtsverordnung beschlossen. Er ist am 15.5.2009 in 
Kraft getreten und löst die Landesentwicklungspläne LEP I Brandenburg, LEP eV und LEP GR ab. 
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Sofern ein hinreichend präzises13 Ziel der Raumordnung existiert, hat die Ge-
meinde keinen Abwägungsspielraum mehr, da sie die Ziele bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen zu beachten hat. Damit sind Vorranggebiete für den 
Hochwasserschutz - als Ziele der Raumordnung - einer auf die Ausweisung von 
Bauflächen gerichteten Bauleitplanung grundsätzlich entzogen.  

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen. In verfahrensrechtlicher Hinsicht sieht Art. 12 Abs. 1 Landespla-
nungsvertrag Berlin-Brandenburg eine Mitteilungspflicht der Absicht der Aufstel-
lung, Änderung oder Aufhebung eines Bauleitplans vor.  

Die Anpassungspflicht gilt nicht nur zum Zeitpunkt der erstmaligen Planung, son-
dern auch nach Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes. Sie ist in diesem Sinne 
eine „dynamische“ Pflicht der Gemeinde. Die Gemeinde kann deshalb verpflichtet 
sein, einen bestehenden Bebauungsplan nachträglich an ein Ziel der Raumord-
nung anzupassen, die Landesregierung (Gemeinsame Landesplanungsabteilung) 
kann dies gemäß Artikel 12 Abs. 2 Landesplanungsvertrag auch verlangen. Erfor-
derlich ist ein bauleitplanerisches Tätigwerden der Gemeinde - etwa die Aufhebung 
oder Änderung von Flächennutzungsplänen oder Bebauungsplänen - auch ohne 
Aufforderung gemäß Art. 12 Abs. 2 Landesplanungsvertrag bereits kraft Gesetzes, 
wenn die fortbestehende Bauleitplanung die Verwirklichung des Ziels der Raum-
ordnung vereiteln würde oder wenn die von dem Ziel der Raumordnung überformte 
Planung gewissermaßen einen „Torso“ ergäbe, der zur Steuerung einer geordne-
ten städtebaulichen Entwicklung nicht mehr geeignet ist.14 Die Abweichung von 
Zielen der Raumordnung ist nur in einem sogenannten Zielabweichungsverfah-
ren gemäß Art. 10 Landesplanungsvertrag möglich. Umgekehrt hat die zuständige 
Raumordnungsbehörde die Möglichkeit, durch raumordnerische Untersagung 
bzw. Veränderungssperre gemäß Art. 14 Landesplanungsvertrag das Ziel der 
Raumordnung zu sichern. Damit können Vorgaben des Hochwasserschutzes, die 
die Qualität von (hinreichend präzisen) Zielen der Raumordnung haben, mit einem 
noch strikteren Verbindlichkeitsanspruch ausgestattet sein, als die strengen Vor-
gaben des § 78 Abs. 1 bis 3 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt), die unter dem Vor-
behalt von Ausnahmen stehen. 

Grundsätze der Raumordnung sind zwar nicht - wie die Ziele - zu beachten; sie 
sind aber in der planerischen Abwägung angemessen zu berücksichtigen. Dies 
setzt selbstverständlich voraus, dass das spezifische Gewicht des Grundsatzes 
auch zutreffend erfasst und in der Abwägung mit dem ihm gebührenden Gewicht 
eingestellt wird. Soll ein Grundsatz der Raumordnung durch Abwägung relativiert 

                                                      
13  Ziele der Raumordnung sind allenfalls dann im Rahmen der Abwägung konkretisierbar wenn sie 

eine geringe Aussageschärfe oder einen ausfüllungsbedürftigen und ausfüllungsfähigen - gewis-
sermaßen „offenen“ - Inhalt besitzen. Dies kann bei raumbezogenen funktionssichernden Zielen 
etwa in Randbereichen des jeweils erfassten Gebietes gelten; vgl. dazu BVerwG, Beschl. v. 
20.8.1992, 4 NB 20.91, BVerwGE 90, 329 ff.; Dirnberger, in: Jäde/Dirnberger/Weiß, BauGB, 
BauNVO, Rdnr. 63 zu § 1 BauGB. 

14  Vgl. auch BVerwG, Urt. v. 17.9.2003 - 4 C 14.01 -, NVwZ 2004, 220; Dirnberger, a.a.O., Rdnr. 64 
zu § 1 BauGB. 
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werden, wird die Gemeinde regelmäßig fachgutachtlich belegen müssen, dass die 
dem Grundsatz inne liegende prinzipielle Annahme im Planungsraum nicht zutrifft. 

2.1.2.3 Wirkung bei der Vorhabenzulassung 

Bei der Vorhabenzulassung wirken Ziele und Grundsätze der Raumordnung über 
Raumordnungsklauseln bzw. Öffnungstatbestände im Bauplanungsrecht. Bei der 
Vorhabenzulassung ergibt sich insoweit ein differenziertes Bild, da nur im Außen-
bereich (§ 35 BauGB) und bei der Vorhabenzulassung im Stadium der Planreife 
(§ 33 BauGB) eine ähnliche Durchgriffswirkung (wie bei der Bauleitplanung) vorge-
sehen ist. 

Im beplanten Innenbereich (§ 30 BauGB) ist die bauplanungsrechtliche Zulässig-
keit eines Vorhabens nur davon abhängig, ob die Festsetzungen des Plans ein-
gehalten werden, die Erschließung gesichert ist und gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse bestehen. Eine Einbruchstelle für Ziele und Grundsätze der Raumord-
nung - etwa zum Hochwasserschutz - sieht § 30 BauGB nicht vor. Hierfür besteht 
regelmäßig auch kein Bedürfnis, da die Gemeinde dem Anpassungsgebot unter-
liegt und bei der Vorhabenzulassung die spezielleren wasserrechtlichen Verbots-
tatbestände zu prüfen sind (vgl. Kap. 4). 

Ähnlich ist die Situation bei der Vorhabenzulassung während der Planaufstellung 
nach § 33 BauGB. Zwar fehlt auch in § 33 BauGB eine Raumordnungsklausel. 
Der Begriff der materiellen Planreife ist aber hinreichend elastisch, auch Ziele 
bzw. Grundsätze der Raumordnung aufzunehmen. Es muss nämlich die Prognose 
gerechtfertigt sein, dass der künftige Plan auch mit seinen Festsetzungen in Kraft 
tritt. Bei offensichtlichem Widerspruch zu (raumordnerischen) Vorgaben zum 
Hochwasserschutz ist dies nicht der Fall. Die Gemeinde verstieße gegen das An-
passungs- und Beachtungsgebot oder würde zumindest abwägungsfehlerhaft han-
deln. 

Dagegen vermögen sich die Ziele und Grundsätze der Raumordnung im nicht be-
planten Innenbereich (§ 34 BauGB) nicht „durchzusetzen“. § 34 BauGB stellt le-
diglich auf das „Einfügen“ und die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse sowie die gesicherte Erschließung ab. Es handelt sich hierbei jeweils um 
objektive Kriterien, denen es an einer „normativen Einbruchstelle“ für die Maßga-
ben der hoch- und mittelstufigen Raumordnung der Landesplanung fehlt. Hier er-
langen die speziellen wasserrechtlichen Regelungen über die Vorhabenzulassung 
Bedeutung (vgl. Kap.4). 

Im bauplanungsrechtlichen Außenbereich (§ 35 BauGB) wirken Ziele der Raum-
ordnung bei raumbedeutsamen Vorhaben über die Raumordnungsklausel des 
§ 35 Abs. 3 BauGB. Sowohl bei privilegierten als auch bei nicht privilegierten Vor-
haben steuern die Ziele der Raumordnung unmittelbar die Standortzuweisung von 
raumbedeutsamen Vorhaben. Darüber hinaus ist Hochwasserschutz gemäß 
§ 35 Abs. 3 Nr. 6 BauGB ein öffentlicher Belang, der bei der Vorhabenzulassung 
ohnehin zu berücksichtigen ist (vgl. Kapitel 4). 
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2.2 Vorgaben der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie 

2.2.1 Inhalte der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie 

Die Hochwasserrisikomanagementrichtlinie (2007/60/EG), die am 26.11.2007 in 
Kraft getreten ist, beschränkt sich im Wesentlichen auf prozessuale Instrumente 
und verzichtet auf materielle Zielsetzungen und Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr.15 In der Richtlinie sind keine Vorgaben für bürgerverbindliche Regelungen, 
insbesondere für wasser-, bauplanungs- oder raumordnungsrechtliche Eingriffe, 
enthalten. Stattdessen bedingt die Richtlinie einen mehrstufigen planerischen Pro-
zess in den Mitgliedstatten, der – bezogen auf die Flusseinzugsgebiete bzw. Teil-
einzugsgebiete – zu Risikomanagementplänen führen soll. Nach Art. 1 der Hoch-
wasserrisikomanagementrichtlinie ist deren erklärtes Ziel, auf Gemeinschaftsebene 
einen Rahmen für die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken zur 
Verringerung der hochwasserbedingten nachteiligen Folgen auf die menschliche 
Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten in der Ge-
meinschaft zu schaffen. Die Hochwasserrisikomanagementrichtlinie schafft dafür 
Infrastrukturen, um eine einheitliche Einschätzung der jeweiligen Hochwasserrisi-
ken zu ermöglichen.16 

Vorgesehen ist ein dreistufiges Planungsinstrumentarium:17 

1. die vorbereitende18 Bewertung des Hochwasserrisikos 

2. die Erstellung von Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten 

3. die Erstellung von Hochwasserrisikomanagementplänen 

Das erste Instrument ist die vorbereitende Bewertung des Hochwasserrisikos für 
jede Flussgebietseinheit bzw. für jede Bewirtschaftungseinheit oder für jeden im 
Hoheitsgebiet liegenden Teil einer internationalen Flussgebietseinheit19 auf der 
Grundlage von bestimmten Informationen. Dazu zählt insbesondere die Beschrei-
bung vergangener Hochwasser.20 Die vorläufige Bewertung des Hochwasserrisi-
kos ist grundsätzlich bis zum 22.12.2011 abzuschließen. 

                                                      
15  Reinhardt, NuR 2008, S. 468; bereits Breuer, EurUP 2006, 170, 175. 
16  Reinhardt, NuR 2008, S. 468, 469. 
17  So Breuer, „Unterschiedliche Konzepte und Instrumente des Hochwasserschutzes in der EG-

Hochwasserrichtlinie und im deutschen Bundesrecht (§§ 31 a - 32 WHG)“, VHW-Seminar: Konflik-
te zwischen Hochwasserschutz und Städtebau, Hannover 2008, Teil 1, S. 6.  

18  Zur falschen Übersetzung als „vorläufig“: Reinhardt, NuR 2008, S. 468, 470. 
19  Zu den Begriffen: Art. 3 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie. 
20  Art. 4 Abs. 2 S. 2 lit. b Hochwasserrisikomanagementrichtlinie. 
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Auf Grundlage dieser Bewertung werden dann diejenigen Gebiete bestimmt, bei 
denen davon auszugehen ist, dass ein potentielles signifikantes Hochwasserrisiko 
besteht oder für wahrscheinlich gehalten werden kann (Risikogebiete).21  

Im nächsten Schritt sind für diese Gebiete Hochwassergefahrenkarten und Hoch-
wasserrisikokarten zu erstellen.22 Dabei handelt es sich ebenfalls um Dokumenta-
tionsinstrumente ohne Rechtsnormqualität.23 

In den Hochwassergefahrenkarten werden die Hochwasserwahrscheinlichkeiten 
in den jeweiligen Gebieten dargestellt. Unterteilt wird dabei wie folgt: 

• Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit oder Szenarien für Extremer-
eignisse 

• Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wieder-
kehrintervall ≥ 100 Jahre) 

• gegebenenfalls Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit  

Ein vollzugsklarer Anhaltspunkt ist die Erklärung der mittleren Wahrscheinlichkeit 
mit einem Wiederkehrintervall von 100 Jahren oder mehr. Allerdings umfasst das 
der Mathematik entlehnte Symbol „≥“ auch Hochwasser mit einer niedrigeren 
Wahrscheinlichkeit (200, 400 Jahre). Die Gefahrenkarten müssen für jedes Sze-
nario Folgendes angeben: 

• Ausmaß der Überflutung 

• Wassertiefe bzw. gegebenenfalls Wasserstand 

• gegebenenfalls Fließgeschwindigkeit oder relevanter Wasserabfluss 

Die Hochwasserrisikokarten verzeichnen potentiell hochwasserbedingte nachtei-
lige Auswirkungen nach den soeben beschriebenen Szenarien.24 Diese sind bei-
spielsweise anzugeben als: 

• Anzahl der potentiell betroffenen Einwohner (Orientierungswert) 

• Art der wirtschaftlichen Tätigkeit in dem potentiell betroffenen Gebiet 

• Anlagen gemäß Anhang I (Kategorien von industriellen Tätigkeiten) der 
Richtlinie über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung25, die im Falle der Überflutung unbeabsichtigte Umweltver-

                                                      
21  Art. 5 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie. 
22  Art. 6 Abs. 1, 2 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie. 
23  Reinhardt, Der neue europäische Hochwasserschutz, NuR 2008, S. 468, 471. 
24  Art. 6 Abs. 5 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie..  
25  Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996. 
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schmutzungen verursachen können, und potentiell betroffene Schutzgebie-
te gemäß Anhang IV Ziffern i, iii und v der Wasserrahmenrichtlinie26 

• weitere Informationen, die der Mitgliedstaat als nützlich betrachtet, etwa 
die Angabe von Gebieten, in denen Hochwasser mit einem hohen Gehalt 
an mitgeführten Sedimenten sowie Schutt mitführende Hochwasser auftre-
ten können, und Informationen über andere bedeutende Verschmutzungs-
quellen. 

Die Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten sind bis zum 22.12.2013 
zu erstellen. 

Im dritten Schritt folgen die Hochwasserrisikomanagementpläne. Diese Pläne sol-
len aufbauend auf den Schlussfolgerungen aus der vorläufigen Bewertung des 
Hochwasserrisikos, den benannten Gebieten sowie den Hochwassergefahren- und 
Hochwasserrisikokarten Maßnahmen - unter Berücksichtigung der im Teil A des 
Anhangs der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie beschriebenen Bestandteile - 
beinhalten, um potentielle hochwasserbedingte nachteilige Folgen für die mensch-
liche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten zu 
verringern.27  

Die Hochwasserrisikomanagementpläne sind grundsätzlich bis zum 22.12.2015 zu 
erstellen. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die in den Ländern bereits geleis-
teten Vorarbeiten, bspw. im Zusammenhang mit Hochwasserschutzplänen, be-
rücksichtigt werden können. 

2.2.2 Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie in deut-
sches Recht  

Seiner Pflicht, die Hochwasserrisikomanagementrichtlinie in nationales Recht um-
zusetzen, ist der deutsche Gesetzgeber mit dem Gesetz zur Neuregelung des 
Wasserrechts nachgekommen.28 In Abschnitt 6 (§§ 72 ff.) werden neben der Über-
führung und Modifizierung der geltenden Vorschriften zum Hochwasserschutz (vgl. 
Kap.  3), in das neue WHG die Vorgaben aus der Hochwasserrisikomanagement-
richtlinie in den §§ 72 bis 75, 79 Abs. 1 sowie § 80 WHG neu umgesetzt.  

Der Begriff des Hochwassers im neuen WHG entspricht der Definition in der 
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie (§ 72 WHG neu). Danach ist Hochwasser 
die zeitlich begrenzte Überschwemmung von normalerweise nicht mit Wasser be-
                                                      
26  Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000; die Ziffern i, 

iii und v umfassen Gebiete, die gemäß Artikel 7 für die Entnahme von Wasser für den menschli-
chen Gebrauch ausgewiesen wurden (i); Gewässer, die als Erholungsgewässer ausgewiesen 
wurden, einschließlich Gebiete, die im Rahmen der Richtlinie 76/160/EWG als Badegewässer 
ausgewiesen wurden (iii); Gebiete, die für den Schutz von Lebensräumen oder Arten ausgewie-
sen wurden, sofern die Erhaltung oder Verbesserung des Wasserzustands ein wichtiger Faktor für 
diesen Schutz ist, einschließlich der Natura-2000-Standorte, die im Rahmen der FFH- und der 
Vogelschutz-Richtlinie ausgewiesen wurden. 

27  Art. 7 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie. 
28  Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechtes vom 31. Juli 2009, BGBl. 2009, I. Nr. 51, S. 2585ff. 
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decktem Land durch oberirdische Gewässer oder durch in Küstengebiete eindrin-
gendes Meerwasser. Nicht erfasst werden Überflutungen aus Abwassersyste-
men.29  

Das neue WHG übernimmt in den §§ 73 bis 75 die Planungsinstrumente und Fris-
ten der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie.  

Gemäß § 73 WHG neu ist zunächst durch die zuständigen Behörden eine Bewer-
tung der Hochwasserrisiken bis zum 22.12.2011 vorzunehmen. Die Risikobewer-
tung muss gemäß § 73 Abs. 2 WHG neu den Anforderungen nach Art. 4 Abs. 2 der 
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie entsprechen. Demnach ist die vorbereiten-
de Bewertung des Hochwasserrisikos auf der Grundlage verfügbarer oder leicht 
abzuleitender Informationen, wie etwa Aufzeichnungen und Studien zu langfristi-
gen Entwicklungen durchzuführen, um eine Einschätzung der potentiellen Risiken 
vornehmen zu können. Sie umfasst zumindest Folgendes: 

•  im geeigneten Maßstab angelegte Karten der Flussgebietseinheit, aus 
denen die Grenzen der Einzugsgebiete, Teileinzugsgebiete und, sofern 
vorhanden, der Küstengebiete sowie die Topografie und die Flächennut-
zung hervorgehen;  

•  eine Beschreibung vorangegangener Hochwasser, die signifikante 
nachteilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, die Umwelt, 
das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten hatten und bei denen die 
Wahrscheinlichkeit der Wiederkehr in ähnlicher Form weiterhin gegeben 
ist, einschließlich ihrer Ausdehnung und der Abflusswege sowie einer 
Bewertung ihrer nachteiligen Auswirkungen; 

•  eine Beschreibung der signifikanten Hochwasser der Vergangenheit, so-
fern signifikante nachteilige Folgen künftiger ähnlicher Ereignisse erwar-
tet werden könnten; 

und umfasst unabhängig von den besonderen Bedürfnissen der Mitgliedsstaaten, 
erforderlichenfalls 

•  eine Bewertung der potenziellen nachteiligen Folgen künftiger Hochwas-
ser auf die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und 
wirtschaftliche Tätigkeiten unter möglichst umfassender Berücksichtigung 
von Faktoren wie der Topografie, der Lage von Wasserläufen und ihrer 
allgemeinen hydrologischen und geomorphologischen Merkmale, ein-
schließlich der Überschwemmungsgebiete als natürliche Retentionsflä-
chen, der Wirksamkeit der bestehenden vom Menschen geschaffenen 
Hochwasserabwehrinfrastrukturen, der Lage bewohnter Gebiete, der Ge-
biete wirtschaftlicher Tätigkeit und langfristiger Entwicklungen, ein-

                                                      
29  Dazu Begründung zum Regierungsentwurf des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts vom 

11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 118. 

Bewertung der 
Hochwasserrisiken 
bis zum 22.12.2011 
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schließlich der Auswirkungen des Klimawandels auf das Auftreten von 
Hochwasser. 

Die vorbereitende Bewertung des Hochwasserrisikos erfolgt neben der verbalen 
Beschreibung durch Darstellung der Risikogebiete und der Gewässerstrecken mit 
potentiellen signifikantem Hochwasserrisiko in einer Karte in einem geeigneten 
Maßstab auf Landesebene. Anhand dieser Bewertung sind sodann die Gebiete mit 
einem signifikanten Hochwasserrisiko (Risikogebiete) zu bestimmen. Dabei wird 
das Hochwasserrisiko als eine Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintritts 
eines Hochwasserereignisses mit den möglichen nachteiligen Hochwasserfolgen 
für die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftliche Tätig-
keiten und erhebliche Sachwerte verstanden (§ 73  Abs. 1 Satz 2 WHG neu). Die 
Kategorie der Risikogebiete wird durch die Gesetzesnovelle neu eingeführt. Diese 
umfasst allerdings auch die nach § 31b Abs. 2 WHG alt an oberirdischen Gewäs-
sern festzusetzende Überschwemmungsgebiete. Von den Risikogebieten werden 
auch die bisher in § 31c WHG geregelten überschwemmungsgefährdeten Gebiete 
umfasst.30  

An dieser Stelle sei betont, dass die Ermittlung von Risikogebieten für Deutschland 
nicht neu ist. Die klassische Hochwasservorsorge, die auch den Umgang mit dem 
Hochwasserrisiko umfasst, war bereits in der Vergangenheit eine wichtige Säule 
der Hochwasserschutzkonzepte der Länder, wie auch die „Leitlinien für eine zu-
kunftsweisenden Hochwasserschutz“ und die „Instrumente und Handlungsempfeh-
lungen zur Umsetzung der Leitlinien für einen zukunftsweisenden Hochwasser-
schutz“ sowie die „Handlungsempfehlung zur Erstellung von Hochwasser-
Aktionsplänen“ deutlich machen.31 Aus Sicht der Länder wird daher die Strategie 
verfolgt, neue Aufgaben, die sich aus der Hochwassermanagementrichtlinie erge-
ben, in die bestehenden oder in Bearbeitung befindlichen Hochwasserschutzkon-
zepte zu integrieren. Ziel ist es, die laufende Umsetzung der Hochwasserschutz-
konzepte durch die Umsetzung der Hochwassermanagementrichtlinien nicht zu 
verzögern oder zu unterbrechen.32  

Diesen Gedanken trägt auch § 73 Abs. 5 Satz 2 WHG neu Rechnung. Die Risiko-
bewertung ist nämlich dann nicht erforderlich, wenn die zuständigen Behörden vor 
dem 22.12.2010, nach Durchführung einer Bewertung des Hochwasserrisikos fest-
gestellt haben, dass ein mögliches signifikantes Risiko für ein Gebiet besteht oder 
als wahrscheinlich gelten kann und eine entsprechende Zuordnung des Gebietes 
erfolgt ist, oder wenn sie Gefahrenkarten oder Risikokarten gemäß § 74 WHG neu 

                                                      
30  Dazu Begründung zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts 

vom 11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 215. 
31  „Leitlinien für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz“, August 1995, siehe 

www.lawa.de/pub/kostenlos/hwnw/leitlinien.pdf und „Instrumente und Handlungsempfehlungen 
zur Umsetzung der Leitlinien für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz“, November 2003, 
siehe www.lawa.de/pub/kostenlos/hwnw/InstrumenteHochwasserschutzDruck.pdf sowie Empfeh-
lungen der Bund/Länder Arbeitsgemeinschaft Wasser zur Aufstellung von Hochwasser-
Gefahrenkarten, Berlin 2007, Kulturbuch-Verlag, ISBN 978-3-88961-254-0, Leseprobe unter 
http://www.lawa.de/pub/Thema/Leseproben/3009002.pdf. 

32  Löw, .EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie – Umsetzung in Deutschland aus Sicht der 
LAWA, S. 6. 
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sowie Risikomanagementpläne gemäß § 75 WHG neu erstellt oder ihre Erstellung 
beschlossen haben.  

In § 74 WHG neu wird das zweite Planungsinstrument der Hochwasserrisikoma-
nagementrichtlinie umgesetzt. Gemäß dieser Norm sind bis zum 22.12.2013 Ge-
fahrenkarten und Risikokarten für die Risikogebiete zu erstellen. 

Auf der Grundlage der Gefahrenkarten und Risikokarten sollen dann nach 
§ 75 WHG neu Risikomanagementpläne für die Risikogebiete erstellt werden. 
Nach § 75 Abs. 2 WHG neu dienen Risikomanagementpläne dazu, die nachteili-
gen Folgen, die an oberirdischen Gewässern mindestens von einem Hochwasser 
mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (Wiederkehrinterwall aller 100 Jahre oder höher) 
ausgehen, zu verringern, soweit dies möglich und verhältnismäßig ist. Die Risiko-
managementpläne ersetzen die bisherigen Hochwasserschutzpläne im Sinne des 
geltenden § 31d WHG. Die Frist zur Erstellung dieser Pläne läuft bis 22.12.2015 
- die bisherige Frist für die Hochwasserschutzpläne (31. Mai 2009) wird damit ver-
längert -, da die Risikomanagementpläne umfangreichere Informationen als die 
bisherigen Hochwasserschutzpläne enthalten müssen.33 Die genannte Frist gilt 
nicht, wenn bis zum 22.12.2010 vergleichbare Karten und Pläne vorliegen.

                                                      
33  Dazu Begründung zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts 

vom 11.3.2009, S. 119. 

2.3 Rechtliche und fachplanerische Kategorien von Über-
schwemmungsgebieten 

Im Vorgriff auf eine vertiefende Betrachtung in Kap.  3.2 wird im Folgenden ein 
erster Überblick über die verschiedenen Kategorien von Überschwemmungsgebie-
ten nach dem WHG neu, nach dem BbgWG bzw. nach dem Wassergesetz der 
DDR vorangestellt. Dabei wird zwischen Gebieten mit striktem Beachtungsan-
spruch für die Bauleitplanung und Gebieten mit Abwägungsrelevanz für die 
Bauleitplanung differenziert. 

2.3.1 Überschwemmungsgebiete mit striktem Beachtungsanspruch 
für die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung 

Von besonderer praktischer Bedeutung für den Vollzug des Hochwasserschutz-
rechts im Land Brandenburg sind die Vorländer, die (fortgeltenden) Hochwasser-
gebiete nach dem Wassergesetz der früheren DDR, sowie die gemäß Wasser-
haushaltsgesetz festzusetzenden Überschwemmungsgebiete (vgl. Abb. 2-1). Die 
jeweiligen materiell-rechtlichen Einschränkungen für den Bau und die Bauleitpla-
nung knüpfen ihrerseits an die rechtliche Kategorisierung des betreffenden Über-
schwemmungsgebietes an. Folgende Überschwemmungsgebiete nach dem WHG, 
nach dem BbgWG bzw. nach dem Wassergesetz der DDR sind zu unterscheiden. 

Überblick zur Typologie 
der Überschwemmungs-
gebiete 

  
vgl. Tabelle 3-1  
sowie Abbildung 2-1 

Erstellung von Gefah-
renkarten und Risiko-
karten bis 22.12.1013 

Erstellung von Hoch-
wasserrisikomanage-
mentplänen bis 
22.12.2015 
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2.3.1.1 Vorländer 

Vorländer sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen oder 
Hochufern gemäß § 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG. Die Vorländer sind nach § 100a 
Abs. 1 Satz 1 BbgWG unmittelbar kraft Gesetzes festgesetzt. Es handelt sich, 
da nach Art. 80 Abs. 4 Grundgesetz entsprechende Festsetzungen auch durch 
Gesetz erfolgen können34, folglich um Überschwemmungsgebiete i. S. d. § 76 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu. Auf die Vorländer sind daher sowohl die Planungs- und 
Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b WHG alt), als auch die Verbote des 
§ 100b Abs. 1 BbgWG anwendbar (vgl. auch Kap. 3.2.1.1).  

2.3.1.2 Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz der DDR 

Hochwassergebiete nach § 36 des Wassergesetzes der DDR sind Gebiete, die 
zwischen Wasserlauf und Deich oder Hochufer liegen sowie weitere Gebiete, die 
bei Hochwasser häufig überschwemmt, durchflossen oder für die Hochwasserent-
lastung und -rückhaltung beansprucht werden. Die Gebiete sowie die Deiche wur-
den als Hochwassergebiete in der DDR durch Beschluss des jeweiligen Rates des 
Bezirkes festgelegt. Das Hochwasserschutzrecht der früheren DDR ist insoweit 
durch § 150 BbgWG jeweils als Rechtsverordnung in bestehendes Recht überge-
leitet worden. Es ist damit nach wie vor geltendes Landesrecht. Soweit Über-
schwemmungsgebiete gemäß § 76 Abs. 2 WHG neu bzw. § 100a Abs. 1 Satz 2 
BbgWG festgesetzt sind, treten die nach § 150 BbgWG fortgeltenden Festlegun-
gen von Hochwassergebieten außer Kraft (§ 100a Abs. 2 BbgWG). Dadurch, dass 
die Vorländer kraft Gesetz als festgesetzt gellten, sind die Hochwassergebiete 
nach dem Wassergesetz der DDR insoweit bereits außer Kraft getreten.  

Durch die im neuen WHG enthaltene Übergangsregelung (§ 106 Abs. 3 WHG neu) 
ist nun – die Regelung des § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt war insoweit umstritten - 
klargestellt, dass die Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu auch 
auf diese Gebiete Anwendung finden.  

2.3.1.3 Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu 

Gemäß § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) sind als Über-
schwemmungsgebiete zumindest die innerhalb der bestimmten Risikogebiete oder 
der nach § 73 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 WHG neu zugeordneten Gebiete - in denen ein 
Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist - festzusetzen. 
Die bisher in § 31b Abs. 2 WHG enthaltene Beschränkung auf Gebiete, in denen 
nicht nur geringfügige Schäden entstanden oder zu erwarten sind, entfällt. Diese 
Einschränkung ist im Rahmen der Bestimmung der Risikogebiete bereits enthal-

                                                      
34  Begründung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-

Drucks., 280/90, Seite 219. 

Gesetzlich festgesetzte 
Überschwemmungs-
gebiete 

Überleitung der 
DDR-Hochwassergebiete 
in Landesrecht 

Festgesetzte
Überschwemmungs-
gebiete: Bemessungs-
hochwasser HQ 100 
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ten.35 Wie schon das alte Recht eröffnet auch § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu 
den Ländern die Möglichkeit, die Festsetzungen auch auf Gebiete auszudehnen, in 
denen nur bei selteneren Hochwasserereignissen Schäden entstehen können 
(„mindestens“). Die Festsetzung erfolgt durch Rechtsverordnung.  

Darüber hinaus regelt § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG neu, dass die Landesregie-
rung – ebenfalls durch Rechtsverordnung – als Überschwemmungsgebiete dieje-
nigen Gebiete festsetzt, die zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung bean-
sprucht werden. Diese Regelung stellt eine Erweiterung des Regelungsauftrages 
an die Länder im Gegensatz zum alten WHG dar.36 Die Begründung des Regie-
rungsentwurfes enthält hierzu die Einschränkung, dass die Festsetzungspflicht auf 
die Gebiete beschränkt wird, deren Entlastungs- bzw. Rückhaltefunktion festge-
setzten Überschwemmungsgebieten zugute kommen soll.37  

Diejenigen Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 
Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser), sind einheitlich bis zum 22. De-
zember 2013 als Überschwemmungsgebiete festzusetzen. Die bisherige Untertei-
lung in Gebiete mit bzw. ohne ein hohes Schadenspotential (§ 31 Abs. 2 Sätze 2 
und 3 WHG alt) entfällt. Für die zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung bean-
spruchten Gebiete besteht kein Bedürfnis für eine bundesrechtliche Festsetzungs-
frist.38 Die Überschwemmungsgebiete sind in einem förmlichen öffentlichen Ver-
fahren nach § 100a Abs. 1, Abs. 2 BbgWG i. V. m. § 76 Abs. 4 WHG neu festzu-
setzen und ergänzen die bereits kraft Gesetz festgesetzten Vorländer. 

2.3.1.4 Vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete  

Sofern Überschwemmungsgebiete nicht bis zum 22. Dezember 2013 (Frist nach § 
76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu) festgesetzt sind oder festgesetzt werden können, sind 
diese Gebiete zu ermitteln, in Kartenform darzustellen und vorläufig zu sichern.  
§ 76 Abs. 3 WHG enthält nun – im Gegensatz zur Vorgängerregelung des § 31b 
Abs. 5 WHG, die nur einen Auftrag an die Länder enthielt – eine unmittelbar gel-
tende Bundesregelung für diese vorläufige Sicherung.  

 

                                                      
35  Dazu Begründung zum Regeierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts 

vom 11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 220. 
36  Begründung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-

Drucks., 280/90, Seite 220. 
37  Begründung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-

Drucks., 280/90, Seite 220. 
38  Begründung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-

Drucks., 280/90, Seite 220. 

 

Festgesetzte 
Überschwemmungs-
gebiete: Gebiete zur 
Hochwasserentlastung 
und Rückhaltung 
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Abb.  2-1:  Kategorien von Überschwemmungsgebieten mit striktem Beach-
tungsanspruch für die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung39 
(schematisierte Darstellung) 

 

 

 

                                                      
39  Die Gewässer sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der 
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2.3.2 Überschwemmungsgebiete mit Abwägungsrelevanz für die Bau-
leitplanung 

Neben den soeben in Kap.  2.3.1 dargestellten Überschwemmungsgebieten sind 
weitere Kategorien von Gebieten gesetzlich vorgesehen, die hinsichtlich der Bau-
leitplanung zwar keinen strikten Beachtungsanspruch haben, jedoch wichtige Ele-
mente der planerischen Abwägung sind (vgl. Abb. 2-2). 

2.3.2.1 Faktische Überschwemmungsgebiete  

Faktische Überschwemmungsgebiete sind gemäß § 76 Abs. 1 WHG neu (§ 31b 
Abs. 1 WHG alt) Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen oder 
Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt oder durch-
flossen oder die für die Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht 
werden, unabhängig von einem Hochwasserrisiko nach § 73 Abs. 1 WHG neu. 
Faktische Überschwemmungsgebiete erfassen neben den Überschwemmungs- 
und Abflussflächen somit auch die Rückhalteflächen sowie Flächen zur Hochwas-
serentlastung, bis diese gemäß § 76 Abs. 2 Satz Nr. 2 WHG neu durch Rechtsver-
ordnung festgesetzt worden sind. § 76 Abs. 1 WHG (§ 31b Abs. 1 WHG alt) stellt 
gewissermaßen die Ausgangsdefinition des Überschwemmungsgebietes dar. Da 
diese nicht von einer bestimmten Wahrscheinlichkeit des Eintrittes eines Hoch-
wasserereignisses und bestimmten nachteiligen Hochwasserfolgen abhängig ist, 
kann der Anwendungsbereich über die festgesetzten Überschwemmungsgebiete 
nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) hinausgehen.  

2.3.2.2 Weitere Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG 

Nach § 100a Abs. 5 BbgWG kann das für Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der 
Landesregierung durch Rechtsverordnung weitere Überschwemmungsgebiete 
festsetzen, soweit dies erforderlich ist. Da mit dieser Regelung in erster Linie die 
Retentionsflächen gemeint waren, bei denen Hochwasserrisiken i. S. d. § 73 Abs. 
1 WHG neu nicht zu erwarten sind, diese Flächen nunmehr jedoch auch über § 76 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG festsetzbar sind, wird diese Vorschrift in Zukunft kaum 
noch Bedeutung haben. Zudem ist es gegenwärtig in Brandenburg nicht vorgese-
hen, solche Gebiete festzusetzen. 

Unabhängig von 
einem Hochwasserrisiko 

  
vgl. Tabelle 3-2 sowie 
Abbildung 2-2 
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Abb.  2-2:  Überschwemmungsgebiete mit Abwägungsrelevanz für die  
  Bauleitplanung40 (schematisierte Darstellung) 

 

 

 

 

                                                      
40  Die Gewässer sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der 

Überschwemmungsgebiete ausgenommen. 

Faktische 
Überschwemmungsgebiete

(§ 76 Abs. 1 WHG neu)
(sofern nicht nach § 76 Abs. 2 

WHG festgesetzt) 

HQ 100

R
üc

kh
al

te
flä

ch
en

Weitere Über-
schwemmungsgebiete
(§ 100a Abs. 5 BbgWG)

Extremhochwasser

D
ei

ch
 (<

 H
Q

 1
00

)

Festgesetzte Überschwemmungs-
gebiete (HQ 100) 

(§ 76 Abs. 2 WHG neu) / Vorländer

H
oc

hu
fe

r /
 D

ei
ch

 =
H

Q
 1

00

HQ 100 bei Versagen 
der Hochwasser-
schutzeinrichtungen

Risikogebiete
(§ 73 Abs. 1 WHG neu)

Faktische 
Überschwemmungsgebiete

(§ 76 Abs. 1 WHG neu)
(sofern nicht nach § 76 Abs. 2 

WHG festgesetzt) 

HQ 100

R
üc

kh
al

te
flä

ch
en

Weitere Über-
schwemmungsgebiete
(§ 100a Abs. 5 BbgWG)

Extremhochwasser

D
ei

ch
 (<

 H
Q

 1
00

)

Festgesetzte Überschwemmungs-
gebiete (HQ 100) 

(§ 76 Abs. 2 WHG neu) / Vorländer

H
oc

hu
fe

r /
 D

ei
ch

 =
H

Q
 1

00

HQ 100 bei Versagen 
der Hochwasser-
schutzeinrichtungen

Risikogebiete
(§ 73 Abs. 1 WHG neu)



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Hochwasserschutz und Bauleitplanung 

 

 

November 2009 Seite 26 

3 Hochwasserschutz und Bauleitplanung 

Die Bauleitplanung hat den Belang des Hochwasserschutzes sowohl als Schranke 
hinsichtlich der Erforderlichkeit des Plans, als auch generell als Abwägungsbelang 
in den Blick zu nehmen. Hinzu kommen die speziellen Planungsverbote des Was-
serhaushaltsgesetzes. 

3.1 Hochwasserschutz als Belang in der Bauleitplanung 

3.1.1 Hochwasserschutz als städtebaulicher Belang 

Der Hochwasserschutz kann dem Bebauungsplan als städtebaulicher Belang ent-
gegenstehen und bei nicht hinreichender Berücksichtigung zu seiner Unwirksam-
keit führen.  

In § 1 Abs. 3 BauGB ist das Gebot erforderlicher Planungen verankert. Das Gebot 
des Planerfordernisses ist verletzt, wenn ein Bebauungsplan nicht vollzugsfähig ist, 
weil seine Umsetzung auf unüberwindbare tatsächliche oder rechtliche Hindernisse 
stößt. Ein Bebauungsplan ist demnach auch mangels Vollzugsfähigkeit unwirksam, 
wenn er in einem Überschwemmungsgebiet, sei es ein faktisches oder ein festge-
setztes, eine Wohnbaufläche ausweist.41 Ein solcher Bebauungsplan kann man-
gels Vollziehbarkeit seine Aufgabe, die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in der Gemeinde planerisch zu leiten, nicht erfüllen.42  

Für den Fall, dass eine Gemeinde den Bebauungsplan zwar in voller Kenntnis, 
aber ohne sachgerechte Berücksichtigung des Hochwasserbelanges aufstellt, wird  
sie in die Pflicht kommen, diesen Bebauungsplan aufzuheben. Bei dieser Konstel-
lation werden sich dann auch Fragen des Schadensersatzes oder der Entschädi-
gung stellen. 

In einen derartigen Fall von Amtshaftung und Schadensersatz geriet eine sächsi-
sche Gemeinde. Diese hatte im Überschwemmungsbereich der Elbe ein Baugebiet 
ausgewiesen. Nach der Schärfung des Bewusstseins für den Hochwasserschutz 
musste vertraglich die Umsiedlung der Bevölkerung, der staatliche Erwerb der 
fehlerhaft ausgewiesenen Baugrundstücke gegen vollen Wert- und Verlustaus-
gleich und der anschließende Abriss aller Gebäude in dem Baugebiet geregelt 
werden. 

                                                      
41  Zum Verstoß eines Bebauungsplanes gegen § 1 Abs. 3 BauGB in einem faktischen Über-

schwemmungsgebiet, BayVGH, Urt. v. 30.7.2007  15 N 06.741, Rdnr. 22 (zitiert nach juris). 
42  BayVGH, Urt. v. 30.7.2007  15 N 06.741, Rdnr. 22 (zitiert nach juris). 
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Auch die nachträgliche Ausweisung eines Überschwemmungsgebietes, das einen 
rechtmäßig zustande gekommenen und bis dahin rechtswirksamen Bebauungs-
plan einschließt, kann zu einer Vollzugsunfähigkeit und damit zur Aufhebbarkeit 
dieses Bebauungsplanes führen. 

Dieser Fall kann z.B. eintreten, wenn der Bebauungsplan bei Inkrafttreten außer-
halb eines Überschwemmungsgebietes lag, das seinerzeit durch eine HQ 50 - 
Linie begrenzt wurde. Eine neu auf der Grundlage von HQ 100 festgesetzte Gren-
ze des Überschwemmungsgebietes umfasst nun auch den Geltungsbereich des 
rechtswirksamen Bebauungsplanes. Wegen der Bauverbote des § 78 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) und des § 100b BbgWG kann 
dies zur Vollzugsunfähigkeit des B-Planes und zur Funktionslosigkeit führen.  

Soweit von diesen Fällen erfasst, ist der Bebauungsplan nicht mehr geeignet, eine 
Bebauung im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung herbeizuführen. 
Die Gemeinde ist deshalb gehalten, diesen Bebauungsplan in einem ordnungsge-
mäßen Verfahren aufzuheben, auch wenn er - in Gänze oder nur in Teilen - un-
wirksam ist. Der Rechtsschein, der diesem Plan noch innewohnt, ist durch das 
Aufhebungsverfahren zu beseitigen. 

3.1.2 Hochwasserschutz als Abwägungsbelang nach § 1 Abs. 7 
BauGB 

Im Katalog des § 1 Abs. 6  BauGB sind die Belange des Hochwasserschutzes 
unter den dort beispielhaft aufgezählten, innerhalb der Planung zu berücksichti-
genden Belangen, ausdrücklich mit aufgeführt, um den Stellenwert dieses Belangs 
in der Praxis noch zu verstärken (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB)43.  

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB begründet daher eine Pflicht zur Ermittlung und Berück-
sichtigung des Hochwasserschutzes in der bauleitplanerischen Abwägung, unab-
hängig von den konkreten Planungs- und Bauverboten für die Überschwem-
mungsgebiete nach übergeleitetem DDR-Wasserrecht (Hochwassergebiete) oder 
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31 Abs. 4 WHG alt). Für die Gemeinde be-
deutet dies, dass sie dem Hochwasserschutz in ihren Bauleitplänen Rechnung 
tragen muss. Sie wird in Erwägung ziehen müssen, Flächen von Bebauung freizu-
halten, auch wenn trotz entsprechender Risikolage Überschwemmungsgebiete 
weder (bereits) festgesetzt, noch vorläufig gesichert sind. Aber auch wenn solche 
Gebiete festgesetzt oder vorläufig gesichert sind oder Baugebiete nach Maßgabe 
des § 78 Abs. 2  WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 WHG alt) ausnahmsweise ausge-
wiesen werden könnten, ist zusätzlich seitens der Gemeinde eine bauleitplaneri-
sche Abwägung im Hinblick auf den Belang des Hochwasserschutzes vorzuneh-
men.44 Die Gemeinde hat sich unabhängig davon, ob ein Gebiet nach § 76 Abs. 2 

                                                      
43  Begründung zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hoch-

wasserschutzes, BR.-Drucks.268/04, Seite 14; Berendes, ZfW 2005, 197, 201. 
44  Gaentzsch, in Berliner Kommentar zum BauGB, 3. Auflage, Stand: Dezember 2005, § 1, Rdnr. 
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WHG neu (31b Abs. 2 WHG alt) festgesetzt werden muss oder nicht, im Rahmen 
der Abwägung mit der Frage zu befassen, ob Belange des Hochwasserschutzes 
gegen die Ausweisung eines Baugebietes sprechen. 

Über das Abwägungsgebot und über § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB fließen die Belan-
ge des Hochwasserschutzes somit insbesondere in den Gebieten in das Planver-
fahren ein, in denen eine vorläufige oder endgültige Festsetzung der Über-
schwemmungsgebiete noch nicht vorgenommen worden ist, in Gebieten, die über 
das Bemessungshochwasser HQ-100 hinausgehen und in Gebieten, in welchen 
eine Festsetzung mangels nachteiliger Hochwasserfolgen nicht erforderlich ist. 
Dabei handelt es sich insbesondere 

• um die sogenannten faktischen Überschwemmungsgebiete nach 
§ 76 Abs. 1 WHG neu und 

• die weiteren Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG. 

Des Weiteren sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die allgemeinen Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherung der Wohn- und Ar-
beitsbevölkerung zu berücksichtigen. Auch diese Belange weisen einen konkreten 
Bezug zu möglichen Gefahren durch Hochwasser auf und sind als Planungsgrund-
sätze einer sachgerechten Abwägung zuzuführen.45 Zudem sind die Darstellungen 
in Landschaftsplänen sowie in sonstigen Plänen, insbesondere des Wasserrechts 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB)46, zu beachten. Schließlich ist das Erhaltungsgebot 
gemäß § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt) im Zusammenhang mit der Bau-
leitplanung in Überschwemmungsgebieten als Optimierungsgebot neben den Vor-
aussetzungen für die Planung gemäß § 78 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG 
alt) zu berücksichtigen.47  

Bei der Ermittlung und Bewertung der betroffenen Belange ist die Intensität einer 
Gefährdung, z. B. die Lage des Plangebietes in einem (faktischen) Überschwem-
mungsgebiet in die Abwägung einzustellen. Die Ermittlung hat sich an den Fakto-
ren zu orientieren, die für die Entstehung von Hochwasser maßgeblich sind, etwa  

• Niederschlagsmenge, 

• Kapazität der natürlichen Wasserspeicher,  

• Bewuchs, Boden, Gelände,  

• vorhandenes Gewässernetz,  

• Fließgeschwindigkeit der Gewässer und  

• Vorhandensein zulänglicher Einrichtungen des baulichen oder technischen 
Hochwasserschutzes wie Deiche, Talsperren und Rückhaltebecken.  

                                                      
45  Hünnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1239. 
46  Hierzu zählen u.a. die Hochwasserschutzpläne nach § 31d WHG. 
47  Hünnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1239.; Paul/Pfeil, NVwZ 2006, 505, 509. Das Erhaltungs-

gebot nach § 31b Abs. 4 WHG alt kann sich im Einzelfall sogar zu einem Planungshindernis bzw. 
Bauverbot für Einzelvorhaben verdichten; dazu jüngst BayVGH, B.v.31.8.2009 – 8 ZB 09.1618 
(noch unveröffentlicht) für ein Grundstück im unmittelbaren Mündungsbereich eines Flusses. 
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Hier wird regelmäßig die Einholung eines hydraulischen und/oder hydrologischen 
Fachgutachtens geboten sein.48 

3.1.3 Kennzeichnungspflichten 

Im Bebauungsplan sind nach § 9 Abs. 6 a BauGB in der Fassung des Gesetzes 
zur Neuregelegung des Wasserrechtes insbesondere Überschwemmungsgebiete 
gemäß § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG alt) nachrichtlich zu 
übernehmen. Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 
76 Abs. 3 WHG sowie als Risikogebiete im Sinne des § 73 Abs. 1 Satz 1 WHG neu 
bestimmte Gebiete sollen im Bebauungsplan vermerkt werden. Eine entsprechen-
de Regelung enthält § 5 Abs. 4a BauGB zu den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes.  

3.2 Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsge-
bieten 

Im Folgenden werden die Planungs- und Bauverbote sowie die Voraussetzungen 
für eine Ausnahme von diesen Verboten für die Überschwemmungsgebiete mit 
striktem Beachtungsanspruch für die Bauleitplanung und Vorhabenzulas-
sung erläutert. Abschließend werden diesbezüglich Hinweise für die Gebiete mit 
Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung gegeben.  

3.2.1 Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit 
striktem Beachtungsanspruch 

Die bundesrechtlichen und landesrechtlichen Planungs- und Bauverbote des 
§ 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) bzw. § 100b Abs. 1 BbgWG setzen 
grundsätzlich Gebietsfestsetzungen in dem dafür vorgesehen Verfahren (§ 76 Abs. 
4 WHG neu i. V. m. 100a Abs. 2 BbgWG) voraus. Davon ausgenommen sind in 
Brandenburg die Vorländer, die unmittelbar kraft Gesetzes festgesetzt sind und als 
Überschwemmungsgebiet gelten. Zudem ist § 106 Abs. 3 WHG neu zu berücksich-
tigen. Dort ist geregelt, dass vor dem 1. März 2010 festgesetzte, als festgesetzt 
geltende oder vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete als festgesetzt oder 
vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 2 und 3 
WHG neu gelten. Mithin sind auch die als Rechtsverordnung nach dem branden-
burgischen Landesrecht geltenden Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz 
der DDR festgesetzte Überschwemmungsgebiete i. S. d. § 76 Abs. 2 und 3 i.V.m. 
§ 78 WHG neu.  

Bis zu der Festsetzung von Überschwemmungsgebieten durch öffentliche Be-
kanntmachung sind auch die mit den bundesrechtlichen Regelungen überwiegend 

                                                      
48  So auch Paul/Pfeil, NVwZ 2006, 505, 508. 

Nachrichtliche Darstel-
lung bzw. Kennzeichnung 
von Überschwemmungs-
gebieten 

Planungs- und
Bauverbote 

Voraussetzung für
Festsetzung von Über-
schwemmungsgebieten  



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Hochwasserschutz und Bauleitplanung 

 

 

November 2009 Seite 30 

konkurrierenden landesrechtlichen Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG noch nicht 
anwendbar. Sofern eine förmliche Festesetzung der Überschwemmungsgebiete 
erfolgt49 ist, gelten die Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3 
WHG alt) und § 100b Abs. 1 BbgWG nebeneinander (vgl. dazu Kap.  4).50 Für die 
(übergeleiteten) DDR-Hochwassergebiete gelten zusätzlich die Bauverbote nach 
den näheren Maßgaben des jeweiligen Beschlusses des Rates des Bezirkes. 

Solange die förmliche Festsetzung der Überschwemmungsgebiete noch nicht er-
folgt ist und es sich auch nicht um Vorländer oder Hochwassergebiete nach dem 
Wassergesetz der DDR handelt, gilt jedoch das wasserrechtliche Erhaltungs- und 
Wiederherstellungsgebot des § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt). Das Erhal-
tungs- und Wiederherstellungsgebot gilt neben den spezielleren Restriktionen in 
den Überschwemmungsgebieten nach § 76 Abs. 2 WHG neu gemäß § 77 WHG 
neu auch für Gebiete ohne nachteilige Hochwasserfolgen und für Gebiete in denen 
ein Hochwasserereignis statistisch seltener als einmal in 100 Jahren zu erwarten 
ist.  

Im Folgenden werden die Planungs- und Bauverbote der verschiedenen Katego-
rien von Überschwemmungsgebieten dargestellt.  

                                                      
49  Das Verfahren der Festsetzung von Überschwemmungsgebieten hat nach § 100a BbgWG i. V. m. 

§ 31b Abs. 2 WHG bis zum 10. Mai 2010 - für HQ 100 Gebiete, in denen ein hohes Schadenspo-
tential bei Überschwemmungen besteht - bzw. bis zum 10. Mai 2012 - für HQ 100 Gebiete, in de-
nen nicht nur geringfügige Schäden entstanden oder zu erwarten sind - zu erfolgen.  

50  Begründung des Regierungsentwurfes für das Gesetz zur Änderung wasserrechtlicher Vorschrif-
ten (BbgWG), Landtagsdrucks. 4/5052, zu Nr. 110. 
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Tab.  3-1: Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote bei Überschwem-
mungsgebieten mit striktem Beachtungsanspruch für die Bauleit-
planung und Vorhabenzulassung 

Überschwemmungsgebiete 
(Definition)51 

Geltungsbereich der Planungs-  
und Bauverbote 

Vorländer (Gesetzlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete)  
gemäß § 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG 

• Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und 
Deichen oder Hochufern 

 

• Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
WHG neu  

• Bauverbot bei baulichen Anlagen nach 
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu 

• Verbote für weitere Maßnahmen nach § 78 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu 

• Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG, wobei die-
sen mit Blick auf die Regelung des 78 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 3 bis 9 WHG neu kaum noch Bedeutung zu-
kommen werden 

• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 77 
WHG neu 

• Ziele der Raumordnung zu berücksichtigen 
(§1 Abs. 4 BauGB)   

Hochwassergebiete 
gemäß § 36 Wassergesetz der DDR, die nach § 150 BbgWG weiter fort gelten 

• Gebiete, die zwischen Wasserlauf und Deich 
oder Hochufer liegen sowie weitere Gebiete, die 
bei Hochwasser häufig überschwemmt, durch-
flossen oder für die Hochwasserentlastung und 
-rückhaltung beansprucht werden. 

• Soweit Überschwemmungsgebiete festgesetzt 
sind, treten die nach § 150 BbgWG fortgelten-
den Festlegungen von Hochwassergebieten 
außer Kraft (§ 100a Abs. 2 BbgWG). Dies gilt in 
Bezug auf die Vorländer – als gesetzlich festge-
setzte Überschwemmungsbiete – bereits jetzt.  

 

• Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
WHG neu (wegen § 106 Abs. 3 WHG neu) 

• Bauverbot bei baulichen Anlagen nach 
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (wegen § 106 
Abs. 3 WHG neu) 

• Verbote für weitere Maßnahmen nach § 78 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu (wegen § 106 Abs. 3 
WHG neu) 

• Bauverbote nach DDR-Wasserrecht / DVO 
• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 77 

WHG neu 
• Ziele der Raumordnung zu berücksichtigen (§ 1 

Abs. 4 BauGB) 
• Gebot der Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB   

Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu 
i. V. m. § 100a Abs. 1 u. 2 BbgWG 

• innerhalb der Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 
Satz 1 WHG neu oder nach § 73 Abs. 5 Satz 2 
zugeordnete Gebiete, in denen ein Hochwas-
serereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu 
erwarten ist 

• Bis 22. Dezember 2013 festzusetzen 
• Zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung 

beanspruchte Gebiete 
 

• Planungsverbote nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
WHG neu  

• Bauverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG 
neu  

• Verbote für weitere Maßnahmen nach § 78 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu 

• Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG, wobei die-
sen mit Blick auf die Regelung des 78 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 3 bis 9 WHG neu kaum noch Bedeutung zu-
kommen werden  

• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 77 
WHG neu 

• Ziele der Raumordnung zu berücksichtigen 
(§1 Abs. 4 BauGB)  

                                                      
51  Die Gewässer sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der 

Überschwemmungsgebiete ausgenommen. 

  
vgl. Ausführungen  
Kap. 3.2.1.1 bis 3.2.1.3 
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3.2.1.1 Vorländer (Gesetzlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete) 

Aufgrund der Regelungen im BbgWG gelten die Gebiete zwischen oberirdischen 
Gewässern und Deichen oder Hochufern (Vorländer) als festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) 
(§ 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG). Daher gelten für diese sowohl das Planungsverbot 
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu, als auch die Bauverbote des § 78 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt) bei baulichen Anlagen sowie 
die Verbote weiterer Maßnahmen nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu (§ 
31b Abs. 4 Satz 3 WHG alt). Die daneben geltenden landesrechtlichen Verbote 
des § 100b Abs. 1 BbgWG werden mit Blick auf die Regelungen des § 78 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG kaum noch Bedeutung erlangen (vgl. Kap.  4.1.4).  

3.2.1.2 Hochwassergebiete nach Wassergesetz der DDR  

Die nach DDR-Recht festgelegten Hochwassergebiete gelten nach § 150 BbgWG 
landesrechtlich als Rechtsverordnungen fort. Sie treten erst dann außer Kraft, 
wenn Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 1 BbgWG förmlich festgesetzt 
worden sind oder als festgesetzt gelten (§ 100a Abs. 3 BbgWG). In Bezug auf die 
Vorländer nach § 100a Abs. 1 BbgWG ist dies bereits gegenwärtig der Fall. Inso-
weit sind die Hochwassergebiete nach Wassergesetz der DDR bereits außer Kraft 
getreten.  

Durch die Formulierung in § 31b Abs. 4 WHG („In Überschwemmungsgebieten 
nach Absatz 2 Satz 3 und 4 dürfen durch Bauleitpläne keine neuen Baugebiete 
ausgewiesen werden (….)“) entsprach es bisher der überwiegenden Meinung, 
dass die Planungs- und Bauverbote des § 31b Abs. 4 WHG nicht auf die Über-
schwemmungsgebiete bzw. Hochwassergebiete der jeweiligen Länder – die be-
reits vor Inkrafttreten des WHG (in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005) festgesetzt wurden - 
Anwendung finden. Nunmehr enthält § 106 Abs. 3 WHG eine Übergangsregelung, 
in welcher geregelt ist, dass vor dem 1. März 2010 festgesetzte, als festgesetzt 
geltende oder vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete als festgesetzte 
oder vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 2 
oder Abs. 3 WHG neu gelten. Damit sollte laut der Begründung des Regierungs-
entwurfes die umstrittene Regelung des § 31b Abs. 4 WHG klargestellt werden.52 
Dies bedeutet, dass die Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu ab 
1. März 2010 auch auf die Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz der DDR 
Anwendung finden.  

Daneben sind auch die Vorschriften nach dem übergeleiteten DDR-Recht an-
wendbar. Dabei handelt es sich um Verbote der Errichtung von Vorhaben. Es ist 
im jeweiligen Einzelfall zu prüfen, ob der Beschluss des Rates des Bezirkes zur 

                                                      
52  Begründung des Regierungsentwurfes eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-

Drucks. 280/09, Seite 238. 
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Festlegung des Hochwassergebietes eventuell strengere Verbote als § 78 WHG 
neu enthält.  

Die nach § 36 WG der DDR durch den Rat des Bezirkes festgelegten Hochwas-
sergebiete umfassen die Gebiete zwischen Wasserlauf und Deich oder Hochufer 
sowie weitere Gebiete, die bei Hochwasser häufig überstaut, durchflossen oder für 
die Hochwasserentlastung- oder Rückhaltung beansprucht werden (vgl. Über-
sichtskarte über die beschlossenen Hochwassergebiete in Anhang III). Hochwas-
sergebiete wurden festgelegt, wenn durch Deiche oder die natürlichen Gegeben-
heiten in Form von Hochufern das dahinter liegende Territorium gegen Über-
schwemmung geschützt wurde. Das Schutzgebiet der Hochwassergebiete er-
streckte bzw. erstreckt sich dabei vom Gewässer (Wasserlauf) bis zum binnensei-
tigen Deichfuß bzw. Hochufer.  

„Weitere Gebiete“ im Sinne des § 36 WG DDR sind solche, auf denen sich das 
Wasser außerhalb des Gewässers flächenhaft ausbreitet (Ausuferungs- bzw. Re-
tentionsflächen) und die auf einer bestimmten Breite überströmt werden bzw. die 
infolge einer ständigen Fließbewegung den Hochwasserabflussquerschnitt außer-
halb des Gewässers (Hochwasserabflussgebiet) bildeten. Für die Hochwasserent-
lastung und -rückhaltung beanspruchte Gebiete waren und sind hauptsächlich 
Flutungspolder, Rückhaltebecken und Umfluter.53 

Nach § 36 Abs. 3 Wassergesetz der DDR sowie gemäß § 53 der hierzu ergange-
nen 1. Durchführungsverordnung zum Wassergesetz (1. DVO) gelten für die 
Hochwassergebiete die folgenden Verbote und Nutzungsbeschränkungen:  

„§ 53 Abs. 1 und 2 der 1. DVO 

(1) In Hochwassergebieten sind 

- das Lagern von Wasserschadstoffen und abschwemmbaren Stof-
fen, 

- der Anbau von Sonderkulturen der Landwirtschaft, 
- das Anlegen von Silos, stationären Melkanlagen und Lagerhallen, 

verboten. 

(2) In den Teilen der Hochwassergebiete, die vom Hochwasser durchflos-
sen werden können (Hochwasserabflussgebiete), sind darüber hinaus 

- die Errichtung oder Veränderung von Bauwerken und baulichen An-
lagen, soweit sie nicht dem Hochwasserschutz oder der Schifffahrt 
dienen, 

- der Umbruch von Grünland sowie der Anbau von Ackerkulturen, 
- die Verlegung von Leitungen sowie das Anlegen von Verkehrswe-

gen, 

                                                      
53  Vgl. dazu die Kommentierung zum WG der DDR, Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirt-

schaft und Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR (Hrsg.), Autorenkollektiv unter 
Leitung von Ellenor Oehler, 1. Auflage (1987), Rdnr. 1 zu § 36 WG. 

Vorhabenbezogene Ver-
bote und Nutzungsbe-
schränkungen für Hoch-
wassergebiete der DDR 
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- die Errichtungen von Einfriedungen,  
- das Anlegen von Zeltplätzen und das Aufstellen von Wohnwagen,  
- die Veränderung der Erdoberfläche, die bleibende Erdaufschlüsse 

oder Aufschüttungen,  
- das Lagern von Stoffen oder Gegenständen anderer Art, 
- das Aufstellen von stationären Geräten 

verboten.“ 

Aus dieser Vorschrift ergeben sich somit vorhabenbezogene Verbote, die so oder 
ähnlich in die jeweiligen Entscheidungen des Rates des Bezirkes Eingang gefun-
den haben. Maßgebend für den Vollzug ist der konkrete Inhalt der jeweiligen -
 fortgeltenden - Hochwassergebietsfestlegung. Gemäß § 53 der 1. DVO ist die 
Errichtung und Veränderung von Bauwerken und baulichen Anlagen auch dann 
verboten, wenn diese nur vorübergehenden Zwecken dienen. Unter der Verlegung 
von Leitungen sind sowohl erdverlegte Leitungen als auch Freileitungen zu verste-
hen. Der Begriff der „Einfriedungen“ umfasst mobile stationäre Anlagen. Unter 
„Veränderungen der Erdoberfläche“ sind alle Handlungen zu fassen, die in die 
Oberflächengestaltung des Gebietes eingreifen und den Hochwasserabfluss 
nachteilig beeinflussen oder Auswirkungen auf Hochwasserschutzanlagen haben 
können“.54 

In § 53 Abs. 3 der 1. DVO ist geregelt, dass Ausnahmen von den Verboten einer 
Zustimmung der zuständigen Wasserbehörden bedürfen: 

„(3) Unumgängliche Ausnahmen für die Veränderung oder Beseiti-
gung von Bauwerken, die Verlegung von Leitungen und das Anle-
gen von Verkehrswegen, die Errichtung von mobilen Einfriedun-
gen, das vorübergehende Ablagern abschwemmbarer Stoffe und 
das vorübergehende Aufstellung stationärer Geräte bedürfen der 
Zustimmung der staatlichen Gewässeraufsicht der Wasserwirt-
schaftsdirektion.“ 

Diese Zustimmungen, mit denen über die Vereinbarkeit mit der schadlosen Hoch-
wasserabführung befunden wird, konnten in andere Entscheidungen eingebunden 
werden, wenn die betreffenden Maßnahmen gleichzeitig diese Tatbestände erfül-
len.55 Heute ist diese Zustimmung - wie bei § 31b Abs. 4 Satz 3 WHG - im Rahmen 
eines Einvernehmens von der Baugenehmigung mit umfasst.  

Liegt ein (übergeleitetes) Hochwassergebiet vor, gelten zudem - im heutigen Voll-
zug des Hochwasserschutzrechts - bei der Ausweisung von Baugebieten neben 
dem fortgeltenden Recht, den Planungs- und Bauverboten nach § 78 Abs. 1 WHG 
neu, die Maßgaben des § 1 Abs. 3 BauGB und des Abwägungsgebotes nach § 1 

                                                      
54  Dazu im Einzelnen Autorenkollektiv unter Leitung von Ellenor Oehler, a.a.O.,Kommentierung zum 

Wassergesetz der DDR, zu § 53 Abs. 2 der 1. DVO.  
55  Dazu im Einzelnen Autorenkollektiv unter Leitung von Ellenor Oehler, a.a.O, zu § 53 Abs. 3 der 1. 

DVO. 
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Abs. 7 BauGB, in welchem insbesondere die Belange des Hochwasserschutzes 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB zu bewerten und zu berücksichtigen sind. Bei den 
DDR-Hochwassergebieten handelt es sich zudem regelmäßig um faktische Über-
schwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 1 WHG alt), so 
dass auch das Erhaltungsgebot nach § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt) 
Anwendung findet.  

3.2.1.3 Überschwemmungsgebiete gemäß 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu 

Ein weiterer Anwendungsfall der Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 und 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) und der Verbote weiterer Maßnah-
men nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu bzw. § 100b Abs. 1 BbgWG 
sind die Überschwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 WHG 
neu (§ 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG alt).  

Der brandenburgische Gesetzgeber hat in § 100a Abs. 2 WHG das für Wasser-
wirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung verpflichtet, entsprechende 
Karten zu den Überschwemmungsgebieten öffentlich bekannt zu machen. Vor der 
Bekanntmachung sind nach § 100a Abs. 2 Satz 3 BbgWG die Entwürfe der Karten 
während der Dauer eines Monates bei der Wasserbehörde und bei den betroffe-
nen Gemeinden auszulegen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass innerhalb von 
zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich bei der Wasserbehörde zu 
den Entwürfen Stellung genommen werden kann. Durch dieses förmliche Verfah-
ren – welches auch den Anforderungen des § 76 Abs. 4 WHG neu entspricht - 
sollen mindestens die Überschwemmungsgebiete - in denen ein Hochwasserer-
eignis einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser)56 - bis spä-
testens zum 22. Dezember 2013 festgesetzt werden.  

3.2.1.4 Ausweisung „neuer Baugebiete“ durch Bauleitpläne 

In den Vorländern, den förmlich festzusetzenden Überschwemmungsgebieten, 
sowie den Hochwassergebieten nach dem Wassergesetz der DDR dürfen gemäß 
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) durch Bauleitpläne oder 
sonstige Satzungen (insbesondere nach § 34 Abs. 4 BauGB) nach dem Bauge-
setzbuch grundsätzlich keine neuen Baugebiete ausgewiesen werden. Nicht unter 
das generelle Verbot fallen dagegen Außenbereichssatzungen nach § 35 Abs. 6 
BauGB, da sie keine Baugebiete ausweisen, sondern nur einzelne öffentliche Be-
lange ausblenden. Baugebiete sind nach der Legaldefinition in § 1 Abs. 2 BauN-
VO zunächst Flächen, die für die Bebauung vorgesehen sind und in einem Bau-
leitplan (Bebbauungsplan, Flächennutzungsplan) nach der besonderen Art ihrer 
baulichen Nutzung dargestellt werden (z. B. Wohngebiete, Mischgebiete oder 

                                                      
56  Dazu Begründung zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden 

Hochwasserschutzes, BR.-Drucks.268/04, S. 25. 
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Gewerbegebiete).57 Obwohl § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 
WHG alt) ausdrücklich nur von Baugebieten spricht, wird man ihn mit Blick auf den 
Sinn und Zweck des Gesetzes auch auf Bauflächen anzuwenden haben.58 Ge-
mäß § 1 Abs. 1 BauNVO können in einem Flächennutzungsplan die für die Bebau-
ung vorgesehenen Flächen auch nach der allgemeinen Art ihrer baulichen Nutzung 
(Bauflächen) dargestellt werden (z. B. Wohnbauflächen, gemischte Bauflächen, 
Sonderbauflächen).  

Die Art der baulichen Nutzung kann grundsätzlich in einem Bebauungsplan außer 
durch Baugebietsfestsetzungen nach Maßgabe der Baunutzungsverordnung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 2 ff. BauNVO) auch durch anderweitige Flä-
chenfestsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB bestimmt werden. In Betracht kommt 
beispielsweise die Festsetzung einer Gemeinbedarfsfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB (bzw. § 5 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) oder von Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-, 
Zelt- und Badeplätzen und Friedhöfen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB. Wird damit 
die planungsrechtliche Grundlage beispielsweise für die Errichtung von Gebäuden 
(z. B. von Schulen) geschaffen, besteht im Hinblick auf die Belange des Hochwas-
serschutzes eine Vergleichbarkeit mit der Festsetzung von Baugebieten und Bau-
flächen im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO.59  

Die Aufnahme der baurechtlichen Satzungen (Innenbereichssatzungen nach § 34 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB) in den Verbotstatbestand entspricht dem Schutz-
zweck des Verbotes60 und schließt eine bisher in § 31 b Abs. 4 Satz 1 WHG alt 
bestehende Regelungslücke.  

Mit neuen Baugebieten sind zunächst die Baugebiete gemeint, die festgesetzt 
werden, um erstmals eine zusammenhängende neue Bebauung zu ermögli-
chen.61 Die Überplanung des Bestandes - also das planerische Festschreiben des 
Status quo ohne Erweiterung des Maßes der baulichen Nutzung - ist hingegen 
zulässig.62 

                                                      
57  So Handlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasser-

schutz der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, AR-
GEBAU, Stand März 2008, unter 3.2.1, Seite 16. 

58  So Handlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasser-
schutz der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, AR-
GEBAU, Stand März 2008, unter 3.2.1, Seite 16; diese Auffassung ist allerdings in der Rechtspre-
chung noch nicht bestätigt. 

59  Ob § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt) auch andere Festsetzungen 
als nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB bzw. nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB umfasst, ist in der Zukunft 
noch durch die Rechtsprechung zu klären. Im Sinne der erweiternden Auslegung: Handlungsanlei-
tung für den Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasserschutz in der Raum-
ordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, der ARGEBAU, Stand: 
06.03.2008, S. 16; dagegen Begründung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Verbesse-
rung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, BT-Drucks., 15/3168, S. 14, wo steht: Satz 1 
schließt – von den unabweisbaren Ausnahmefällen der Hafenanlagen und Werften abgesehen – 
die Ausweisung neuer Baugebiet im Sinne der Baunutzungsverordnung in festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten durch Bauleitpläne (Flächennutzungs- und Bebauungspläne) aus. 

60  Begründung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-
Drucks., 280/90, Seite 221. 

61  So zunächst Handlungsanleitung für den Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum 
Hochwasserschutz der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzel-
vorhaben, ARGEBAU, Stand März 2008, unter 3.2.1, Seite 15. 

62  Breuer, NuR 2006, 614, 620; Hünnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1236; Handlungsanleitung für 
den Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasserschutz der Raumordnung, in 
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Ob und inwieweit § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) auch 
bei der Überplanung vorhandener Bebauung Anwendung findet, wenn dies eine 
Modifizierung des Baugebietes zur Folge hat, ist in der Rechtsprechung und Lite-
ratur noch nicht abschließend geklärt. Mit Blick auf den Zweck der Regelung dürfte 
folgende Differenzierung zugrunde zu legen sein:  

Im Rahmen der Überplanung von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen nach 
§ 34 BauGB wird allenfalls dann ein „neues Baugebiet“ geschaffen, wenn damit 
eine  

• wesentliche Erweiterung oder  
• Verdichtung  

des vorhandenen Bestandes oder bisher zulässigen Rahmens einhergeht und das 
zur Verfügung stehende Retentionsvolumen deshalb maßgebend verringert 
wird.63  

Eine reine Nutzungsänderung wird aber auch nach der obigen Differenzierung 
dann zulässig sein, wenn mit ihr keine Verringerung des Retentionsvolumens ein-
hergeht. In einem Bericht des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes zur öffentlichen Anhörung wird folgendes ausgeführt:  

„In der Anhörung sei außerdem von den kommunalen Spitzenverbänden die Auffassung 
vertreten worden, dem Regierungsentwurf lasse sich nicht zweifelsfrei entnehmen, ob 
die bestandssichernde Überplanung innerstädtischer Baugebiete und die Umplanung 
aufgegebener Hafengebiete und Industriebrachen mit dem Ziel der Umnutzung des 
Baubestandes in Überschwemmungsgebieten noch zulässig sei. Ferner habe der Deut-
sche Industrie- und Handelstag bezweifelt, ob unbeplante Innenstadtbereiche künftig 
noch überplant werden dürften. Einer ausdrücklichen Regelung bedürfe es nach eigener 
Auffassung indessen nicht, weil sich die Zulässigkeit der Überplanung bestehender 
Bausubstanz mit hinreichender Deutlichkeit aus dem Regierungsentwurf ergebe. Die 
Neuregelungen des § 31b Abs. 4 WHG [nun § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 WHG 
neu] stünden der Überplanung zusammenhängend bebauter Ortsteile im Sinne des 
§ 34 BauGB nicht entgegen. Das Planungsverbot in Satz 1 richte sich vielmehr gegen 
die Planung von neuen Baugebieten. Damit seien nur solche Gebiete gemeint, die fest-
gesetzt werden, um erstmals eine zusammenhängende Bebauung zu ermöglichen. 
Erstmalige Überplanung und Umplanung würden keine neuen Baugebiete schaffen, 
sondern lediglich eine bestimmte Nutzung des Baubestandes festsetzen. Vor diesem 
Hintergrund wären auch künftig sowohl erstmalige Überplanung, z. B. historischer Alt-

                                                                                                                                       

der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, der ARGEBAU, Stand: 6.3.2008, 
S. 16; dazu auch Jeromin//Praml, NVwZ 2009, 1079, 1082. 

63  Kotulla stellt sich hingegen auf den Standpunkt, dass weder die Erweiterung noch sonstige Ver-
änderung bereits bestehender Baugebiete von § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG umfasst ist. Aufgrund 
der Veränderung des Baugebietes würde sich zwar dessen Ausdehnung modifizieren, dadurch 
werde es allerdings nicht zu einem neuen - erstmalig ausgewiesenen - Baugebiet, sondern behal-
te rechtlich den Status eines bereits bestehenden Baugebietes (Kotulla, WHG zwischen Hoch-
wasserschutz, Strategischer Umweltprüfung und Förderalismusreform, Komm., 2007, § 31b, Rdnr. 
81.). Dieser Meinung ist entgegen zu setzen, dass jede Erweiterung letztlich auch die Ausweisung 
eines neuen (Teil-)Baugebietes umfasst und andernfalls eine Umgehung des Schutzzweckes 
nicht auszuschließen wäre.  
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städte, als auch Umplanungen zur Brachflächennutzung nach Aufgabe der früheren 
Nutzung zulässig.“64 

 

Was unter den Begriff des neuen Baugebietes i. S. d § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) fällt, ist letztlich eine Frage des Einzelfalls. Die 
Rechtsprechung hat die Aufgabe, die verbleibenden Unsicherheiten bei der Ausle-
gung dieses Tatbestandsmerkmals zu beseitigen.  

Beispiele für die „Ausweisung neuer Baugebiete“ 
• Die Änderung einer Grünfläche in eine Wohnbaufläche stellt die Ausweisung eines 

neuen Baugebietes dar.  
• Die Überplanung eines ehemaligen Brauereigebäudes mit einem vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan mit der Zweckbestimmung Einkaufszentrum stellt jedenfalls 
dann die Ausweisung eines neuen Baugebietes dar, wenn nicht nur die Art der 
Nutzung, sondern auch das Maß der baulichen Nutzung wesentlich erweitert wird.  

3.2.2 Ausnahmeregelungen des § 78 Abs. 2 WHG neu  

Systematisch handelt es sich bei dem Planungsverbot des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) um ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbe-
halt, d. h. auch bei der Erfüllung der Ausnahmevoraussetzungen besteht kein An-
spruch auf Dispenserteilung.65  

Die Frage, ob eine Versagung der Erteilung einer Ausnahme rechtmäßig war, kann 
verwaltungsgerichtlich überprüft werden, da insoweit die kommunale Planungsho-
heit (Art. 28 Abs. 2 GG) beschränkt wird. Bei den einzelnen Merkmalen handelt es 
sich um unbestimmte Rechtsbegriffe ohne Beurteilungsspielraum, die im Grund-
satz der vollständigen verwaltungsgerichtlichen Kontrolle unterliegen.66 Die zu-
ständige Behörde kann die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulas-
sen, wenn die Voraussetzungen vorliegen, wobei es sich dabei um ein intendiertes 
Ermessen handelt. Die in den Nummern 1 bis 9 des § 78 Abs. 2 WHG neu (§ 31b 
Abs. 4 WHG alt) vorgenommene Auflistung der Voraussetzungen verdeutlicht, 
dass die ausnahmsweise gestattete Durchbrechung des Bauleitplanungsverbotes 
zugunsten der betroffenen Kommunen im Wesentlichen von der Einhaltung eines 
auf den aktuellen Hochwasserstandard bezogenen Verschlechterungsverbo-
tes abhängig ist.  

Die einzelnen Ausnahmevoraussetzungen müssen kumulativ erfüllt sein67. Sie 
stehen nicht konkret isoliert nebeneinander, sondern überlagern sich teilweise in 
der auf Prognosen angewiesenen Bewertung.68 Im Genehmigungsverfahren trägt 

                                                      
64  Bericht des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zum Entwurf eines Ge-

setzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, in Bundestagsdrucksache 
15/3510, S. 3 

65  Czychowsky/Reinhardt, a.a.O.,§ 31 b, Rdnr. 59. 
66  Breuer, NuR 2006, 614, 619. 
67  Kotulla, NvWZ 2006, S. 131, Behrendes, ZfW 2005, S. 207. 
68  Hünnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1237. 
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die antragstellende Gemeinde die Darlegungslast für das Vorliegen der Voraus-
setzungen69.  

Die Prüfung der einzelnen Voraussetzungen der Ausnahmeregelung ist auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes - bedingt durch dessen Maßstäblichkeit - nicht 
so detailliert möglich, wie bei einem Bebauungsplan. Für den Fall, dass ein Paral-
lelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt wird, ließe sich der parallel auf-
zustellende Bebauungsplan für die Prüfung heranziehen. Stellt zunächst nur der 
Flächennutzungsplan ein neues Baugebiet dar, muss die Begründung zum Flä-
chennutzungsplan eine Prognose zu den Auswirkungen der späteren Bebauungs-
planfestsetzungen des dargestellten Baugebietes anhand der Voraussetzungen 
des § 78 Abs. 2 Nr. 1 bis 9 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 9 WHG alt) 
enthalten. Des Weiteren sollte ein Hinweis zu finden sein, dass im Bebauungs-
planverfahren die Tatbestandsmerkmale des § 78 Abs. 2 Nr. 1 bis 9 WHG neu (§ 
31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 9 WHG alt) erneut konkret zu prüfen bzw. gegenüber 
der Wasserbehörde nachzuweisen sind und dass andernfalls der Bebauungsplan 
nicht aufgestellt werden kann.  

Generell bietet sich zur Darlegung der Tatbestandsvoraussetzungen der Umwelt-
bericht (§ 2a BauGB) – der grundsätzlich bei allen Bauleitplänen erforderlich ist - 
an.  

Zuständig für die Erteilung der Ausnahme ist die Untere Wasserbehörde. Formal 
ist die Zustimmung im Bebauungsplanverfahren über die Beteiligung der Wasser-
behörde als Träger öffentlicher Belange einzuholen. Materiell handelt es sich um 
ein echtes Zustimmungserfordernis im Sinne eines Planungsleitsatzes.70 Die 
Gemeinde kann sich also über ein „Nein“ der Unteren Wasserbehörden nicht im 
Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB hinwegsetzen.  

Im Folgenden werden die Ausnahmevoraussetzungen im Einzelnen erläutert. 

3.2.2.1 Keine Andere Möglichkeit der Siedlungsentwicklung 

Die Ausnahmevoraussetzung sieht vor, dass neue Baugebiete zugelassen werden 
können, wenn keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen 
oder geschaffen werden können. Die Voraussetzung ist nur erfüllt, wenn eine Sied-
lungsbildung in der Gemeinde ausschließlich innerhalb von Überschwemmungs-
gebieten möglich ist. Abzustellen ist dabei auf das gesamte Gebiet der überplanten 
Gemeinde. Wirtschaftliche Aspekte sollen im Rahmen dieser Entscheidung keine 
Berücksichtigung finden.71 Bevor Überschwemmungsgebiete zur Siedlungsent-
wicklung in Betracht gezogen werden, ist die planende Kommune gehalten, alle 
sich ihr bietenden sonstigen Optionen auszuschöpfen. Hierzu gehört neben der 
Schließung noch vorhandener Baulücken auch die Heranziehung von im Vergleich 
zu den Überschwemmungsgebietsarealen nach Zustand und Lage deutlich weni-
ger attraktiver höher gelegener Gemeindeflächen; und zwar selbst dann, wenn 

                                                      
69  Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 63; Munk, 5/2005, S. 22. 
70  Hünnekens/Arnold, NVwZ 2006, 1232, 1235. 
71  Hünnekens/Arnold, NVwZ 2006, 1232, 1235. 
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deren Erschließung mit beträchtlichem finanziellen Aufwand verbunden wäre.72 
Der Umstand, dass für die Kommune insbesondere wirtschaftlich wichtige poten-
tielle Investoren ihre Bereitschaft zur dortigen Ansiedlung allein von der Zurverfü-
gungstellung bestimmter Flächen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet ab-
hängig machen, das Angebot anderer in der betreffenden Gemeinde liegender 
Grundstücke indes ablehnen, reicht hier nicht aus. Zudem kommt es nicht darauf 
an, ob der konkrete Siedlungsbedarf der Gemeinde auf den zur Verfügung stehen-
den Flächen durch Ausweisung eines neuen Baugebietes befriedigt werden kann.  

Beispiel 
Die Ausnahmevoraussetzung kann vorliegen, wenn  
• das gesamte Gemeindegebiet innerhalb von Überschwemmungsgebieten nach 

§ 76 Abs. 2 WHG neu liegt oder  
• aus topografischen Gründen eine Siedlungsentwicklung nur innerhalb von Über-

schwemmungsgebieten in Betracht kommt.  

Mit dem BauGB 2007 hat der Gesetzgeber die Innenentwicklung mit dem neuen 
§ 13a BauGB-Verfahren - in Abgrenzung zur gezielten Entwicklung auf bisher un-
berührten Außenbereichsflächen - stärken wollen. Sowohl aus der Intention dieses 
Gesetzes aber auch aus Gründen des Hochwasserschutzes im Sinne des § 78 
Abs. 2 Nr. 1 WHG neu ist damit zu fragen, ob nicht durch die Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenent-
wicklung neue Baugebiete im Ortskern geschaffen werden und somit Über-
schwemmungsgebiete von weiterer Bebauung freigehalten werden können. Oft-
mals werden folglich beide gesetzgeberischen Ziele - Schutz des Außenbereiches 
und Hochwasserschutz - in die gleiche Richtung gehen. Es kann jedoch auch Fälle 
geben, in denen sich die jeweiligen Schutzziele widersprechen. 

Beispiele 
Befindet sich der Ortskern einer Stadt im Überschwemmungsgebiet, würde der Hoch-
wasserschutz im Sinne des § 78 Abs. 1 Satz Nr. 1 WHG neu (§  31b Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
WHG alt) die Ausweisung weiterer Gebiete oder die Überplanung des vorhandenen Be-
standes innerhalb des bebauten Ortskernes verbieten. In diesem Falle werden sich die 
Zwecke des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes - der 
Schutz von Leben und Gesundheit - durchsetzen, obwohl mit dem BauGB 2007 die 
Nachverdichtung des vorhandenen Bestandes gestärkt wurde.  
• Die Voraussetzung des § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 

WHG alt) ist nicht dadurch gegeben, dass im Überschwemmungsgebiet in Gewäs-
sernähe hochwertigere, attraktivere Wohnbebauung realisiert werden könnte, als 
an anderen Standorten im Gemeindegebiet außerhalb des Überschwemmungsge-
bietes. 

• Eine Standortalternative besteht ggf. nicht, wenn ein vorhandener Betrieb sich er-
weitern möchte. In diesem Falle wird es häufig so sein, dass die Erweiterung am 

                                                      
72  Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltprüfung und Förderalismusre-

form, Komm., 2007, § 31b, Rdnr. 87. 
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vorhandenen Betriebsstandort vorgenommen werden muss, um den Betriebsablauf 
weiterhin zu gewährleisten73.  

                                                      
73  Handlungsanteilung zum Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasserschutz 

in der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, der AR-
GEBAU, Stand: 6.3.2008, S. 18. 
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Die Ausnahmevoraussetzung fordert ggf. eine Prüfung alternativer Standorte. Bei 
der Flächennutzungsplanung kann im Hinblick auf diese Alternativenprüfung auf 
die im Umweltbericht vorgenommene Alternativenprüfung zurückgegriffen werden 
(dazu Anlage 1 zum BauGB unter Nr. 2 d). Im Rahmen dieser Alternativenprüfung 
wird - ähnlich der Alternativenprüfung nach § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG neu 
(§ 31b Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WHG alt) - das gesamte Gemeindegebiet betrachtet. 
Hingegen wird bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes grundsätzlich lediglich 
der Geltungsbereich des Bebauungsplanes für Alternativvorhaben - beispielsweise 
einer anderweitigen Anordnung der Gebäude, usw. - in den Blick genommen. An-
ders ist dies, wenn bspw. aus naturschutzfachlicher Sicht - etwa bei der Natura 
2000-Verträglichkeitsprüfung - ein weiträumiger Untersuchungsrahmen zu wählen 
ist, dann kann auch hier ggf. auf diese Untersuchung zurückgegriffen werden. 
Sonst ist die Gemeinde aus materieller - wasserrechtlicher - Sicht auch im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens nun bei neuen Bebauungsplänen von vornherein 
gehalten, mit Blick auf § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 WHG 
alt) eine das gesamte Gemeindegebiet umfassende Alternativenprüfung vorzu-
nehmen. Diese dient dann der Darlegung der Voraussetzung des § 78 Abs. 2 Nr. 1 
WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 WHG alt) gegenüber der Wasserbehörde.  

3.2.2.2 Angrenzung an ein bestehendes Baugebiet 

Zweite Voraussetzung ist, dass das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein 
bestehendes Baugebiet angrenzt. Dabei muss es sich nicht um ein bauplanungs-
rechtlich förmlich festgesetztes Baugebiet im Sinne der BauNVO handeln74. Das 
neue Baugebiet kann auch an einen Innenbereich nach § 34 Abs. 1 oder 2 BauGB 
angrenzen. Damit sollen Bauleitplanungen, die neue, selbstständige Siedlungsan-
sätze im Überschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 
WHG alt) beinhalten, ausgeschlossen werden.75 Mit einem bestehenden Baugebiet 
ist der tatsächlich vorhandene - und nicht der planbedingte - Bestand gemeint.76  

3.2.2.3 Keine Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sach-
schäden 

Die Ausweisung des Baugebietes ist ausnahmsweise möglich, sofern eine Ge-
fährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu 
erwarten sind.  

Für diese Vorschrift wird die allgemeine Verpflichtung, bei der Aufstellung der Bau-
leitpläne die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-
se und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung zu berücksichtigen 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB), konkretisiert. Dabei ist zum einen die Sicherheit für die 
Grundstücke und ihre Bewohner im Baugebiet selbst als auch die Sicherheit für 

                                                      
74  Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 65. 
75  Handlungsanleitung der ARGEBAU, Stand: 6.3.2008, S. 18. 
76  Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 65; anders Kotulla, der die Ausweisung in einem 
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Ober- und Unterlieger des Baugebietes in den Blick zu nehmen. Den Anforderun-
gen aus der Nr. 3 wird der Träger der Bauleitplanung im Regelfall nur dann ent-
sprechen können, wenn die vorgesehenen Schadensvermeidungs- oder Scha-
densverminderungsmaßnahmen ungeachtet einer neuen Baugebietsausweisung 
so wirkungsvoll sind, dass im Hochwasserfall keine Lebensgefährdung für sich dort 
aufhaltende Menschen, sondern allenfalls unwesentliche Gesundheits- oder Sach-
schäden zu erwarten sind. Ob dies erwartet werden darf, hängt davon ab, ob für 
das Nichteintreten der Rechtsgutsgefährdungen oder -schädigungen eine hinrei-
chende, d.h. begründete Wahrscheinlichkeit spricht. Konkret muss der Planungs-
träger dafür unter Zugrundelegung der von ihm herbeigeführten neuen bauleitpla-
nerischen Situation zumindest Ermittlungen zur Häufigkeit schadensträchtiger 
Überschwemmungen und den voraussichtlich zu erwartenden Hochwasserständen 
anstellen.77 

3.2.2.4 Keine Beeinflussung des Hochwasserabflusses und der Höhe des 
Wasserstandes  

In der in § 78 Abs. 2 Nr. 4 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 Nr. 4 WHG alt) enthalte-
nen Maßgabe, dass der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes 
nicht nachteilig beeinflusst werden dürfen, liegt für die Praxis ggf. ein erhebliches 
Ausnahmehindernis. Der Begriff des „Abflusses“ umfasst den oberirdischen und 
den unterirdischen Abfluss; ob der Abfluss ober- oder unterirdisch erfolgt, ist von 
der Infiltration abhängig.78 Es ist somit der dem natürlichen Gefälle folgende, in 
Folge natürlicher Ereignisse (z.B. starke Regenfälle, Schneeschmelze, Eisstau, 
Rückstau) vom Gewässerbett noch oder nicht mehr aufnehmbare Ablauf des 
Hochwassers gemeint. Wasserstand bezeichnet hingegen die Höhe der Wasser-
oberfläche über einem bestimmten Niveau. Unter Beeinflussung versteht man all-
gemein die durch ein Ereignis bewirkte, zumindest vorübergehende oder zeitweise 
Abweichung von den bisherigen Verhältnissen. Da eine Bebauung in einem Über-
schwemmungsgebiet regelmäßig mit einer Bodenversiegelung verbunden ist, wird 
sich diese regelmäßig für den Hochwasserabfluss als nachteilig erweisen. Die 
antragstellende Gemeinde hat insbesondere nachzuweisen, dass die Versicke-
rungsfähigkeit des Bodens trotz der Bebauung durch geeignete Ausgleichsmaß-
nahmen vollständig kompensiert wird79, so dass hohe Anforderungen an diese 
Maßnahmen zu stellen sind (vgl. Beispiele sowie Bsp. unter Pkt. 3.2.3.5). Nicht 
nachteilig ist die Beeinflussung des Hochwasserabflusses, wenn durch die vorge-
sehene neue bauliche Nutzung des Gebiets kein im Vergleich zu dem bisherigen 
Zustand erhöhter Aufwand für das möglichst schadlose Abführen des gesamten 
rückgestauten Wassers betrieben werden muss. Mit einer nachteiligen Beeinflus-
sung des Hochwasserabflusses wird regelmäßig auch eine entsprechende negati-
ve Einwirkung auf den Wasserstand einhergehen. Dies kann etwa dann der Fall 

                                                      
77  Kotulla, a.a.O., § 31 b Rdnr. 89. 
78  Patt et al. 1998: Naturnaher Wasserbau: Entwicklung und Gestaltung von Fließgewässern. Sprin-

ger Verlag, Berlin Heidelberg. 
79  Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 67. 
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sein, wenn das neu ausgewiesene Baugebiet zu seinem eigenen Schutz durch 
zusätzliche Deiche, Wehre, usw. geschützt werden muss.80 

Beispiele  

Eine Beeinflussung des Hochwasserabflusses und der Höhe des Wasserstandes liegt 
vor, wenn 

• eine Einengung des Abflussquerschnittes erfolgt oder das geplante Vorhaben ein 
Abflusshindernis bildet. 

• durch die Planung eines Baugebietes Flächen versiegelt werden, da die fehlende 
Versickerung eine Erhöhung des Abflusses bewirkt. 

• Erschließungsmaßnahmen, die das Regenwasser über die Kanalisation unmittelbar 
dem Vorfluter zuführen, die Versickerung in der Fläche vermindern und somit zu 
einem erhöhten Abfluss beitragen.  

Die Beeinflussung des Hochwasserabflusses und die Höhe des Wasserstandes durch 
die baubedingte Flächenversiegelung kann vermindert werden, wenn in einem Bauge-
biet bspw. eine dezentrale Versickerung von Niederschlägen vorgesehen und dadurch 
zur Wiederherstellung der natürlichen Abflussbedingungen beigetragen wird. 

 

3.2.2.5 Keine Beeinträchtigung der Hochwasserrückhaltung 

Gemäß § 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Nr. 5 WHG alt) ist nachzuwei-
sen, dass die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von 
verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgegli-
chen wird. 

Mit Hochwasserrückhaltung ist die prinzipielle Eigenschaft des Überschwem-
mungsgebiets gemeint, für das in ihm auftretende Hochwasser einen Raum zur 
Ausbreitung zu bieten, der den Hochwasserabfluss wirksam verlangsamt, damit 
der Hochwasserscheitel abflacht und auf diese Weise zu einer Entspannung der 
Hochwassersituation insgesamt beiträgt. Diese Eigenschaft darf nicht beeinträch-
tigt, also nicht verschlechtert werden. Damit enthält die Nr. 5 ein absolutes Ver-
schlechterungsverbot. Es geht dabei in erster Linie um natürliche oder naturnahe 
Gebiete (z. B. Flussauen), also um solche, die bislang von der zivilisatorischen 
Nutzungsstruktur im Wesentlichen unbeeinflusst geblieben sind. Zudem werden 
hierunter prinzipiell auch künstlich geschaffene, zur Aufnahme von Hochwasser 
bestimmte Areale (z. B. Hochwasserrückhaltebecken, ufernahe tiefer liegende 
Wiesen oder Weideflächen) fallen.81  

Ein etwaiger Verlust von verloren gegangenem Rückhalteraum muss in jeder Hin-
sicht gleichwertig und gleichzeitig ausgeglichen werden. Er ist nur gelungen, 
sofern eine wesentliche Schmälerung der Leistungsfähigkeit des Hochwasserrück-
haltevermögens an dem betroffenen Gewässerabschnitt ausbleibt. Bloße Ersatz-

                                                      
80  Kotulla, a.a.O., § 31 b Rdnr. 90. 
81  Kotulla, a.a.O., § 31 b Rdnr. 92. 
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maßnahmen im Sinne des § 19 Abs. 2 BNatSchG oder die Erhebung einer länder-
seitig regelbaren adäquaten Ersatzzahlung genügen daher den Ausgleichserfor-
dernissen nicht. Der Ausgleich für beseitigten Rückhalteraum hat umfang-, funk-
tions- und zeitgleich zu erfolgen. 

Beispiel 

Ein umfanggleicher Ausgleich ist beispielsweise dann gegeben, wenn an die Stelle ei-
ner bisher der Hochwasserrückhaltung dienenden ausgedehnten Wiesen- oder Weide-
fläche ein in seiner flächenhaften Ausdehnung erheblich kleineres, aber in seiner Rück-
haltefunktion gleichwertiges Hochwasserrückhaltebecken tritt. Es können aber auch frü-
here Überschwemmungsgebiete wieder diesem Zweck zugeführt werden. 

Die Funktionsgleichheit des neu geschaffenen mit derjenigen des weggefallenen 
Rückhalteraums gebietet Zweckidentität zwischen beiden Rückhalteräumen. Dem-
entsprechend muss der künftige ebenso wie der weggefallene Rückhalteraum 
seiner Bestimmung nach in erster Linie der Hochwasseraufnahme und  
-rückhaltung dienen. 

Die Flächen für Maßnahmen zum Ausgleich sind in den Bauleitplänen so festzu-
setzen bzw. darzustellen, wie es bspw. auch für die Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen der Eingriffsregelung im Bebauungsplan durch die Festsetzungen gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB geschieht. Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass die 
Durchführung der Maßnahmen vor der Umsetzung der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes - also zumindest zeitgleich - erfolgt. Dies bedeutet, dass unmittelbar 
einhergehend mit dem Verlust des einen Rückhalteraums der neue zur Verfügung 
steht. Insoweit können die Gemeinden sich auch des Instruments einer bedingten 
Festsetzung (§ 9 Abs. 2 BauGB) bedienen, d.h. die Baugebietsfestsetzung an die 
vorherige Durchführung von Maßnahmen zur Schaffung eines ausreichenden 
Rückhaltevolumens knüpfen. 

Eine solche Ausgleichsverpflichtung kann auch durch einen entsprechenden öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag auf den Vorhabenträger verlagert werden (vgl. 
§ 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Gemeinde hat selbstverständlich auch die Möglich-
keit, den Ausgleich selber zu realisieren und lediglich die Kosten auf den Vorha-
benträger umzulegen (vgl. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB).  

Beispiele 

Eine Beeinträchtigung der Hochwasserrückhaltung wird insbesondere durch die Redu-
zierung des Rückhalteraumes durch Bebauung und Flächenversiegelung bewirkt.  

Ausgleichsmaßnahmen stellen bspw. dar:  

• Bau von zentralen oder dezentralen Rückhaltebecken zur Wiederherstellung von 
Rückhalteflächen,  

• �Gewässerausbau einerseits zur Abflussverlangsamung (außerhalb bebauter Ge-
biete), andererseits zur Beschleunigung und zur Senkung der Wasserspiegel (in-
nerhalb bebauter Gebiete), 

• Tieferlegung der Auenflächen bzw. Beseitigung von Aufschüttungen zur Vergröße-
rung der Retentionsräume, 

• Rückbau von Stauanlagen und Querbauwerken, Aufweiten des Gewässerbettes.  
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3.2.2.6 Keine Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes  

Eine Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes i. S. d. § 78 Abs. 2 
Nr. 6 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 2 Nr. 6 WHG alt) darf durch die Ausweisung 
des neuen Baugebietes nicht herbeigeführt werden. In diese Bewertung sind alle 
Schutzmaßnahmen einzubeziehen, auf die sich die Ausweisung des Baugebietes 
auswirken kann. Der Schutz vor Hochwasser kann den Erhalt oder die Verbesse-
rung der ökologischen Strukturen der Gewässer und ihrer Überflutungsflächen, die 
Verhinderung erosionsfördernder Maßnahmen, den Erhalt oder die (Rück-
)Gewinnung von Rückhalteflächen, die Regelung des Hochwasserabflusses sowie 
die Vermeidung und Verminderung von Hochwasserschäden zum Gegenstand 
haben. Jede mit der neuen Baugebietsausweisung einhergehende Maßnahme, die 
geeignet ist, die Erreichung zumindest einer der genannten hochwasserschützen-
den Zielsetzungen und Maßnahmen mehr als bisher nicht nur unerheblich zu be-
hindern, stellt eine unzulässige Beeinträchtigung im Sinne der Nr. 6 dar. Von kei-
ner Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes darf daher nur aus-
gegangen werden, wenn der Schutz vor hochwasserbedingten Beeinträchtigungen 
durch die Baugebietsausweisung im Vergleich zu dem bisherigen Schutz insge-
samt nicht abgesenkt wird.  

3.2.2.7 Keine Auswirkungen auf Unter- bzw. Oberlieger 

Zudem dürfen keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu 
erwarten sein. Hier ist zu prüfen, ob die wasserrechtlichen Nachbarn (Oberlieger, 
Unterlieger) durch die Ausweisung des neuen Baugebietes beeinträchtigt werden. 
Es ist zu untersuchen, ob durch das neue Baugebiet ein entsprechender Rückstau 
des Hochwassers auf oberliegende Grundstücke entsteht oder in Folge des Bau-
gebietes die Auswirkungen des Hochwassers bei den Unterliegern verstärkt wer-
den. Auf diese Weise wird verhindert, dass die Baugebietsausweisung lediglich zu 
einer örtlichen Verlagerung der durch Auftreten des Hochwassers entstehenden 
Gefahren und Risiken führt. Angesichts der mit Nr. 7 intendierten Verhinderung der 
Risikoverlagerung zu Lasten Dritter muss hier ein weites Verständnis von  
Ober-/Unterlieger zu Grunde gelegt werden. Deshalb wird es so sein, dass der 
Terminus „Oberlieger“ begrifflich alle diejenigen Grundstücke einschließt, die ge-
messen am Geländeniveau höher, die Bezeichnung „Unterlieger“ diejenigen 
Grundstücke, die gemessen am Geländeniveau tiefer als die von der betreffenden 
Bauleitplanung erfassten liegen. Der Bezug auf die Fließrichtung des Gewässers 
dürfte nur von untergeordneter Bedeutung sein.82 Aus den Wörtern „zu erwarten“ 
folgt, dass keine tatsächliche Gewissheit gegeben sein muss, sondern eine Zu-
kunftsprognose, mit einer für das Nichteintreten nachteiliger Auswirkungen hinrei-
chenden Wahrscheinlichkeit. 

 

                                                      
82  Kotulla, a.a.O., § 31 b Rndr. 96. 
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Beispiele  
Auswirkungen auf den Unterlieger wirken sich durch die baubedingte Verringerung von 
Retentionsräumen aus. Die natürlichen Rückhalteräume stehen für eine Ausuferung des 
Flusses nicht mehr zur Verfügung, die Auenvegetation geht verloren. Die fehlenden na-
türlichen Überschwemmungsflächen führen zu einer Beschleunigung der ablaufenden 
Hochwasserwelle, so dass für die flussabwärts gelegenen Gemeinden (Unterlieger) die 
Hochwassergefahr steigt. 

Durch den Bau von künstlichen Hindernissen im Gewässer- oder Uferbereich, kann das 
Abflussprofil versperrt werden, so können treibende Eisschollen bspw. für die Oberlie-
ger zu einem Rückstau führen. 

3.2.2.8 Beachtung der Belange der Hochwasservorsorge 

§ 78 Abs. 2 Nr. 8 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 2 Nr. 8 WHG alt), der vorsieht, 
dass die Belange der Hochwasservorsorge zu beachten sind, betrifft den Schutz 
der Bewohner des Baugebietes selbst. Für die zulässigen baulichen Anlagen sind 
bauplanungsrechtlich hinreichende Anforderungen festzusetzen, um die Bebauung 
größtmöglich vor den Überschwemmungsfolgen zu schützen. Zudem darf auch die 
vorhandene bauliche Nutzung nicht mehr als bisher gefährdet werden. Hierbei geht 
es letztlich um eine Eliminierung von Hochwassergefahren und die Minimierung 
von Hochwasserschäden. Hierunter wird man alle einer hochwasserbedingten 
Schadens- und Gefahrvermeidung bzw. -minimierung dienenden Maßnahmen 
zählen können.83 Insgesamt dürfte die von der Nr. 8 geforderte Beachtung der 
Hochwasservorsorgebelange inhaltlich mit den in den Nr. 3 bis 7 und 9 aufgeführ-
ten Anforderungen übereinstimmen, sodass sich eine eigenständige Bedeutung 
der Vorschrift wohl nicht begründen lässt.  

Beispiele  

Durch bauliche Schutz- und Vorsorgemaßnahmen können Gefahren durch Hochwasser 
minimiert werden. Derartige Maßnahmen stellen bspw. dar84: 

Hochwasserangepasste Bebauung: 

• Errichtung von Gebäuden auf Stelzen, 
• Errichtung der Oberkante der Rohdecke über HQ 100, 
• Gewährleistung der Gebäudestandsicherheit durch eine ausreichende Gebäudelast 

bzw. Wand-/ Sohlendimensionierung zur Vermeidung von Schäden durch Auf-
triebskräfte,  

• Verankerung der Gebäudesohle zur Verhinderung des Aufschwimmens eines Ge-
bäudes, 

• Verwendung wasserbeständiger Materialien, 
• Bau der Fundamentunterkante des Gebäudes 1 m tiefer als die zu erwartende Ero-

sionsbasis; bei bestehenden Gebäuden Anlage einer nachträglich vorgesetzten Be-
tonwand zur Vermeidung von Schäden durch Unterspülungen und Setzungen bei 
erosionsgefährdeten Böden.  

• „Schwarze“ und „Weiße Wanne“ bzw. Innendichtung (teurer und schwieriger) 

                                                      
83  Kotulla, a.a.O., § 31 b Rndr. 97. 
84  Nach BMVBS, Hochwasserschutzfibel, 1. Aufl., Februar 2006. 
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Hochwasserschutzanlagen: 

• Hochwasserschutzwände, -elemente sofern ein ausreichender Schutz gegenüber 
eindringendem Grundwasser und Rückstauwasser aus der Kanalisation besteht,  

• Einfassung und Umschließung des Grundstücks mit Mauern oder kleinen Erdwällen 
sofern nur geringe Wasserstände zu erwarten sind, 

• Verwendung von Abdichtungssystemen (z.B. zugeschnittene Einsatzelemente für 
Eingangs- oder Fensteröffnungen) zum Schutz vor Wassereintritt, 

• Abdichtungsmaßnahmen am Gebäude z.B. durch entsprechende Außenverklei-
dungen (z. B. Zementputz), 

• Rückstauanlagen im Kanalnetz.  

3.2.2.9 Bauliche Schäden  

§ 78 Abs. 2 Nr. 9 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 9 WHG alt) konkretisiert die 
allgemeine Sorgfaltspflicht des § 5 Abs. 2 WHG neu (§ 31a Abs. 2 WHG alt) für die 
Bauausführung indem geregelt wird, dass die Bauvorhaben so errichtet werden, 
dass bei dem Bemessungshochwasser, das der Festsetzung des Überschwem-
mungsgebietes zugrunde gelegt wurde, keine baulichen Schäden zu erwarten 
sind. Ziel der Regelung ist die Verhinderung baulicher Schäden im neuen Pla-
nungsgebiet im Bereich des Bemessungshochwassers nach § 78 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1  WHG neu (HQ 100) (§ 31b Abs. 2 Satz 3 WHG alt). Entsprechende Festsetzun-
gen im Bebauungsplan sollen dazu beitragen, dass diese Forderungen erfüllt wer-
den können. In Betracht kommt etwa die Festsetzung über die überbaubaren 
Grundstücksflächen oder die Festsetzung der Höhenlage. Die Anforderungen an 
eine hochwasserangepasste Ausführung sind in die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes aufzunehmen. In diesem Zusammenhang können Hochwasserschutz-
anlagen genauso von Relevanz sein, wie eine hochwasserangepasste Bebauung 
(vgl. Beispiele Pkt. 3.2.2.8). 

3.2.3 Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit 
Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung 

3.2.3.1 Überblick 

In der folgenden Tabelle sind die Planungs- und Bauverbote in Überschwem-
mungsgebieten (faktische Überschwemmungsgebiete und weitere Überschwem-
mungsgebiete) mit deren Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung zur Übersicht 
dargestellt. 

Verhinderung
baulicher Schäden 
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Tab.  3-2: Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit  
Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung 

 

Überschwemmungsgebiete 
(Definition) 

Geltungsbereich der Planungs- und 
Bauverbote 

Faktische Überschwemmungsgebiete 
gemäß § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu 

• Gebiete zwischen oberirdischen Gewäs-
sern und Deichen oder Hochufern und 
sonstige Gebiete, die bei Hochwasser ü-
berschwemmt oder durchflossen oder die 
für Hochwasserentlastung oder Rückhal-
tung beansprucht werden 

• weder durch Rechtsverordnung noch durch 
Bekanntmachung von Karten festzusetzen  

• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach 
§ 77 WHG neu  

• Berücksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB  
• Kein Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 1 WHG neu 
• Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen 

nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu  
• Keine Verbote für weitere Maßnahmen 

nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG 
neu 

• Keine Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG 
bei Anlagen  

Weitere Überschwemmungsgebiete 
gemäß § 100a Abs. 5 BbgWG 

• Gebiete, die über das HQ 100-
Hochwasserereignis hinausgehen und/oder 
nicht auf ein bestimmtes Schadenspotenzi-
al abzielen 

• Festsetzung durch Rechtsverordnung 
• Mit Blick auf § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG 

neu wohl praktisch keine Bedeutung   
• Gegenwärtig ist es nicht vorgesehen, in 

Brandenburg weitere Überschwemmungs-
gebiete festzusetzen. 

• Berücksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB  
• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach 

§ 77 WHG neu 
• Kein Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 1 WHG neu - sofern die Gebiete die 
Voraussetzungen des § 76 Abs. 2 S. 1 
WHG erfüllen, gilt das Planungsverbot 

• Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen 
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu - 
sofern die Gebiete die Voraussetzungen 
des § 76 Abs. 2 S. 1 WHG erfüllen, gilt das 
Bauverbot   

• Sofern die Gebiete die Voraussetzungen 
des § 76 Abs. 2 S. 1 WHG erfüllen, gelten 
auch die Verbote für weitere Maßnahmen 
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG 
neu  

• Verbote nach § 100 b Abs. 1 BbgWG  
• Ggf. weitere Bauverbote in der jeweiligen 

Verordnung (für bestimmte Anlagen) nach 
§ 100a Abs. 5 BbgWG 

 

 
vgl. Ausführungen in 
Kap. 3.2.3.2 bis 3.2.3.3 
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3.2.3.2 Faktische Überschwemmungsgebiete 

Unabhängig von den nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) festzu-
setzenden Überschwemmungsgebieten und den Vorländern, gibt es noch - im 
Sinne eines Auffangtatbestandes - die faktischen Überschwemmungsgebiete 
nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 1 WHG alt).  

Faktische Überschwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu 
(§ 31b Abs. 1 WHG alt) sind sämtliche Gebiete zwischen oberirdischen Gewäs-
sern und Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser 
überschwemmt oder durchflossen oder die für die Hochwasserentlastung oder -
rückhaltung beansprucht werden.85 Überschwemmung bedeutet die Unterwasser-
setzung von Grundstücken und gegebenenfalls der auf ihnen befindlichen Gegens-
tände. Mit den bei Hochwasser durchflossenen Gebieten sind solche gemeint, die 
zwar auch Wasser aufnehmen, aber nur, um es weiterzuleiten. Demgegenüber 
handelt es sich bei den zur Hochwasserentlastung oder -rückhaltung beanspruch-
ten Gebieten um solche Flächen, die durch ihre Überschwemmung dem Hochwas-
ser Auslauf geben und dessen schnellen Abfluss verhindern helfen (Retentionsflä-
chen).86 Diese Definition ist folglich sehr weit gefasst und umfasst sämtliche Gebie-
te, die bei Hochwasser überschwemmt werden können. Begrifflich sind faktische 
Überschwemmungsgebiete also nicht durch eine bestimmte statistische Häu-
figkeit oder das Bestehen gewisser nachteiliger Hochwasserfolgen begrenzt.87 
Das Gesetz hat mit den Merkmalen „des bei Hochwasser überschwemmten oder 
durchflossenen Gebietes“ nur eine Mindestanforderung festlegen wollen, d.h. dass 
das Gebiet bei irgendeinem Hochwasser überschwemmt sein muss.88 Die fakti-
schen Überschwemmungsgebiete können also weiter reichen, als die Risikogebie-
te nach § 73 Abs. 1 Satz 1 WHG neu, denn auch bei diesen ist es Voraussetzung, 
dass nachteilige Hochwasserfolgen wahrscheinlich sind.  

Nicht zum faktischen Überschwemmungsgebiet gehören hochgelegene Punkte, 
die von der Überschwemmung nicht erreicht werden, sowie Gebiete, deren Über-
flutung durch Hochwasserschutzeinrichtungen (insbesondere Deiche, aber auch 
z.B. Dammbalkensysteme) verhindert wird.89  

Die sogenannten faktischen Überschwemmungsgebiete bedürfen keiner Festset-
zung oder Darstellung in Karten. Die strengen Planungs- und Bauverbote nach 

                                                      
85  Czychowsky/Reinhardt, Kommentar zum WHG, 9. Auflage (2007), § 31 b, Rdnr. 5; Kotulla, Komm. 

zum WHG, a.a.O., § 32 a.F., Rdnr. 4. 
86  Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz , Strategischer Umweltprüfung und Förderalismusre-

form, 2007, § 31b, Rdnr. 8. 
87  Kotulla, NVwZ 2006, 129, 132; Kotulla, Komm. zum WHG, a.a.O., § 32 a.F., Rdnr. 4.; Kotulla, 

WHG zwischen Hochwasserschutz , Strategischer Umweltprüfung und Förderalismusreform, 
2007, § 31b, Rdnr. 9; Hünnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1234. 

88  Knopp, in: Zeitler/Dahme, Komm. zum WHG, 2008, § 31b WHG, Rdnr. 15. 
89  Berendes, ZfW 2005, 197, 205; Knopp, in: Zeitler/Dahme, Komm. zum WHG, 2008, § 31b WHG, 

Rdnr. 12; Begründung des Regierungsentwurfes, BT-Drucks. 15/3510, S. 28. 

Sämtliche Gebiete, die 
bei Hochwasser  
überschwemmt werden  
können 

keine Festsetzung oder 
Darstellung in Karten 
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§ 78 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) gelten für diese Gebiete 
nicht. 

Neben allgemeinen planungsrechtlichen Grundsätzen (vgl. Kap.  2.1.2 und  3.1) ist 
in diesen Bereichen jedoch insbesondere der unmittelbar geltende § 77 WHG neu 
(§ 31 b Abs. 6 WHG alt) (Erhaltungsgebot) zu berücksichtigen.90 Nach § 77 WHG 
neu sind Überschwemmungsgebiete in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu 
erhalten (so genannte Bestandsgarantie). Frühere Überschwemmungsgebiete, 
die als Rückhalteflächen geeignet sind, sollen so weit wie möglich wieder herge-
stellt werden, wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit nicht ent-
gegenstehen.  

Ein faktisches Überschwemmungsgebiet kann jedoch in seiner Funktion als Rück-
haltefläche eingeschränkt oder ganz aufgehoben werden, wenn dem Erhalt über-
wiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen. Überwiegende 
Allgemeinwohlgründe sind solche öffentlichen Belange, die wegen ihrer zentralen 
Bedeutung für das jeweilige Gebiet, diejenigen des Hochwasserschutzes an Wich-
tigkeit noch übertreffen. Liegen solche Gründe nicht vor, ist es der Gemeinde 
verwehrt, faktische Überschwemmungsgebiete zu überplanen. Ob letztlich 
Gründe des Wohles der Allgemeinheit vorliegen, lässt sich nur unter Berücksichti-
gung der konkreten Umstände des Einzelfalls feststellen. Die jeweils betroffenen 
Belange sind gegen- und untereinander abzuwägen. Die Vorschriften des Wasser-
rechts erhalten mit dem Verlangen nach überwiegenden Gründen des Allgemein-
wohls Gewichtungsvorgaben für die planungsrechtliche Abwägungsentscheidung. 
§ 77 WHG neu (§ 31b Abs. 6 WHG alt) kommt einem bauplanungsrechtlichen Op-
timierungsgebot nahe.91 Dabei ist einerseits nicht erforderlich, dass das Vorhaben, 
zu dessen Vorteil der Retentionsraum beseitigt werden soll, nur an diesem Stand-
ort verwirklicht werden kann. Alternativlosigkeit wird nicht gefordert. Andererseits 
müssen die der Erhaltung des faktischen Überschwemmungsgebietes entgegen-
stehenden Gründe das Bestandsinteresse nicht nur leicht, sondern deutlich über-
wiegen.92 Die Gründe müssen im Ergebnis so sein, dass sie diejenigen des Hoch-
wasserschutzes an Bedeutung deutlich übertreffen93. Überschwemmungsgebiete 
dürfen nicht schon dann in ihrer Funktion beseitigt werden, wenn andernfalls das 
Wohl der Allgemeinheit beeinträchtigt ist, sondern nur dann, wenn einem Erhalt 
des Überschwemmungsgebietes überwiegende Gründe des Wohls der Allgemein-

                                                      
90  Nach einer im Vordringen befindlichen Auffassung gilt die Regelung des § 31 b VI WHG nur für 

die Ausweisung von Baugebieten nicht für die Zulassung von privaten Bauvorhaben: BayVGH, 
Beschl. v. 26.1.2009 - 1 B 07.151, Rdnr. 5 ff (zitiert nach juris). 

91  Noch zur alten Fassung des § 32 Abs. 2 WHG: BayVGH, Beschl. v. 29.9.2004 - 15 ZB 02.2958 -, 
NVwZ-RR 2005, 171; Niedersächsisches OVG, Urt. v. 23.4.2008 - 1 KN 113/06, Rdnr. 42 (zitiert 
nach juris); zur neuen Fassung: BayVGH, Urt. v. 30.7.2007 - 15 N 06.741, Rdnr. 35 (zitiert nach 
juris); für die Bedeutung als Optimierungsgebot auch: Paul/Pfeil, NVwZ 2006, 505, 509; Kotulla, 
WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltprüfung und Förderalismusreform, 
Komm., 2007, § 31b, Rdnr. 139; dies offen lassend: BayVGH, Urt. v. 27.4.2004, - 26 N 02.2437 -, 
NuR 2005, S. 109, BayVGH, Urt. v. 30.7.2007, - 15 N 06.741 -, BauR 2008, S. 101.  

92  Niedersächsisches OVG, Urt.v.23.4.2008 - 1 KN 113/06, Rdnr. 45 (zitiert nach juris) 
93  BayVGH, Urt. v. 25.4.2004 - 26 M 02.2437 -, NuR 2005, 109; BayVGH, Beschl. v. 29.9.2004 - 15 

ZB 02.2958 -, DÖV 2005, 164, BauR 2005, S. 66. 

Dem Erhalt entgegenste-
hende überwiegende 
Gründe des Wohls der  
Allgemeinheit 

Abwägungsgebot,
Erforderlichkeit und 
Erhaltungsgebot  
anwendbar 
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heit entgegenstehen94. Damit hat der Gesetzgeber ersichtlich auf die Vorschrift 
des § 35 Abs. 1 BauGB Bezug genommen, wo dieser Begriff das deutliche Über-
gewicht des konkurrierenden Belanges verlangt95. Die Gewichtigkeit des erforderli-
chen Gemeinwohlgrundes muss zudem von dem Ausmaß abhängig gemacht wer-
den, in dem das Überschwemmungsgebiet beseitigt werden soll. 

Sofern die Aspekte des Hochwasserschutzes bei der Aufstellung des Bebauungs-
planes sachgerecht behandelt wurden, kann dem Bauvorhaben im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes nicht erneut das Erhaltungsgebot des § 77 WHG neu 
(§ 31 b Abs. 6 WHG alt) entgegengehalten werden.  

Wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit für die Neuausweisung 
sprechen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu treffen.  

Die Ausgleichsmaßnahmen müssen 

• in einem möglichst sachlich-funktionellen Zusammenhang (funktional von 
gleicher Qualität), 

• in einem räumlichen Bezug zu dem Überschwemmungsgebiet stehen und 

• sie müssen rechtzeitig getroffen werden. 

Der Begriff „notwendige Ausgleichsmaßnahme“ hat damit nicht zwingend zur Fol-
ge, dass die gleichen Flächen wieder hergestellt werden müssen. Der Ausgleich 
muss vielmehr funktional von gleicher Qualität sein, d.h. der Ausgleich muss ge-
eignet sein, das verloren gegangene Rückhaltevolumen zumindest zeitgleich und 
vollständig zu ersetzen. Eine Ausgleichsmaßnahme erfolgt nur dann „rechtzeitig“, 
wenn auch sichergestellt ist, dass es zu keinem Zeitpunkt zu einer Erhöhung der 
Hochwassergefahr kommt. Lassen sich Ausgleichsmaßnahmen nicht rechtzeitig in 
diesem Sinne durchführen, ist die Ausgleichbarkeit gescheitert.96 Bloße Ersatz-
maßnahmen oder Ausgleichszahlungen genügen nicht, da sich die Hochwassersi-
tuation in dem betroffenen Gewässerabschnitt regelmäßig verschlechtern würde.  

Fallbeispiel97 - Beseitigung eines Überschwemmungsgebietes sowie 
Schaffung von Ausgleichsflächen 
Der Bebauungsplan einer Gemeinde sieht in Innenstadtlage Bauflächen vor, auf denen 
ca. 20 Bauplätze für Einzel- und Doppelhäuser geschaffen werden sollten. Das für inner-
stadtnahe Wohnnutzung vorgesehene Teilbereich A liegt wenige hundert Meter westlich 
eines Flusses und war bisher bewusst von Bebauung freigehalten worden. Große Teile 
des Planbereiches waren z. Z. des Planaufstellungs- und Satzungsbeschlusses als fakti-
sches Überschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 1 WHG 
alt) anzusehen. Der Bebauungsplan sieht in einem Teilbereich B (Hochwasserrückhal-
tung) eine Fläche vor, die nicht bebaut werden kann. Die Gemeinde verteidigt die Aus-

                                                      
94  BayVGH, Beschl. v. 29.9.2004, a.a.O, NVwZ-RR 2005, 171. 
95  Dazu Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB-Kommentar, § 35, Rdnr. 6; zu der Übertragbarkeit auf § 35 

Abs. 6, NdsOVG, a.a.O., juris-Rdnr. 45. 
96  Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltprüfung und Förderalismusre-

form, 2007, § 31 b, Rdnr. 145. 

Beispiel 1:
Unzulässige  
Kompensation in  
einem faktischen  
Überschwemmungs-
gebiet 

Anforderungen an 
Ausgleichsmaßnahmen 

§ 77 WHG entspricht
einem bauplanungs-
rechtlichen  
Optimierungsgebot  
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weisung des Baugebietes unter anderem mit dem Argument, die Beseitigung des fakti-
schen Überschwemmungsgebietes sei fachlich vertretbar, da der Verlust an Retentions-
flächen durch Schaffung gewässeraufwärts gelegener Retentionsflächen - im Teilbereich 
B - kompensiert seien. Es komme deshalb nicht mehr darauf an, ob gewichtige Gründe 
des Allgemeinwohls die Planung des Baugebietes in einem faktischen Überschwem-
mungsgebiet ermöglichen. 

Der Bebauungsplan ist rechtswidrig. Er steht im Widerspruch zu §  1 Abs. 7 BauGB 
i. V. m. § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt).  

Allein die Schaffung von Wohnbauflächen in attraktiver Lage rechtfertigt die Ausweisung 
von Bauflächen in einem faktischen Überschwemmungsgebiet nicht. Die Frage, ob dem 
Erhalt des Überschwemmungsgebietes überwiegende Gründe entgegenstehen, ist im 
Rahmen der planerischen Abwägung sachgerecht zu erfassen. Im vorliegenden Fall wird 
zum einen das Überschwemmungsgebiet in diesem Bereich durch Bauflächen fast voll-
ständig in Anspruch genommen. Zum anderen hat die Gemeinde es unterlassen, das In-
teresse am Schaffen von Wohnraum ins Verhältnis zu setzen zu dem Umfang, in dem 
sie dadurch das Überschwemmungsgebiet beeinträchtigte. Außerhalb von der Ausnah-
mesituation der Wohnungsnot, kommt die Annahme, der Bedarf an Wohnbauflächen sol-
le sich gegen gesetzliche Überschwemmungsgebiete durchsetzen können, in aller Regel 
erst dann in Betracht, wenn das Fehlen von Wohnraum Auswirkungen hat, welche in 
gravierender Weise auf die Allgemeinheit ausstrahlen.98 Im vorliegenden Fall bestand 
kein dringender Wohnraumbedarf im Ortsgebiet.99 Die attraktive Lage eines Wohnge-
biets ist insbesondere kein Grund des Allgemeinwohls, der die Beseitigung eines Über-
schwemmungsgebiets rechtfertigen könnte. Eine Anerkennung dieses Grundes würde 
Sinn und Zweck des § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt) zuwiderlaufen100.  

Die Kompensation eines Verlustes des Überschwemmungsgebietes durch Schaffung 
von Retentionsflächen an anderer Stelle (hier: gewässeraufwärts) kann die von 
§ 77 WHG neu geforderte Abwägung gerade nicht ersetzen. Die Kompensationspflicht 
setzt vielmehr erst dann ein, wenn es der planenden Gemeinde gelungen ist, einen aus-
reichenden Allgemeinwohlgrund zu finden und darzutun, weshalb dieser das Interesse 
an uneingeschränktem Erhalt des Überschwemmungsgebietes überwiegt.101  

 
 
 
 

                                                                                                                                       

97  Nach NdsOVG, Urt. v. 23.4.2008 - 1 KN 113/06 -. 
98  NdsOVG, a.a.O., Rdnr. 59 (zitiert nach juris). 
99  BayVGH, Urt. v. 27.4.2004, a.a.O., etwas weniger eindeutig NdsOVG, a.a.O., juris-Rdnr. 53 mit 

dem Hinweis, die zentrumsnahe Lage eines Wohngebiets könne in Einzel-/Ausnahmefällen zu ei-
ner Verkehrsvermeidung führen, deren Gewicht schwerer wiegt als die Beseitigung eines Über-
schwemmungsgebietes. Bei kleineren Wohngebieten wird dies praktisch allerdings selten der Fall 
sein. 

100  So auch NdsOVG, a.a.O., Rdnr. 55 zu § 32 Abs. 2 WHG a.F. 
101  NdsOVG, a.a.O., Rdnr. 56; ähnlich ARGEBAU, Handlungsleitfaden, Ziff. 2.3.4, S. 20 f., Anmer-

kung: Der Begriff „notwendige Ausgleichsmaßnahmen“ hatte nicht zwingend zur Folge, dass iden-
tische Flächen wiederhergestellt werden müssten. Allerdings muss der Ausgleich funktional von 
gleicher Qualität sein, d. h. geeignet, das verloren gegangene Rückhaltevolumen zumindest zeit-
gleich und vollständig zu ersetzen (ARGEBAU, Handlungsleitfaden, a.a.O., zu Ziff. 2.3.4, S. 21). 
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Fallbeispiel102 - Planung eines Wohngebiets im Hochwassergebiet  
Das Plangebiet liegt innerhalb eines fortgeltenden DDR-Hochwassergebietes. Als bauli-
che Nutzung setzt der Bebauungsplan ein Allgemeines Wohngebiet (WA) fest. Dieser 
Fall ist bis zum Inkrafttreten des WHG neu bzw. bis 1. März 2010 zu betrachten. 

Ein solcher Bebauungsplan ist unwirksam. Er ist entgegen § 1 Abs. 3 BauGB nicht erfor-
derlich, da sich das Plangebiet mit dem festgesetzten Hochwassergebiet überschneidet. 
Die bauplanerische Erforderlichkeit fehlt einem Bebauungsplan unter anderem, wenn 
ihm auf unabsehbare Zeit unüberwindliche rechtliche (oder tatsächliche) Hindernisse 
entgegenstehen. Das ist bei dem angefochtenen Bebauungsplan der Fall, denn in einem 
solchen Hochwassergebiet ist es im Grundsatz verboten, Anlagen und Anpflanzungen 
zu errichten oder durchzuführen, die nicht der Benutzung, Unterhaltung oder dem Aus-
bau des Gewässers dienen. 

Das als Rechtsverordnung nach § 150 BbgWG fortgeltende Hochwassergebiet nach 
dem DDR-Recht hatte zwar nicht das Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete nach 
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt) zur Folge, wohl aber 
ein generelles Bauverbot nach übergeleitetem DDR-Wasserrecht. Der Bebauungsplan 
verstößt nicht gegen § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1  WHG neu. Das Verbot des § 78 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1  WHG neu gilt – systematisch - nur für solche Überschwemmungsgebiete, 
die die zuständige Landesbehörde auf der Grundlage von § 76 Abs. 2 WHG neu erlas-
sen hat. Allerdings ist wegen des durch das DDR-Hochwassergebietes ausgelösten ge-
nerellen Bauverbots die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans zulässige Nut-
zung (WA) in rechtskonformer Weise überwiegend nicht zu verwirklichen. Ausnahmen 
oder Befreiungen sind in einem solchen großen Umfang nicht anzunehmen. 

Unabhängig davon verstößt der B-Plan gegen § 1 Abs. 7 BauGB. Der Plangeber hat die 
Belange des Hochwasserschutzes nicht mit dem ihnen zukommenden Gewicht berück-
sichtigt. Überschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 WHG neu sind nach § 77 WHG 
neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt) in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten; soweit 
dem überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen, sind rechtzei-
tig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. Der Bebauungsplan widerspricht 
der Funktion des bestehenden Hochwassergebietes. Die planende Stadt hat diese Ge-
wichtung bei der Abwägung verfehlt. Die Ausweisung neuen Baulands sollte der De-
ckung eines dringenden Wohnbedarfs dienen. Ein dringender Wohnbedarf besteht, 
wenn innerhalb des Gemeindegebiets ein angemessenes Angebot von Wohnungen fehlt 
und insoweit ein besonderer Handlungsbedarf besteht. Das Interesse von Käufern oder 
Eigentümern an der planerischen Ausweisung von Wohnbauland im Gebiet des ange-
griffenen Bebauungsplans, war allenfalls ein Indiz für einen derartigen Wohnbedarf. Al-
lein aufgrund einiger Nachfragen durfte der Stadtrat den Wohnbedürfnissen im Gebiet 
der Antragsgegnerin keine höhere Bedeutung beimessen, als den wegen der Regelung 
des § 77 WHG neu besonders gewichtigen Belangen des Hochwasserschutzes. 

3.2.3.3 Weitere Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG 

Nach § 100a Abs. 5 BbgWG ist das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied 
der Landesregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung weitere Überschwem-

                                                      
102  In Anlehnung an BayVGH, Urt. v. 30.7.2007 - 15 N 06.741 -, ZUR 2007, 597. 
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mungsgebiete festzusetzen, soweit dies erforderlich ist. Da mit dieser Regelung in 
erster Linie die Retentionsflächen gemeint sind, bei denen Hochwasserrisiken 
i. S. d. § 73 Abs. 1 WHG neu nicht zu erwarten sind, diese Flächen nunmehr je-
doch auch über § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG festzusetzen sind, wird diese Vor-
schrift in Zukunft kaum noch Bedeutung haben. Zudem ist es gegenwärtig in Bran-
denburg nicht vorgesehen, solche Gebiete festzusetzen. 
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4 Hochwasserschutz bei der Zulassung von Ein-
zelvorhaben 

Im vorstehenden Kapitel wurden die Anforderungen an die Bauleitplanung behan-
delt. Im Folgenden werden die Voraussetzungen für die Zulassung von Einzelvor-
haben betrachtet. Hier wird zwischen der Fallgruppe „Vorhabenzulassung in fest-
gesetzten Überschwemmungsgebieten“ und der derzeit in der Praxis dominieren-
den Fallgruppe „Vorhabenzulassung in faktischen Überschwemmungsgebieten“ 
unterschieden. 

4.1 Vorhabenzulassung in festgesetzten Überschwem-
mungsgebieten 

Nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu ist in festgesetzten Überschwemmungs-
gebieten die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 
34 und 35 BauGB untersagt. In § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu ist geregelt, dass die 
zuständige Behörde abweichend davon die Errichtung oder Erweiterung einer bau-
lichen Anlage unter bestimmten Voraussetzungen genehmigen kann. Die Geneh-
migung darf nur unter bestimmten Voraussetzungen erteilt werden. Die Vorschrift 
umfasst alle beplanten und unbeplanten Bereiche, da in § 30 BauGB sowohl die 
qualifizierten Bebauungspläne (§ 30 Abs. 1 BauGB), die Bereiche der vorhabenbe-
zogenen Bebauungspläne (§ 30 Abs. 2 i. V. m. § 12 BauGB) sowie die einfachen 
Bebauungspläne (§ 30 Abs. 3 BauGB) geregelt sind.  

Das Genehmigungserfordernis gilt auch für die Innenbereiche nach § 34 BauGB 
und die Außenbereiche nach § 35 BauGB. Lediglich § 33 BauGB ist nicht genannt. 
Zur Erlangung der materiellen Planreife ist es jedoch erforderlich, dass die Fest-
setzungen des künftigen Bebauungsplanes mit den Voraussetzungen der Aus-
nahme von den Planungsverboten gemäß § 78 Abs. 2 Nr. 1 bis 9 WHG neu 
(§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 9 WHG alt) übereinstimmen. Die Zustimmung der 
Wasserbehörde muss also vorliegen (vgl. Kap.  4.1.2).  

§ 100b BbgWG ist bei der Errichtung oder Veränderung von Anlagen parallel zu 
prüfen (vgl. Kap.  4.1.3). 

Ab dem 1. März 2010 richten sich die Ausnahmevoraussetzungen auch bei den 
DDR-Hochwassergebieten nach § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG. Vorher richten sie sich 
nur nach §§ 36 WG DDR i. V. m. § 53 1. DVO bzw. nach den Entscheidungen des 
jeweiligen Rates des Bezirkes und nicht nach § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu (§ 31b 
Abs. 4 Satz 3 WHG alt). § 53 1. DVO zum WG der DDR regelt nur vorhabenbe-
zogene Verbote und keine Planungsverbote. Da die Ausweisung eines Bauge-
bietes in einem fortgeltenden DDR-Hochwassergebiet aber gegen § 1 Abs. 3 
BauGB verstoßen würde (dazu unter 3.1.1), kommen diese Verbote den Pla-
nungsverboten auch bisher sehr nahe. 

Genehmigung der 
Errichtung bzw. Erweite-
rung baulicher Anlagen in 
Überschwemmungs-
gebieten 

Bei DDR-Hochwasser-
gebieten richtet sich die 
Zulassung von Vorhaben 
nach DDR-Recht 
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4.1.1 Allgemeines 

Wie bei den Ausnahmevoraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 
Satz 2 WHG alt) sind die Voraussetzungen des § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu  
(§ 31b Abs. 4 Satz 4 WHG alt) kumulativ zu erfüllen. Die Voraussetzungen sind 
jedoch weniger umfangreich und auch weniger streng. So ist etwa als Ausnahme 
von den Planungsverboten nach § 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4 
Satz 2 Nr. 5 WHG alt) Voraussetzung, dass die Hochwasserrückhaltung nicht 
beeinträchtigt wird. Hinsichtlich der Ausnahmeregelungen für bauliche Anlagen 
nach § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 Nr. 1 WHG alt) ist als 
Voraussetzung darzulegen, dass die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur 
unwesentlich beeinträchtigt wird.  

Bei baugenehmigungsfreien Vorhaben entscheidet die zuständige Untere Wasser-
behörde über die Genehmigung gegenüber dem Bauherren in der Form eines 
Verwaltungsaktes. Bei baugenehmigungspflichtigen Vorhaben ist im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens ein internes Einvernehmen der Wasserbehörde ge-
genüber der Bauaufsichtsbehörde erforderlich (dazu § 56 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 57 Abs. 3 Nr. 2, § 57 Abs. 1 BbgBO). Die Darlegungs- und Beweislast für die 
Voraussetzungen obliegt dem Bauherren. Gelingt ihm der Nachweis nicht, muss 
dies noch nicht zwingend zur Genehmigungsversagung für sein Vorhaben führen. 
Für diesen Fall sieht § 78 Abs. 3 Satz 1 in seinem Hauptsatz 2 die Möglichkeit zur 
Kompensation der fehlenden Erfordernisse durch den Erlass von Nebenbestim-
mungen vor. 

Ob den wasserrechtlichen Vorschriften über die Freihaltung von Überschwem-
mungsgebieten – und damit auch über die Möglichkeit der Erteilung von Ausnah-
men - drittschützende Wirkung zukommt, ist derzeit noch nicht abschließend 
geklärt.103 

4.1.2 Voraussetzungen für die Genehmigung nach WHG 

4.1.2.1 Unwesentliche Beeinträchtigung der Hochwasserrückhaltung  

Voraussetzung für eine Ausnahmegenehmigung ist nach § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 WHG alt), dass die Hochwasserrückhaltung nicht 
oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehendem 
Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen wird. Nach dem Wortlaut der Vorausset-
zung muss der durch die Bautätigkeit geopferte Rückhalteraum lediglich zeitgleich, 

                                                      
103  Gegen einen Drittschutz: VG Dresden, Urt. v. 16.6.2009 – 4 K 2574/07, Rdnr. 24 (zitiert nach juris) 

und Jeromin/Praml, NVwZ 2009, 1079, 1081 der sich kritisch mit OVG Koblenz, Beschl. v. 
19.6.2007 – 1 B 1032/07, nicht veröffentl., auseinandersetzt, welches den Drittschutz bejahte, dies 
in der Konstellation, dass von einem Planungsverbot eine Ausnahme erteilt worden ist, der Dritt-
schutz wurde in die Voraussetzung „keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlie-
ger zu erwarten sind“ hinein gelesen. Einen Drittschutz ebenfalls eher verneinend: OVG Lüne-
burg, Beschl. v. 20.7.2007 – 12 ME 210/07, Rdnr. 14 ff. (zitiert nach juris), unter Verweis auf den 
Beschl. des BVerwG, v. 17.8.1972 – 4 B 162.71, ZfW 1973, 11f. 
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und nicht wie im Fall des § 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 5 
WHG alt) (vgl. Kap.  3.2.2.5) auch umfang- und funktionsgleich ausgeglichen wer-
den. Wird an Stelle des verloren gegangenen Rückhalteraums ein unzureichender 
Ausgleich geschaffen, der weder von seiner Rückhaltekapazität noch von seiner 
Rückhaltefunktion einen angemessenen Ersatz für die preisgegebene Retentions-
fläche bietet, kann von einem Ausgleich binnen dieser Regelung nicht gesprochen 
werden.104 Allerdings ist zu berücksichtigen, dass eine unwesentliche Beein-
trächtigung der Hochwasserrückhaltung einer Genehmigung nicht entgegen-
steht. Insoweit ist die Voraussetzung schwächer als die des 
§ 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 5 WHG alt) und beinhaltet 
damit kein absolutes Verschlechterungsverbot.105 

4.1.2.2 Keine nachteilige Veränderung des Wasserstandes und des Ab-
flusses bei Hochwasser  

In Bezug auf die Ausnahmeregelung, dass durch das Vorhaben der Wasserstand 
und der Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert werden dürfen, kann auf 
die Erläuterungen zu § 78 Abs. 2 Nr. 4 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 WHG 
alt) verwiesen werden (vgl. Kap.  3.2.2.4). Es ist nicht erkennbar, weswegen der 
Gesetzgeber hier die Voraussetzungen vertauscht und diese auch sprachlich et-
was anders gefasst hat. Inhaltliche Änderungen sind damit nicht beabsichtigt ge-
wesen.  

4.1.2.3 Keine Beeinträchtigung des Hochwasserschutzes 

Der Ausnahmetatbestand, dass durch das Vorhaben der bestehende Hochwasser-
schutz nicht beeinträchtigt werden darf, entspricht der Voraussetzung des 
§ 78 Abs. 2 Nr. 6 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 6 WHG alt) (vgl. Kap.  3.2.2.6). 
Diese Vorschrift sichert - wie dort - den bislang erreichten Stand aller Hochwasser-
schutzmaßnahmen gegen die Beeinträchtigung durch neue bauliche Maßnahmen.  

4.1.2.4 Hochwasserangepasste Ausführung des Vorhabens 

Eine weitere Ausnahmevoraussetzung sieht vor, dass das Vorhaben hochwasser-
angepasst ausgeführt werden muss. Diese Regelung entspricht der planungsbe-
zogenen Anforderungen des § 78 Abs. 2 Nr. 9 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 
Nr. 9 WHG alt) (vgl. Kap.  3.2.2.9).  

                                                      
104  Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 78. 
105  Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltprüfung und Förderalismusre-

form, Komm., 2007, § 31 b, Rdnr,. 114. 
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4.1.2.5 Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

Alternativ zu dem Vorliegen der Voraussetzungen des § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 
4 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 Nr. 1 bis 4 WHG alt) kann eine Ausnahme erteilt 
werden, sofern die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen im Sin-
ne des § 36 Abs. 2 VwVfG zur Baugenehmigung ausgeglichen werden können. 
Der Begriff der nachteiligen Auswirkungen ist in diesem Zusammenhang im Sinne 
eines weitreichenden Hochwasserschutzes zu verstehen. Sollten die nachteiligen 
Auswirkungen entsprechend ausgeglichen werden können, ist letztlich eine Ge-
nehmigung zu erteilen. Aus verfassungsrechtlicher Sicht - Eingriff in das Eigen-
tumsgrundrecht des Art. 14 Abs. 1 GG - wäre in diesem Fall eine Versagung der 
Genehmigung problematisch. Insoweit kann festgehalten werden, dass - zum ei-
nen - durch das Vorliegen der Voraussetzungen der Nr. 1 bis 4 - oder - durch 
Schaffung eines entsprechenden Ausgleiches durch Nebenbestimmungen die 
Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt werden können. Ein darüber hinausgehen-
des Ermessen auf Nichterteilung der Genehmigung wird kaum bestehen.  

4.1.2.6 Allgemeine Zulassung der Errichtung oder Erweiterung baulicher 
Anlagen  

Im neuen Wasserhaushaltsgesetz hat der Gesetzgeber für festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 2 WHG neu die Möglichkeit vorgesehen, 
dass die Errichtung oder Ereiterung baulicher Anlagen auch allgemein in einer 
Rechtsverordnung nach § 76 Abs. 2 WHG neu zugelassen werden können, wenn 
in der Verordnung geregelt ist, dass sie  

• in einem gemäß § 78 Abs. 2 WHG neu ausgewiesenen Gebiet nach 
§ 30 BauGB den Vorgaben des Bebauungsplanes entsprechen oder  

• ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung der Vorausset-
zungen des § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu gewährleistet ist.  

Der Bauherr ist gehalten, diese Voraussetzungen an Hand der Rechtsverordnung 
selbstständig zu prüfen. Es bedarf keiner Genehmigung der Wasserbehörde, es 
genügt eine Anzeige an die zuständige Wasserbehörde 
(§ 78 Abs. 3 Satz 3 WHG neu). 

4.1.3 Verbot weiterer Maßnahmen und deren Ausnahmeregelungen  

Der Gesetzgeber des neuen Wasserhaushaltsgesetzes hat in 
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
weitere Maßnahmen in festgesetzten Überschwemmungsgebieten zu untersagen. 
So sind folgende Maßnahmen nunmehr direkt nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
verboten: 

• die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen quer zur 
Fließrichtung des Wassers bei Überschwemmungen, 

• das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf dem 
Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemä-
ßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden,  

Alternativ zu 
§ 78 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 bis 4 WHG:  
Ausgleich durch  
Nebenbestimmungen 

Allgemeine Zulas-
sung in  
Rechtsverordnung 
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• die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenständen, die den Was-
serabfluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können,  

• das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

• das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zie-
len des versorgenden Hochwasserschutzes gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 6 WHG neu (Gewährleistung natürlicher und schadloser Ab-
flussverhältnisse) und § 75 Absatz 2 WHG neu (Verringerung nachteiliger 
Hochwasserfolgen) entgegenstehen, 

• die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

• die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart. 

Diese Verbote gelten nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus von 
Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung, des Hochwasser-
schutzes sowie für Handlungen, die für den Betrieb von zugelassenen Anlagen 
oder im Rahmen zugelassener Gewässerbenutzungen erforderlich sind 
(§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG neu). 

Unter § 78 Abs. 4 WHG neu hat der Gesetzgeber Ausnahmemöglichkeiten von 
dem Verbot dieser Maßnahmen zugelassen. Diese können dann erteilt werden, 
wenn  

• Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, der 
Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich be-
einträchtigt werden und  

• eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sach-
schäden nicht zu befürchten sind oder 

• die nachteiligen Wirkungen ausgeglichen werden können.  

Die Zulassung kann – auch nachträglich – mit Nebenbestimmungen versehen oder 
widerrufen werden. Zudem ist die Möglichkeit vorgesehen, dass in einer Rechts-
verordnung zur Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes nach 
§ 76 Abs. 2 WHG neu Maßnahmen nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu 
allgemein zugelassen werden können (§ 78 Abs. 4 Satz 3 WHG neu). 

4.1.4 Voraussetzungen für die Genehmigung nach BbgWG 

Nach § 100b BbgWG ist – parallel zu den Regelungen in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
bis 9 WHG neu - in einem Überschwemmungsgebiet nach § 100a Abs. 1 BbgWG  

• das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

• das Errichten oder Verändern von Anlagen  

• das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, 

• die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

• das Lagern von Stoffen, das den Hochwasserabfluss behindern kann 

untersagt. Die Wasserbehörde kann Ausnahmen von diesen Verboten genehmi-
gen. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn keine Beeinträchtigung des 
Hochwasserschutzes zu erwarten ist. Sie kann aus Gründen des Wohls der All-

Ausnahmemöglich-
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Verboten 
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gemeinheit mit Nebenbestimmungen verbunden werden. Das Verbot der Errich-
tung und Veränderung von Anlagen bezieht sich auf einen umfassenden Anla-
genbegriff. Von diesem Begriff werden auch Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdeten Stoffen, wie Heizöllageranlagen (§ 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 WHG neu) 
erfasst.106 Das Verbot nach § 100b Abs. 1 Nr. 2 BbgWG setzt also weder ein Vor-
haben nach § 30 BauGB - das insbesondere auf die bodenrechtliche Relevanz 
abhebt107 - noch eine bauliche Anlage nach § 2 Abs. 1 BbgBO voraus.  

Unter Berücksichtigung des WHG alt ist es denkbar, dass § 100b Abs.1 Nr. 2 
BbgWG ein Errichtungs- und Veränderungsverbot für Anlagen enthält, das von 
§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG nicht erfasst wird. Wenn es um bauliche Anlagen i. S. d. 
§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG geht, gelten § 100b Abs.1 Nr. 2 BbgWG und § 31b Abs. 
4 Satz 3 WHG nebeneinander.108  

Diese Diskussion dürfte durch die Neuregelungen in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 
und § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG neu keine praktische Bedeutung mehr haben, da die 
Verbotstatbestände mit dem neuen WHG umfassend bundesrechtliche einheitlich 
geregelt sind. Bei der Errichtung oder Veränderung von Anlagen ist lediglich zu 
berücksichtigen, dass der Landesgesetzgeber – teilweise - etwas strengere Anfor-
derungen an die Erteilung einer Ausnahme stellt, da diese nur erteilt werden kann, 
wenn keine Beeinträchtigungen des Hochwasserschutzes zu erwarten sind 
(§ 100 b Abs. 1 Satz 2 BbgWG). Der Landesgesetzgeber wird aber in Kürze diese 
Regelungen ohnehin dem geänderten Wasserhaushaltsgesetz anpassen, so dass 
abzuwarten ist, ob diese Differenz in Zukunft bestehen bleibt.  

4.2 Vorhabenzulassung in faktischen Überschwem-
mungsgebieten 

Bei der Vorhabenzulassung in einem faktischen Überschwemmungsgebiet ist zu 
unterscheiden, ob das Vorhaben im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB, 
im Außenbereich nach § 35 BauGB oder in einem Bebauungsplangebiet realisiert 
werden soll.  

4.2.1 Unbeplanter Innenbereich 

Da die Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu, aber auch die Verbo-
te des § 100b BbgWG bei faktischen Überschwemmungsgebieten nicht anwendbar 
sind, ist in erster Linie das Erhaltungs- und Wiederherstellungsgebot aus § 77 

                                                      
106  Begründung zum Regierungsentwurf zum Gesetz zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften, 

Drucks. 4/5052, zu Nr. 110, § 100b BbgWG. 
107  Dazu nur: Halama, Berliner Komm. zum BauGB, Loseblattausgabe, Stand April 2008, § 30, Rdnr. 

6 ff. 
108  Begründung zum Regierungsentwurf zum Gesetz zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften, 

Drucks. 4/5052, zu Nr. 110, § 100b BbgWG. 
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WHG neu zu untersuchen. Wenn dieses dem Vorhaben nicht entgegensteht, ist § 
34 BauGB zu betrachten.  

4.2.1.1 Erhaltungsgebot 

Nach § 77 WHG neu sind Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 WHG neu 
in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten. Im Innenbereich stellt sich je-
doch die Frage, ob das jeweilige faktische Überschwemmungsgebiet überhaupt 
noch eine Funktion als Rückhaltefläche hat. Im Regelfall werden nur größere Flä-
chen noch einen relevanten Beitrag zum Hochwasserschutz leisten können. Lü-
cken in einer bestehenden Bebauung werden keine maßgebende Funktion als 
Rückhaltefläche haben. Dies bedarf jedoch einer Prüfung im Einzelfall. Für den 
Fall, dass § 77 WHG neu tatbestandlich eingreift, d.h. die Baufläche noch eine 
Funktion als Rückhaltefläche hat, ist zu untersuchen, ob das faktische Über-
schwemmungsgebiet eingeschränkt werden kann. Dies ist dann der Fall, wenn 
dem Erhalt überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen. 
Wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit für die Errichtung des 
Bauvorhabens sprechen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen 
zu treffen. Dazu im Einzelnen unter 3.2.3.2 (faktische Überschwemmungsgebiete). 

4.2.1.2 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse i. S. d. § 34 BauGB 

Sollte § 77 WHG neu schon tatbestandlich nicht einschlägig sein oder dessen Vor-
aussetzungen vorliegen, ist - unabhängig von der wasserrechtlichen Beurteilung – 
aus bauplanungsrechtlicher Sicht die Zulassung eines Vorhabens im Wesentlichen 
anhand des Tatbestandsmerkmals des Einfügens gemäß § 34 BauGB in die nähe-
re Umgebung zu beurteilen. Das Einfügen ist anhand objektiver städtebaulicher 
Gegebenheiten der näheren Umgebung (Art, Maß der Nutzung etc.) zu prüfen.  

Ein Überschwemmungsgebiet bzw. die wasserrechtliche Beurteilung hinsichtlich 
der Gefährdung eines schadlosen Wasserabflusses kann im Rahmen der Vorha-
benzulassung nach § 34 BauGB nur im Einzelfall die Unzulässigkeit des Vorha-
bens bewirken, wenn dadurch die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse erheb-
lich beeinträchtigt werden. Dies kann aber nur dann angenommen werden, wenn 
im Falle einer Überschwemmung eine konkrete Gefahr für Leib und Leben der 
Bewohner oder der Nachbarn besteht, das Gebäude im Falle plötzlich auftretenden 
Hochwassers gewissermaßen weggespült würde.109 Ob sich Nachbarn gegen eine 
Genehmigung für ein weiteres Wohngebäude in einem faktischen Überschwem-
mungsgebiet mit dem Argument zur Wehr setzen können, durch dieses Vorhaben 
nachteilig betroffen zu sein und das Gebot der Rücksichtnahme – welches im Beg-
riff des Einfügens in § 34 BauGB seine Ausprägung erfahren hat – sei verletzt, ist 
noch nicht höchstrichterlich entschieden.110 

                                                      
109  So auch ARGEBAU, Handlungsanleitung, a.a.O., unter 4.2, S. 34. 
110  Dagegen: VG Dresden, Urt. v. 16.6.2009 - $ k „%/$7=/; Rdnr: 38 (zitiert nach juris). 
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Beispiel111  
Der Bauherr beantragt im Innenbereich (§ 34 BauGB) die Errichtung eines Einfamilien-
hauses in Bungalowbauweise. Die nähere Umgebung weist 1 bis 3-geschossige Bebau-
ung auf; das Vorhaben fügt sich in diesen Rahmen ein. Allerdings ist das Baugebiet als 
faktisches Überschwemmungsgebiet zu qualifizieren. 

Das Vorhaben ist - allerdings vorbehaltlich der Prüfung des § 77 WHG neu - nur dann 
nicht nach § 34 Abs. 1 BauGB genehmigungsfähig, wenn die gesunden Wohnverhältnis-
se beeinträchtigt sind (§ 34 Abs. 1 Satz 2 BauGB). Es wäre zu untersuchen, ob alleine 
aus der Bungalowbauweise auf eine Gefährdung von Leib und Leben der Bewohner ge-
schlossen werden kann. Hierfür wird es maßgebend auf die zu prognostizierende Über-
schwemmungshöhe ankommen. 

4.2.2 Außenbereich 

Auch im Rahmen des § 35 BauGB ist im Zuge der Prüfung der Genehmigungsfä-
higkeit einer baulichen Anlage in einem faktischen Überschwemmungsgebiet zu-
nächst zu prüfen, ob das Vorhaben mit dem Erhaltungs- und Wiederherstellungs-
gebot des § 77 WHG neu vereinbar ist.112 Insoweit kann auf die Ausführungen zum 
Innenbereich verwiesen werden (vgl. Kap. 4.2.1.1 sowie Kap. 3.2.3.2 ). 

Darüber hinaus sind die Belange des vorsorgenden Hochwasserschutzes selbst-
verständlich auch im Außenbereich - sowohl bei privilegierten, als auch bei nicht 
privilegierten Vorhaben - als öffentlicher Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 
BauGB zu berücksichtigen. Dabei kann man sich im Rahmen der Einzelfallent-
scheidung an den Voraussetzungen des § 78 Abs. 3 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 
4 alt) orientieren. Ein Vorhaben gefährde den Hochwasserschutz dann nicht, wenn 
die Voraussetzungen erfüllt sind, unter denen es in einem festgesetzten bzw. ei-
nem vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet nach § 78 Abs. 3 WHG neu 
(§ 31 b Abs. 4 Satz 4 WHG alt) zugelassen werden dürfte.113  

Bei privilegierten Vorhaben im Sinne von § 35 Abs. 1 BauGB dürfen Belange des 
Hochwasserschutzes nicht entgegenstehen. Bei den nicht privilegierten bzw. 
„sonstigen“ Vorhaben ist bereits eine Beeinträchtigung des vorsorgenden Hoch-
wasserschutzes auszuschließen. Dieser Belang kann auch den gemäß 
§ 35 Abs. 4 BauGB „teilprivilegierten“ Vorhaben entgegengehalten werden. Im 
Übrigen sind auch Ziele der Raumordnung gemäß § 35 Abs. 3 Satz 2 und 
3 BauGB zu beachten. 

                                                      
111  Das Fallbeispiel wurde im Rahmen einer Veranstaltung in Dresden von einer Mitarbeiterin einer 

unteren Bauaufsichtsbehörde geschildert. 
112  Allerdings ist gegenwärtig noch nicht abschließend geklärt, ob § 77 WHG auf die Vorhabenzulas-

sung überhaupt anwendbar ist: § 77 WHG neu (bzw. § 31b Abs. 6 WHG alt) gilt nur für die Bau-
leitplanung meint noch: BayVGH, Beschl. v. 26.1.2009 - 1 B 07.151, Rdnr. 5 ff. (zitiert nach juris); 
§ 77 WHG neu (bzw. § 31b Abs. 6 WHG alt) gilt auch für die Vorhabenzulassung meint hingegen: 
BayVGH, Beschl. v. 31.8.2009 – 8 ZB 09.1618, Rdnr. 7 (zitiert nach juris). 

113  BayVGH, Beschl. v. 26.1.2009 - 1 B 07.151, Rdnr. 12 (zitiert nach juris). 
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Beispiel114  
Der Kläger möchte einen bauplanungsrechtlichen Vorbescheid für den Bau von drei Ein-
familienhäusern auf einer Außenbereichsfläche. Die Wasserbehörde nahm in diesem 
Verfahren Stellung und teilte mit, dass es sich bei dem  Grundstück um eine Rückhalte-
fläche handele, da es an ein Gewässer II. Ordnung grenze. Vor einigen Jahren (1995) 
sei das Grundstück bereits größtenteils überflutet gewesen. Im Flächennutzungsplan ist 
das Grundstück als landwirtschaftliche Fläche im Landschaftsschutzgebiet dargestellt.  

Das Vorhaben ist als sonstiges Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB bauplanungsrechtlich 
nicht zulässig, weil es öffentliche Belange beeinträchtigt (§ 35 Abs. 3 BauGB). Es be-
steht bereits ein Widerspruch zu den Darstellungen des Flächennutzungsplanes, wo-
nach es sich um eine landwirtschaftliche Fläche mit besonderer Bedeutung für den Na-
turhaushalt handelt (§ 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB). Zudem gefährdet das Vorhaben 
auch den Hochwasserschutz, § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 BauGB i. V. m. § 76 Abs. 1 Satz 1 
i. V. m. 77 WHG neu (§ 31b Abs. 1 i. V. m. Abs. 6 Satz 1 WHG alt). Nach der Stellung-
nahme des Wasserwirtschaftsamtes liegt das Vorhaben in einem faktischen Über-
schwemmungsgebiet und wurde bei einem Hochwasserereignis 1995 größtenteils über-
flutet. Einer Festsetzung des Überschwemmungsgebietes - wie es § 76 Abs. 2 WHG neu 
(§ 31b Abs. 2 WHG alt) vorsieht - bedarf es dazu nicht, da § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu 
(§ 31b Abs. 1 WHG alt) allein darauf abstellt, ob faktisch ein Überschwemmungsgebiet 
vorliegt. Eine Bebauung im Überschwemmungsgebiet gefährdet den Hochwasserschutz. 
Dementsprechend bestimmt § 77 WHG neu (§ 31b Abs. 6 WHG alt), dass faktische  
Überschwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu in ihrer Funktion als 
Rückhalteflächen zu erhalten sind, soweit dem keine überwiegenden Gründe des Wohls 
der Allgemeinheit entgegenstehen115. Das private Bauvorhaben des Klägers stellt kei-
nen überwiegenden Grund des Wohls der Allgemeinheit dar, der der Freihaltung des 
Überschwemmungsgebiets entgegensteht. 

                                                      
114  Nach VG München, Urt. v. 18.6.2008 - M 9 K 07.4175 -. 
115  In diese Richtung auch BayVGH, B.v.31.8.2009 – 8 ZB 09.1618, Rdnr. 7 (zitiert nach juris)  

4.2.3 Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 

Auch bei einem Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes – der in 
einem faktischen Überschwemmungsgebiet liegt - sind zunächst die Vorausset-
zungen des § 77 WHG neu zu prüfen (vgl. Kap. 4.2.1.1 sowie Kap. 3.2.3.2). Zu-
dem ist zu untersuchen, ob der Bebauungsplan nicht wegen Verstoßes gegen § 1 
Abs. 3 oder 4 BauGB unwirksam ist bzw. aufgehoben werden muss (vgl. Kap. 
3.1.1).  

Sofern das nicht der Fall ist, ist ein Vorhaben zulässig, wenn es den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans entspricht (§ 30 Abs.1 BauGB) und die Erschließung 
gesichert ist. Aus bauplanungsrechtlicher Sicht sind die Belange des Hochwas-
serschutzes im Rahmen der Prüfung nach § 30 BauGB grundsätzlich nur dann von 
Bedeutung, wenn sie in den Festsetzungen des Bebauungsplanes Niederschlag 
gefunden haben.  
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Soll ein neuer Bebauungsplan aufgestellt werden, ist es nicht zulässig, die strengeren 
Planungsverbote des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 1 WHG alt) 
dadurch zu umgehen, dass eine Gemeinde zunächst bspw. eine Grünfläche in einem 
Überschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) ausweist 
und dann - entweder durch die Gemeinde selbst oder durch die von ihr abweichende 
Bauaufsichtsbehörde - über § 78b Abs. 3 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG 
alt) eine Vorhabengenehmigung mit einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB von der 
Festsetzung „Grünfläche“ erteilt werden soll. Eine solche Befreiung würde - selbst wenn 
die Voraussetzungen des § 78b Abs. 3 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) 
vorliegen sollten - zum einen die Grundzüge der Planung berühren, da eine Änderung 
der Art der baulichen Nutzung regelmäßig diese Folge hat. Zum anderen wäre eine sol-
che Abweichung auch städtebaulich nicht vertretbar, denn städtebaulich vertretbar ist 
nur etwas, was - von vornherein - auch so hätte geplant werden dürfen. Dazu auch fol-
gendes Beispiel: 

Beispiel116 
Das Landratsamt verfügt die Beseitigung eines Gartenhauses, welches mit Kochnische 
und Toilette ausgestattet ist. Dieses ist zwar baugenehmigungsfrei zu errichten, es liegt 
jedoch in einem durch eine Verordnung festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Da-
nach ist es verboten, Anlagen und Anpflanzungen, die nicht der Benutzung, der Unter-
haltung oder dem Ausbau des Gewässers dienen, zu errichten, durchzuführen oder we-
sentlich zu ändern. Das Landratsamt kann unter Ausnahmen und Bedingungen eine Ge-
nehmigung erteilen, wenn und soweit dadurch a) der Wasserabfluss, b) die Höhe des 
Wasserstandes oder c) die Wasserrückhaltung nicht beeinflusst werden können. Der 
Standort des Gebäudes liegt zudem im Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Der 
Bebauungsplan setzt eine Baugrenze fest. Das Gebäude befindet sich außerhalb der 
festgesetzten Baugrenze. Es bedarf deshalb einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB.  

Die Beseitigungsverfügung ist rechtmäßig. Durch die Errichtung des Gebäudes wird zu-
nächst der Wasserabfluss und die Wasserrückhaltung - diese zwar gering - beeinträch-
tigt. Zudem sind die rechtlichen Voraussetzungen für eine Befreiung von den Festset-
zungen des Bebauungsplans nicht erfüllt. Im vorliegenden Fall stehen einer Befreiung 
zwingende gesetzliche Versagungsgründe entgegen. Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann von 
den Festsetzungen des Bebauungsplans befreit werden, wenn die Grundzüge der Pla-
nung nicht berührt werden und (1.) die Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befrei-
ung erfordern oder (2.) die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder (3.) die Durch-
führung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde 
und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öf-
fentlichen Belangen vereinbar ist.  

Eine Befreiung würde hier die Grundzüge der Planung berühren, denn dann würde ein 
Präzedenzfall geschaffen, der einen „Lawineneffekt“ nach sich ziehen könnte. Als Be-
freiungsgrund kommt hier nur Nr. 2 in Betracht. Städtebaulich vertretbar ist eine Abwei-
chung, wenn sie Gegenstand einer rechtmäßigen Planung sein kann. Dies ist hier aber 
nicht der Fall, denn eine Bebauung ist in einem Überschwemmungsgebiet grundsätzlich 
unzulässig. 

                                                      
116  Nach VG Würzburg, Urt. v. 27.5.2008 - W 4 K 07.1495 - (zitiert nach juris). 
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5 Entschädigungs- und ausgleichsrechtliche 
Aspekte des Hochwasserschutzes 

Da die in den vorstehenden Kapiteln behandelten hochwasserschutzbedingten 
Einschränkungen der baulichen Nutzung von Grundstücken auch Auswirkungen 
auf die Rechtsstellung des Eigentümers haben können, sollen in diesem Kapitel 
Ausgleichs- und Entschädigungsfragen dargestellt werden. Das Wasserhaushalts-
gesetz enthält keine Regelung darüber, ob und inwieweit die Planungs- und Bau-
verbote nach § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) ausgleichs- oder ent-
schädigungspflichtig sind. Auch das Brandenburgische Wassergesetz verfügt im 
Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz über keine eigenständige Entschädi-
gungsregelung. Ausgehend davon ist deshalb zu klären, ob nach allgemeinen ent-
schädigungsrechtlichen oder gar schadensrechtlichen Grundsätzen Ansprüche von 
Privatpersonen entstehen können. 

Dies setzt zunächst eine Einordnung der Planungs- und Bauverbote in das System 
des Ausgleichs- und Entschädigungsrechts voraus (vgl. Kap.  5.1). Auf der Grund-
lage dessen werden anschließend potentielle Entschädigungskonstellationen -
 insbesondere solche des Planungsschadensrechts - näher betrachtet (vgl. Kap. 
 5.2). Einige Hinweise zu potentiellen Haftungsrisiken der Gemeinden mit Blick auf 
die Amtshaftung runden dieses Kapitel ab (Kap.  5.3).  

5.1 Einordnung der Planungs- und Bauverbote als Inhalts- 
und Schrankenbestimmung des Eigentums  

Die Bauplanungs- und Bauverbote nach § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG 
alt) sowie nach dem ergänzenden brandenburgischen Landesrecht sind als In-
halts- und Schrankenbestimmung des Eigentums gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG 
und nicht etwa als entschädigungspflichtige Enteignung einzustufen.117 Dies ist in 
der Rechtsprechung grundsätzlich geklärt. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
beispielsweise eine landesrechtliche - hier: rheinland-pfälzische - Regelung, mit 
der noch unter Geltung des „alten WHG“ ein Überschwemmungsgebiet festgesetzt 
worden war, als Inhalts- und Schrankenbestimmung qualifiziert und dabei hervor-
gehoben, dass Nutzungseinschränkungen, die durch das hochrangige Gemein-
schaftsgut „Hochwasserschutz“ gerechtfertigt sind, grundsätzlich vom Eigentümer 
entschädigungslos hinzunehmen sind.118 Der Kernsätze dieser Leitentscheidung 
des Bundesverwaltungsrechts sind in Anhang VII wiedergegeben. 

                                                      
117 So auch Begründung zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden 

Hochwasserschutzes, BR.-Drucks. 268/04, 27; Kotulla, NVwZ 2006, 129 (131 f); Berendes, ZfW 
2005, 197, 203. 

118  Vgl. nur: BVerwG, Urt. v. 22.7.2004, - 7 CN 1/04 -, BVerwGE 121, S. 283 ff., Rdnr. 21 (zitiert nach 
juris). 
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Aus dieser eigentumsrechtlichen Einordnung folgt, dass ein Bürger keine Enteig-
nungsentschädigung (Art. 14 Abs. 3 GG) beanspruchen kann, wenn sein Grund-
eigentum durch oder aufgrund einer Regelung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes „verkürzt“ wird.119 

5.2 Entschädigungskonstellationen 

Obwohl die Bauplanungs- und Bauverbote nach § 78 Abs. 1 WHG neu 
(§ 31b Abs. 4 WHG alt) sowie nach dem ergänzenden Landesrecht als Inhalts- und 
Schrankenbestimmungen gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG einzustufen sind, sind 
sie ihrer Wirkung nach - und strukturell - mit bauplanungsrechtlichen Eingriffen in 
die Bodennutzbarkeit im Sinne der planungsschadensrechtlichen Regelungen 
nach den §§ 39 bis 44 BauGB vergleichbar. 

Das Planungsschadensrecht der §§ 39 bis 44 BauGB kommt als rechtliche Grund-
lage für Entschädigungsleistungen wegen Eingriffen in bestehende Baurechte 
nach den §§ 30, 34 oder 35 BauGB grundsätzlich nicht in Betracht (dazu 5.2.1). 
Auch die ungeschriebenen Rechtsgrundsätze des enteignenden bzw. enteig-
nungsgleichen Eingriffs können als Anspruchsgrundlage für Entschädigung nicht 
herangezogen werden (vgl. 5.2.2). Während in diesen beiden Abschnitten Haf-
tungsszenarien vor allem aus dem Blickwinkel des betroffenen Bürgers gegenüber 
einem staatlichen oder kommunalen Haftungssubjekt dargestellt werden, wird in 
einem dritten Abschnitt gezeigt, dass eine zur Anpassung ihrer Bauleitplanung 
verpflichtete Gemeinde auch grundsätzlich gegenüber anderen staatlichen Stellen 
kein Rückgriff („Regress“) nehmen kann (vgl. 5.2.3).  

5.2.1 Planungsschadensrecht 

5.2.1.1 Planveranlasste Aufwendungen oder planbedingten Boden-
wertminderungen 

In den Fällen so genannter Planungsschäden kann aus verfassungsrechtlichen 
Gründen eine Entschädigung geboten sein, wenn beispielsweise eine bis dahin 
zulässige bauliche Nutzung nach den Festsetzungen des Planes nicht oder nicht 
mehr im selben Umfang zulässig ist. Für die vorliegende Arbeitshilfe sind in diesem 
Zusammenhang insbesondere § 39 BauGB (Entschädigung für planveranlasste 

                                                      
119  Der von einer das Eigentum „verkürzenden“ Maßnahme betroffene Bürger - hier: Grundstücksei-

gentümer - kann nur dann eine Enteignungsentschädigung verlangen, wenn die ihn treffende 
Maßnahme tatsächlich auf gesetzlicher Grundlage als Enteignung zu qualifizieren und auch auf 
Enteignung gerichtet ist (Finalität). Eine Enteignung liegt jedoch nur dann vor, wenn der Gesetz-
geber das Eigentum ganz oder teilweise entzieht. Handelt es sich dagegen nicht um einen „Ent-
zugsakt“, sondern eine Inhalts- und Schrankenbestimmung, kann der betroffene Bürger grund-
sätzlich keine Enteignungsentschädigung beanspruchen, wenn diese gesetzlich nicht so vorgese-
hen ist. In diesem Fall bleibt dem betroffenen Bürger nichts anderes übrig, als sich gegen die ei-
gentumsbeschränkende Maßnahme gerichtlich zur Wehr zu setzen (sogenannter: Primärrechts-
schutz). Er kann den Eingriff aber nicht dulden und zugleich seine Schäden durch Geltendma-
chung einer Eigentumsentschädigung liquidieren.  

Keine Enteignungsent-
schädigung 

Mögliche Anspruchs-
grundlagen für  
Entschädigung 

Planungsschadensrecht, 
enteignender bzw. ent-
eignungsgleicher  
Eingriff 

§§ 39 ff. BauGB 
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Aufwendungen) und § 42 BauGB (Entschädigung für planungsbedingte Boden-
wertminderungen) von Interesse.  

Wird die bauliche Nutzbarkeit eines Grundstücks im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplans120 durch Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungs-
plans eingeschränkt, so sind Aufwendungen, die zur Vorbereitung einer künftig 
nicht mehr zulässigen Nutzung erbracht wurden, nach § 39 BauGB zu entschädi-
gen. Erstattungsfähige Aufwendungen können z.B. Kosten für die Planung, Bau-
genehmigung oder Bau und Finanzierung sein. Wesentliche Voraussetzung ist 
aber, dass die Aufwendungen im berechtigten Vertrauen auf einen rechtswirk-
samen Bebauungsplan getätigt wurden. Die geplante Nutzung muss im Zeitpunkt 
der Aufwendungen den Festsetzungen eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
entsprochen haben.121  

§ 42 Abs. 1 BauGB legt die Grundvoraussetzungen für eine Entschädigung122 nach 
§ 42 BauGB fest. Danach ist Entschädigung zu leisten, wenn die rechtmäßige 
Aufhebung oder Änderung einer bis dahin zulässigen Nutzung zu einer we-
sentlichen Wertminderung des Grundstücks führt.  

Bisher „zulässige bauliche Nutzungen“ sind prinzipiell in allen drei Baubereichen 
der §§ 29 ff. BauGB (§§ 30 Abs. 1, 34, 35 BauGB) geschützt. Voraussetzung ist 
aber, dass eine Genehmigung für die bauliche Nutzung erteilt ist oder zumindest 
ein entsprechender Rechtsanspruch besteht. Die „Aufhebung oder Änderung der 
Nutzung“ erfolgt in der Regel durch einen Bebauungsplan. § 42 BauGB findet hin-
gegen keine Anwendung bei Nutzungsbeschränkungen auf Grund von Maßnah-
men des Immissions-, Landschafts-, Natur- und Denkmalschutzes.123 Ein 
Entschädigungsanspruch nach § 42 BauGB entsteht also nicht, wenn zum Zeit-
punkt der Aufhebung oder Änderung der Nutzung (durch den Bebauungsplan) aus 
anderem Rechtsgrund schon kein Genehmigungsanspruch besteht, da dann der 
notwendige innere Zusammenhang zwischen der Planänderung bzw. -aufhebung 
und dem Entfallen des Baurechts fehlt („Kausalität“). § 42 BauGB dient der Her-
stellung der Verhältnismäßigkeit „bauleitplanerischer Eingriffe“, nicht jedoch dem 
Ausgleich von Härten sonstiger Rechtsvorschriften mit Auswirkung auf das Bauen 
(wie z.B. Bauordnungsrecht, Denkmalschutzrecht etc.). 

                                                      
120 Streitig ist, ob eine Entschädigung analog § 39 BauGB bei Aufwendungen im Vertrauen auf den 

Fortbestand einer nach §§ 34 und 35 BauGB zulässigen Bodennutzung in Frage kommt. Für ana-
loge Anwendbarkeit Schenke, DÖV 1987, 45; Birk, NVwZ 1984, 1, 5; dagegen Breuer, in: Schröd-
ter, BauGB, 5. Auflage, München 1992, § 39, Rdnr.40; Bielenberg, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, 
§ 39, Rdnr.17; Gaentzsch, in: Schlichter/Stich, § 39, Rdnr. 4. 

121  Vgl. BGH NJW 1992, 431, 433. 
122  Grundsätzlich steht dem Eigentümer eine angemessene Entschädigung in Geld zu 

(§ 42 Abs. 1 BauGB). Bei Aufhebung der zulässigen Nutzung kann gemäß § 42 Abs. 9 BauGB 
auch Übernahme nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BauGB verlangt werden. Entschädigungen für 
Eingriffe in den ausgeübten Gewerbebetrieb können gemäß § 42 Abs. 4 BauGB gesondert ver-
langt werden. 

123  BGHZ 99, 262 = NJW 1987, 1320. 
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Erfolgt der planerische Eingriff binnen einer Frist von sieben Jahren124 ab Zuläs-
sigkeit der Nutzung, so steht dem Grundstückseigentümer unter den genannten 
Voraussetzungen stets eine Entschädigung in Höhe der Verkehrswertdifferenz zu, 
also der Differenz zwischen dem Wert des Grundstücks auf Grund der bisher zu-
lässigen Nutzung und seinem Wert nach Aufhebung oder Änderung der Nutzung. 
Der Schutz für bloße Nutzungsmöglichkeiten entfällt nach Ablauf von sieben 
Jahren ab Zulässigkeit der Nutzung. Soweit der Eigentümer sein Nutzungsrecht 
„ins Werk gesetzt” hat, die Nutzung also tatsächlich ausübt, genießt er nach 
§ 42 Abs. 3 BauGB unbefristeten Schutz. Der Entschädigungsanspruch errechnet 
sich nach Ablauf von sieben Jahren aus der Differenz zwischen dem Wert des 
Grundstücks, der sich auf der Grundlage einer (fiktiven) zulässigen Nutzung ent-
sprechend der ausgeübten Nutzung ergibt, und dem Wert auf Grund der nach der 
veränderten Planung zulässigen Nutzung.125  

5.2.1.2 Fallbeispiele für Entschädigungskonstellationen 

Folgende Fallgruppen im Kontext des Hochwasserschutzrechts kommen in Be-
tracht und werden nachfolgend betrachtet: 

• Aufhebung bzw. Änderung eines bestehenden Bebauungsplans (Fall-
gruppe 1) 

• Der Baugenehmigung eines Vorhabens im unbeplanten Innenbereich  
(§ 34 BauGB) stehen die Vorgaben der Bauverbote gemäß § 78 Abs. 1 
Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) entgegen (Fallgruppe 2) 

• Entzug einer „Rechtsposition“ im Außenbereich (§ 35 BauGB) durch 
hochwasserschutzrechtliche Bauverbote (Fallgruppe 3) 

5.2.1.2.1 Fallgruppe 1: Aufhebung bzw. Änderung eines bestehenden 
Bebauungsplans 

Ausgangfall 
Ein bestehender Bebauungsplan muss auf Grund der Anpassungspflicht nach 
§ 1 Abs. 4 BauGB (Ziele der Raumordnung und Landesplanung) oder auf der Grundlage 
des § 1 Abs. 3 BauGB (Wegfall der Erforderlichkeit der Planung) wegen geänderter Vor-
gaben des Hochwasserschutzes - insbesondere § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31 b WHG alt) 
i. V. m. festgesetzten Überschwemmungsgebieten - aufgehoben oder geändert werden. 
Eine zuvor bauplanungsrechtlich mögliche (aber noch nicht genehmigte und realisierte) 
bauliche Nutzung im Umgriff des Bebauungsplans wird z.B. dadurch vereitelt, dass das 
Vorhaben nach Änderung oder Aufhebung nach § 34 BauGB oder § 35 BauGB nicht 
mehr genehmigungsfähig ist. 

 

                                                      
124  Vgl. zum Fristerfordernis des § 42 Abs. 2 BauGB, insbesondere zu Fragen des Fristbeginns und 

der einschränkenden Auslegung der Vorschrift durch den BGH Dirnberger, BayGTZ 2004, 208 ff. 
125  Bielenberg in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, § 42, Rdnr. 92. 
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Im Ausgangsfall besteht kein Anspruch auf Entschädigung aus § 42 BauGB und 
§ 39 BauGB. Die Voraussetzungen des § 42 BauGB liegen nicht vor. In der Recht-
sprechung ist  geklärt, dass von vornherein nur Änderungen der bauplanungsrecht-
lichen - nicht etwa auch der bauordnungsrechtlichen - Zulässigkeit der Nutzung 
Gegenstand der Vorschrift sind.126 Zwar ist - vordergründig - eine Änderung oder 
Aufhebung der Nutzung durch Bebauungsplan (hier: Änderungsbebauungsplan 
oder Aufhebung) erfolgt. Tatsächlich wurde die Möglichkeit der baulichen Nutzung 
aber nicht erst durch die Änderung oder Aufhebung des Bebauungsplans vereitelt, 
sondern bereits durch das wasserhaushaltsrechtliche Bauverbot gemäß § 78 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt). Somit fehlt der spe-
zifische und für § 42 BauGB zwingend erforderliche Zusammenhang (Kausalität) 
zwischen der Entwertung der baurechtlichen Anwartschaft und der Änderung bzw. 
Aufhebung des Bebauungsplanes. Die erforderliche Ursache-Wirkung-Beziehung 
besteht nur dann, wenn die nachteilige Veränderung der Nutzungsmöglichkeiten 
ausschließlich auf die Änderung, Ergänzung und Aufhebung des Bebauungsplanes 
zurückzuführen ist. War die Nutzungsmöglichkeit zwar im Bebauungsplan vorge-
sehen, standen oder stehen zum Zeitpunkt der Planaufhebung ihrer Realisierung 
aber andere Hindernisse entgegen - etwa solche des Bauordnungs-, Denkmal-
schutz-, Wasser-, aber auch des Privatrechts -, war keine geschützte Rechtspositi-
on vorhanden, die durch die Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebau-
ungsplanes beeinträchtigt werden konnte127. Ein aus baurechtsexternen Gründen 
nicht „ausnutzbarer“ Bebauungsplan ist nicht Grundlage für Entschädigungsan-
sprüche, wenn er mit Blick auf § 1 Abs. 4 BauGB oder des § 1 Abs. 3 BauGB 
- zusätzlich bzw. „nachvollziehend“ - aufgehoben wird. Aus diesen Gründen entfällt 
auch ein Entschädigungsanspruch aus § 39 BauGB.128 

Fallvariante A  
Der Sachverhalt entspricht dem Ausgangsfall, das Vorhaben ist aber nach zutreffender 
Einschätzung der Wasserbehörde nach § 78 Abs. 3 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 
WHG alt) genehmigungsfähig. Gleichwohl hebt die Gemeinde den Bebauungsplan auf. 

In der Fallvariante A kommt ein Entschädigungsanspruch nach § 42 Abs. 1 BauGB 
grundsätzlich in Betracht. Anders als im Ausgangsfall ist hier nicht bereits § 78 
Abs. 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) das entscheidende Realisie-
rungshindernis, sondern - vorbehaltlich der übrigen baurechtlichen und sonstigen 
Voraussetzungen für eine Baugenehmigung - erst die Aufhebung oder Änderung 
des Bebauungsplans. Ein - aber wohl nur theoretisches - Anwendungsfeld für das 
Planungsschadensrecht (insb. § 42 BauGB) besteht somit dort, wo eine Gemeinde 
„überschießenden“ Hochwasserschutz betreibt, also über die zwingenden wasser-
rechtlichen oder raumordnerischen Vorgaben hinausgeht. Dann blieben aber die 
anderen Tatbestandsvoraussetzungen des § 42 BauGB - gesicherte Erschließung, 
7-Jahres-Frist etc. - als nur schwer zu überwindende „Hürden“. In der Praxis 

                                                      
126 Vgl. OLG Karlsruhe, Urt. v. 10.03.1998, - U 2/97 Baul -, Jäde, BauGB/BauNVO, Rdnr. 7 zu § 42 

BauGB. 
127  Jäde, a.a.O., Rdnr. 20 zu § 39 mit Rdnr. 5 zu § 42. 
128  Vgl. nur Jäde, a.a.O., Rdnr. 18 mit 20 zu § 39 BauGB  
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kommt hinzu, dass selbst in den Fällen, in denen die Erteilung einer Befreiung von 
den Bauverboten im Überschwemmungsgebiet oder Hochwassergebiet zwar mög-
lich erscheint, aber eben nicht - wie in der (fiktiven) Fallvariante A im Sinne einer 
Ermessensreduktion - zwingend ist, die „zulässige“ bauliche Nutzung nicht im Sin-
ne des § 42 BauGB „entzogen“ wird. 

Fallvariante B 
Der Sachverhalt entspricht dem Ausgangsfall, das (nicht genehmigte) Vorhaben ist je-
doch wegen des Bauverbots gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu 
(§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) nicht (mehr) genehmigungsfähig. Die Gemeinde sieht 
anders als im Ausgangsfall davon ab, den wirksamen Bebauungsplan aufzuheben oder 
zu ändern. 

In der Fallvariante B fehlt es bereits an dem für § 42 BauGB erforderlichen forma-
len entziehenden Planungsakt (Bebauungsplan, andere Satzung). Die „Entschädi-
gungslücke“ im Wasserhaushaltsgesetz oder im Landeswasserrecht kann aber  
entgegen der u. a. von Breuer vertretenen Auffassung auch nicht durch ergänzen-
de oder entsprechende Heranziehung der §§ 39 ff. BauGB geschlossen werden. 
Es besteht gegenüber den Grundeigentümern keine Pflicht, dem Planungsscha-
densrecht zu Anwendung zu verhelfen (so genannte eingriffsvollendende Bauleit-
planung).  

Auch wenn die Rechtsprechung – soweit ersichtlich – noch keine Gelegenheit hat-
te, zur Frage der Analogiefähigkeit der §§ 39 ff. BauGB und zur Frage, ob eine 
Pflicht zur „eingriffsvollendenden“ Planung besteht, Stellung zu nehmen, lässt sich 
hierzu Folgendes festhalten: Die Ausgangslage im hier interessierenden Kontext -
 dem Hochwasserschutzrecht - unterscheidet sich in ganz entscheidenden Punk-
ten von der typischen Lage, in denen das Planungsschadensrecht dem Betroffe-
nen aus verfassungsrechtlichen Gründen zur Seite steht: Es geht insoweit nicht um 
eine gleichsam aus „freien Stücken“ erfolgende planerische Umsteuerung durch 
die Gemeinde, sondern - in den hochwasserschutzrechtlichen Konstellationen - um 
aus Gründen des hochrangigen Schutzgutes „Hochwasserschutz“ erforderliche 
Bauverbote bzw. Planungsverbote, die gewissermaßen extern in den kommuna-
len Handlungsbereich hineingetragen werden. Die Sach- und Interessenlage 
unterscheidet sich damit nicht von einer Situation, in der der Betroffene - und die 
Gemeinde - mit einer Änderung des Immissionsschutzrechtes, des Bauordnungs-
rechts, der naturschutzrechtlichen „Kulisse“ oder eines sonstigen Wandels des 
rechtlichen Umfeldes konfrontiert wird. In diesen Fällen ist es geradezu fern lie-
gend, dass der Gemeinde eine Pflicht zur „eingriffsvollendenden Bauleitplanung“ 
zuwachsen soll.  

Vielmehr ist es so, dass die – rechtmäßigen - wasserrechtlichen Bau- bzw. Nut-
zungsverbote entweder als grundsätzlich nicht ausgleichspflichtige Inhalts- und 
Schrankenbestimmung hingenommen werden müssen (vgl. Kap.  5.1 und Anhang 
VII) oder - dies die andere Möglichkeit - man gelangt zu der Auffassung, dass die-
se Regelungen generell oder zumindest im konkreten Vollzug unverhältnismäßig 
sind. Dann muss sich der Betroffene allerdings im Wege des Primärrechtsschutzes 
(Widerspruch, Klage) zur Wehr setzen, d.h. die Genehmigung seines Vorhabens 
erstreiten. Eine Entschädigung „wegen Rechtswidrigkeit“ kann der Betroffene nicht 
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beanspruchen. Die Anwendung des Planschadensrechts zur Korrektur eines als 
unbillig oder unverhältnismäßig empfundenen Ergebnisses bewirkte ansonsten 
eine Rückkehr zu dem vom Bundesverfassungsgericht ausdrücklich verworfenen 
Grundsatz des „Dulde und Liquidiere“. Aus diesem Grunde kommt auch eine ana-
loge Anwendung der §§ 39 ff. BauGB nicht in Betracht. 

Fallvariante C 
Das Vorhaben ist bereits auf der Grundlage einer Baugenehmigung realisiert worden. 
Wie im Ausgangsfall wird der Bebauungsplan aufgehoben. 

Fallvariante C löst keine Entschädigungsansprüche auf der Grundlage des Pla-
nungsschadensrechts aus. Der Betroffene ist gegen die spätere Rechtsänderung 
durch die Baugenehmigung geschützt. Diese vermittelt - in den Grenzen des lega-
lisierten Genehmigungsumfangs - formellen und materiellen Bestandsschutz. Die-
ser endet erst bei wesentlichen Änderungen der Anlage, einer Nutzungsänderung 
oder bei unter engen Voraussetzungen möglichen Aufhebung der Baugenehmi-
gung (§§ 48, 49 VwVfG Bbg). Die Aufhebung einer Baugenehmigung hat regelmä-
ßig Entschädigungsansprüche (vgl. nur § 49 VI VwVfG Bbg) zur Folge und ist des-
halb in der Praxis selten. 

5.2.1.2.2 Fallgruppe 2: unbeplanter Innenbereich 

Ausgangsfall 
Der Baugenehmigung eines Vorhabens in einem Gebiet nach § 34 BauGB (im Zusam-
menhang bebauter Ortsteil) steht das Bauverbot des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu 
(§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG) entgegen. Eine wasserrechtliche Genehmigung im Einzelfall 
gem. § 78 Abs. 3 WHG neu kann nicht erteilt werden. Das Vorhaben war zu einem frü-
heren Zeitpunkt insgesamt genehmigungsfähig. 

Für diese Fallgruppe ist festzuhalten, dass § 39 BauGB einen rechtsverbindlichen 
Bebauungsplan voraussetzt. Die Genehmigungsfähigkeit auf der Grundlage von 
§ 34 BauGB reicht nicht aus. § 39 BauGB kann in dieser Fallgruppe nicht entspre-
chend angewandt werden. Gegen diese Analogie spricht, dass der Gesetzgeber 
bei seinen zahlreichen Novellierungen des Baugesetzbuches keine Veranlassung 
zu einer Änderung des - eindeutigen - Wortlautes der Vorschrift gesehen hat. Das 
Vertrauen auf einen Bebauungsplan ist stärker geschützt, als das Vertrauen auf 
Planersatztatbestände wie § 34 BauGB.129 

Dagegen unterfällt die nach § 34 BauGB zulässige bauliche Nutzung prinzipiell 
dem Tatbestand des § 42 BauGB. Anders als § 39 BauGB ist Anknüpfungspunkt 
für diesen Entschädigungstatbestand nicht das Vertrauen auf eine wirksame Bau-
leitplanung, sondern der Eingriff in eine zulässige Nutzung. Allerdings muss diese 
Nutzung - vgl. oben Fallgruppe 1 - nicht nur bauplanungsrechtlich, sondern auch 

                                                      
129  Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB-Kommentar, § 39, Rdnr. 7; anderer Ansicht jedoch Breuer in: 

Schrödter, BauGB, § 39, Rdnr. 40, Paetow in: BK, § 39 Rdnr. 4;  so auch Jäde, a.a.O., Rdnr. 10 
zu § 39 BauGB. 
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nach sonstigem öffentlichen Recht zulässig sein.130 Hier steht der baulichen Nut-
zung aber schon das Bauverbot gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b 
Abs. 4 Satz 3 WHG alt) entgegen. Zudem erfolgt der Entzug der Nutzung auch 
nicht durch Bebauungsplan oder auf anderer formaler bauplanungsrechtlicher 
Grundlage. § 42 Abs. 1 BauGB lässt zwar offen, wodurch die Aufhebung der zu-
lässigen Nutzung erfolgt. Es steht aber fest, dass nur Änderungen der baupla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit der Nutzung Gegenstand der Vorschrift sind.131 Im 
Ergebnis besteht somit kein Entschädigungsanspruch nach planungsschadens-
rechtlichen Vorschriften. 

Fallvariante A 
Die Gemeinde nimmt die neuen Erkenntnisse aus früheren Hochwasserereignissen zum 
Anlass, das Areal (Innenbereich) zu überplanen. Der Bebauungsplan enthält Festset-
zungen, die die zuvor nach § 34 BauGB mögliche - aber ohnehin wegen des Bauverbots 
gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) nicht geneh-
migungsfähige - bauliche Nutzung von Grundstücken ausschließen. 

Das für den Ausgangsfall (Fallgruppe 1) beschriebene gilt auch für die Fallvariante 
A, in der die Gemeinde ein § 34 BauGB-Gebiet mit einer dem Hochwasserschutz 
dienenden Freifläche überplant. Allein das Hinzutreten einer Bauleitplanung führt 
nicht zu planungsschadensrechtlichen Ansprüchen, wenn - wie im Fall - ohnehin 
ein sonstiges Genehmigungshindernis - § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 
31 b Abs. 4 WHG alt) - bestand bzw. besteht. 

5.2.1.2.3 Fallgruppe 3: Außenbereich 

Ausgangslage 
Ein privilegiertes Vorhaben soll im Außenbereich (§ 35 BauGB) realisiert werden. Das 
Vorhaben ist nicht mehr genehmigungsfähig, weil das Bauverbot gemäß § 78 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2 BauGB (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) und § 35 Abs. 3 Nr. 6 BauGB ent-
gegensteht. 

Das Planungsschadensrecht greift in dieser Fallgruppe nicht ein. § 39 BauGB ist 
nach seinem klaren Wortlaut („Vertrauen auf den Bestand eines rechtsverbindli-
chen Bebauungsplans“) und dem damit bezweckten stärkeren Schutz des Vertrau-
ens in einen Bebauungsplan nicht anwendbar. Eine entsprechende Anwendung 
scheidet auch mit Blick darauf aus, dass im Geltungsbereich des § 35 BauGB 
- selbst bei privilegierten Vorhaben - keine abstrakt-generelle Aussage über „die“ 
Zulässigkeit im Außenbereich möglich ist.132 Auch ein Entschädigungsanspruch 
auf der Grundlage des § 42 BauGB kann bei Außenbereichsgrundstücken nicht 

                                                      
130  Jäde, a.a.O., Rdnr. 5 zu § 42 BauGB. 
131  Jäde, a.a.O., Rdnr. 7 zu § 42 unter Hinweis auf OLG Karlsruhe, Urt. v. 10.3.1998 - U 2/97 Baul. -. 
132  Vgl. nur Jäde, a.a.O.,§ 39 Rdnr. 10 mit § 42, Rdnr. 4; Paetow, in: BK, § 42 Rdnr. 12. 
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erwachsen. Zur zulässigen Nutzung im Sinne des § 42 BauGB gehören nicht Vor-
haben im Außenbereich.133 

5.2.2 Entschädigung wegen „enteignungsgleichen“ bzw. „enteignen-
den“ Eingriffs 

Im folgenden Abschnitt wird gezeigt, dass sich ein von den Bauverboten des 
Hochwasserschutzrechtes betroffener Bürger grundsätzlich nicht auf die von der 
Rechtsprechung entwickelten Anspruchsgrundlagen des enteignungsgleichen 
Eingriffes oder des enteignenden Eingriffs berufen kann. Diese auf dem Aufop-
ferungsgedanken beruhenden Anspruchsgrundlagen dienen der Entschädigung 
von Beeinträchtigungen des Eigentums. 

5.2.2.1 Enteignungsgleicher Eingriff 

Neben der Enteignungsentschädigung und den speziellen Entschädigungsrege-
lungen (etwa: Planungsschadensrecht) bleibt für den „enteignungsgleichen Ein-
griff“ (ebenso wie für den „enteignenden Eingriff“) nur noch ein schmaler Anwen-
dungsbereich. Das Institut des enteignungsgleichen Eingriffs knüpft dabei an 
rechtswidrige Beeinträchtigungen des Eigentums an.  

Im Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz kommt als Anknüpfungspunkt für 
den Anspruch aus enteignungsgleichem Eingriff lediglich eine Haftung wegen 
rechtswidriger Rechtsetzung in Betracht. Die Rechtsprechung ist in diesem Be-
reich allerdings mit der Annahme von Ansprüchen aus enteignungsgleichem Ein-
griff sehr zurückhaltend. Sie gewährt eine Entschädigung für so genanntes „nor-
matives Unrecht“, also rechtswidrige untergesetzliche Rechtsnormen, nicht aber 
für so genanntes „legislatives Unrecht“, also rechtswidrige formelle Gesetze und 
Vollzugsakte, deren Rechtswidrigkeit ausschließlich auf der Rechtswidrigkeit des 
formellen Gesetzes beruht (sogenannte „Beruhensakte“)134. Mit Blick auf diese 
verfestigte Rechtsprechung kommt eine Haftung nach den Grundsätzen des ent-
eignungsgleichen Eingriffs für sämtliche Konstellationen, in denen es um den Voll-
zug der Vorgaben des § 78 Abs. 1 (§ 31 b WHG alt) oder des entsprechenden 
Brandenburgischen Landesrechts geht, von vornherein - als Anwendungsbereich 
der Fallgruppe „legislatives Unrecht“ oder „Beruhensakte“ - nicht in Betracht. Auch 
die Handlungen der Kommunen - insbesondere die aus Gründen des Hochwas-
serschutzes gebotene Umplanung bzw. die Aufhebung von Bebauungsplänen - 
scheiden mit Blick auf die Fallgruppe „Beruhensakte“ aus dem Anwendungsbe-
reich der Rechtsfigur des enteignungsgleichen Eingriffs aus. Jedenfalls wird in der 
Rechtspraxis eine Haftung - selbst wenn die Unmittelbarkeit und Rechtswidrigkeit 
im Einzelfall vorliegen sollte - am Vorrang des primären Rechtsschutzes scheitern. 
Die Rechtsprechung legt hier einen sehr strengen Maßstab an.  

                                                      
133  Jäde, a.a.O., § 42 Rdnr. 4. 
134 Dazu BGHZ 100, 136 (145) - Preisgesetz; BGHZ 102, 350 (359) - Waldschäden; BGHZ 111, 349 

(352 ff) - Kakaoverordnung.  
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5.2.2.2 Enteignender Eingriff 

In sämtlichen vorstehend behandelten Fallkonstellationen wäre theoretisch auch 
an die Haftungsgrundlage des sogenannten enteignenden Eingriffs zu denken. 
Nach der Neubestimmung der Dogmatik des Eigentumsgrundrechts hat die Recht-
sprechung zwar an dem Rechtsinstitut des enteignenden Eingriffs grundsätzlich 
festgehalten, gewährt diesem allerdings nur noch einen sehr eingeschränkten An-
wendungsbereich. Gemeint sind hier Fälle „echter Atypik“ durch tatsächliches Ver-
waltungshandeln, also gerade nicht der Bereich des Vollzuges von Rechtsnormen.  

Ein Anspruch aus enteignendem Eingriff besteht, wenn eine vermögenswerte ei-
gentumsrelevante Rechtsposition im Sinne des Art. 14 Abs. 1 GG durch Nebenfol-
gen eines an sich rechtmäßigen Verwaltungshandelns unmittelbar beeinträchtigt 
wird und dem Betroffenen dadurch ein Sonderopfer im Sinne einer übermäßigen 
Belastung auferlegt wird. 

Ein praktisch relevanter Anwendungsbereich für diese Fallgruppe im Zusammen-
hang mit dem Hochwasserschutz ist nicht erkennbar.  

5.2.3 Regress der Gemeinde 

In den vorstehenden beiden Abschnitten wurde gezeigt, dass ein ernsthaftes Haf-
tungsrisiko der die Planungs- und Bauverbote umsetzenden Gemeinden regelmä-
ßig nicht besteht. Da gegenwärtig allerdings noch nicht alle hier denkbaren Verfah-
renskonstellationen überblickt werden können, wird - vorsorglich - auch noch der 
Frage nachgegangen, ob eine Gemeinde, die ihrerseits entschädigungspflichtig 
geworden ist, gegenüber dem Land Brandenburg Rückgriff nehmen kann (Re-
gress). Eine solche „Überleitungsvorschrift“ ist im brandenburgischen Raumord-
nungs- und Landesplanungsrecht für den Fall der angeordneten Anpassung von 
Bauleitplänen an Ziele der Raumordnung vorgesehen. 

Art. 12 des Landesplanungsvertrages der Länder Berlin und Brandenburg135 
sieht Folgendes vor: 

„Muss eine Gemeinde einen Dritten gemäß §§ 39 bis 44 des Bauge-
setzbuchs entschädigen, weil sie einen rechtswirksamen Bebauungs-
plan auf Grund rechtsverbindlich aufgestellter Ziele der Raumordnung 
auf Verlangen nach Absatz 2 geändert oder aufgehoben hat, so ist ihr 
vom Land Ersatz zu leisten.“ 

Der in Bezug genommene Art. 12 Abs. 2 Landesplanungsvertrag sieht vor: 

                                                      
135  Vertrag über die Aufgaben und Trägerschaft sowie Grundlagen und Verfahren der gemeinsamen 

Landesplanung zwischen den Ländern Berlin und Brandenburg (Landesplanungsvertrag) in der 
Fassung von 1. Februar 2008, Gesetz- und Verordnungsblatt Brandenburg I, 42; Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Berlin, S. 37. 

Enteignender Eingriff, 
enger Anwendungs-
bereich  

Echte Atypik 

Rückgriff der 
Gemeinde gegen 
das Land? 

Regress nach Art. 
12 Landespla-
nungsvertrag 



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Entschädigungs- und ausgleichsrechtliche Aspekte 

 

 

November 2009 Seite 76 

„Die Landesregierung kann verlangen, dass die Gemeinden ihre ge-
nehmigten Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anpassen.“ 

Die Regressmöglichkeit des Art. 12 Abs. 5 Landesplanungsvertrag ist somit an 
eine ausdrückliche Anordnung der Landesregierung gebunden. Sie greift ihrem 
Wortlaut nach somit nicht ein, wenn es an einer ausdrücklichen Anordnung der 
Landesregierung mit dem Ziel der Anpassung mangelt und die Gemeinde - letztlich 
in Erfüllung ihrer eigenen Beachtens- und Anpassungspflicht - ihre Bauleitplanung 
den geänderten Zielen der Raumordnung anpasst (vgl. § 1 Abs. 4 BauGB). 

Eine ähnliche Regelung sieht § 37 Abs. 3 BauGB für den Fall vor, dass eine Ge-
meinde einen Bebauungsplan aus Anlass („infolge“) einer baulichen Maßnahme 
des Bundes oder des Landes, deren besondere öffentliche Zweckbestimmung eine 
Einhaltung des Bebauungsplanes nicht zuließ oder aus Anlass einer Planfeststel-
lung nach § 38 BauGB ändert. Die gemäß § 39 BauGB in Anspruch genommene 
Gemeinde kann in diesem Falle einen Freistellungsanspruch gegenüber dem Bund 
oder dem Land bzw. dem Fachplanungsträger haben (§§ 37 Abs. 3, 
38 Satz 3 BauGB).136 

Daher scheidet eine analoge Anwendung des Art. 12 Abs. 5 Landesplanungsver-
trag praktisch wohl bereits deshalb aus, weil es regelmäßig an einem Bedürfnis für 
die Analogiebildung mangels Haftung nach planungsschadensrechtlichen 
Grundsätzen (dazu bereits oben) und einer entsprechenden Anordnung des Minis-
teriums fehlen dürfte. Allerdings kann über eine direkte oder analoge Anwendung 
des § 38 Satz 3 BauGB bzw. des § 37 Abs. 3 BauGB durchaus in denjenigen Fäl-
len ernsthaft nachgedacht werden, in denen die Aufhebung des Bebauungsplanes 
tatsächlich nicht Folge der gesetzlichen Planungs- oder Bauverbote nach Maßga-
be des Bundes- oder Landesrechtes ist, sondern unmittelbar und ausschließlich 
auf einer bauliche Maßnahme des Bundes oder der Länder im Zusammenhang mit 
dem technischen Hochwasserschutz oder gar einer Planfeststellung nach § 68 
WHG neu (§ 31 WHG alt) beruht.  

Es ist allerdings fraglich, ob es einen tatsächlichen praktischen Anwendungsbe-
reich für diese Fallkonstellation überhaupt gibt: Regelmäßig werden Maßnahmen 
des technischen Hochwasserschutzes - etwa die Errichtung eines Deiches oder 
einer sonstigen Hochwasserschutzanlage - nicht außerhalb von Gebieten vorge-
nommen werden, die ohnehin bereits als gesetzlich geschützte Überschwem-
mungsgebiete gelten.  

5.3 Amtshaftung bei rechtswidriger Bauleitplanung 

An der „Schnittstelle“ zwischen den Anforderungen des Bauplanungsrechts an eine 
sachgerechte Bauleitplanung und den Anforderungen des Hochwasserschutzes 
können Rechtsfehler unterlaufen, die möglicherweise Schadensersatzansprüche 

                                                      
136  Hierzu Paetow, in: BK, BauGB, Rdnr. 10 zu § 39. 
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Betroffener aus Amtshaftung (§ 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG) zur Folge haben 
können. Einige dieser Fallkonstellationen137 werden im Folgenden betrachtet.  

5.3.1 Pflichtverletzung der Gemeinde im Rahmen des Aufstellens des 
Bebauungsplans/Fehlerhafte Abwägung in der Bauleitplanung 

Die im Baugesetzbuch enthaltenen Planungsleitlinien (§ 1 Abs. 6 BauGB) dienen 
primär dem Ziel, eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten. Die 
für die Amtshaftung erforderliche „Drittgerichtetheit“ der Amtspflicht gegenüber 
dem einzelnen planungsbetroffenen Bürger fehlt somit grundsätzlich.138 Von die-
sem Grundsatz gibt es allerdings bedeutsame Ausnahmen:  

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB hat die Gemeinde bei der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes im Zuge der Abwägung insbesondere „die allgemeinen Anforderun-
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung“ zu berücksichtigen. Dieser Belang bedeutet - erstens - 
dass die Planung nicht Gefahrentatbestände im Sinne des allgemeinen Polizei-
rechts hervorrufen darf. Die Gemeinde muss somit bereits im Planverfahren ermit-
teln, ob die geplante Nutzung ohne Gefährdung der Menschen realisiert werden 
kann. Die Bauleitpläne müssen - zweitens - den Kriterien entsprechen, die im Sa-
nierungsrecht in § 136 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1a bis g BauGB den Begriff der 
gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse ausfüllen.139 Insoweit darf die Verwirkli-
chung des Bebauungsplanes nicht zu schädlichen Umwelteinwirkungen führen, 
wobei maßgeblich auf Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, 
Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen abzustellen ist (§ 3 Abs. 1 und 
2 BImSchG). 

Diese Planungsleitlinie bezweckt auch den Schutz derjenigen, die im konkreten 
Plangebiet wohnen oder arbeiten. Diese müssen sich darauf verlassen können, 
dass ihnen zumindest aus der Beschaffenheit des Grund und Bodens keine Gefah-
ren für Leben und Gesundheit drohen140.  

Der Gemeinde obliegt deshalb die Pflicht, schon bei Aufstellung der Bauleitpläne, 
und nicht erst bei Erteilung der Baugenehmigung, die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung vor Umwelt- und Gesundheitsgefahren zu berücksichtigen, die 
vom Grund und Boden des Plangebiets selbst ausgehen, für die künftigen Bewoh-

                                                      
137  Zu weiteren Haftungskonstellationen ausführlich Ewer, NJW 2002, 3497 ff. 
138 Zutreffend Staupe, NJ 2002, 505, 507. 
139 W. Schrödter in: H. Schrödter, BauGB, 7. Auflage (2006), § 1, Rdnr. 93a. 
140  Vom Bundesgerichtshof klargestellt für den Fall der Überplanung von Altlastengrundstücken, vgl. 

nur BGH, BGHZ 106, 323, 332; BGHZ 110, 1, 9 f; BGHZ 116, 215, 218;  BGH, BGHZ 140, 380 ff.; 
in der Zwischenzeit auch auf Berggefahren übertragen, vgl. BGH, Urt. v. 29.07.1999 - III ZR 
234/07 -; im Ergebnis auch LG Düsseldorf, Urt. v. 6.3.2002 -- 2b O 68/01 -, Rdnr. 53 ff. 
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ner nicht vorhersehbar und beherrschbar sind und sich mit planerischen Mitteln 
bewältigen lassen.141 

Dabei „schuldet“ die Gemeinde aber keine uferlose Überprüfung des zu bebauen-
den Areals gleichsam „ins Blaue hinein“, denn was die planende Stelle nicht „sieht“ 
und was sie nach den ihr zur Verfügung stehenden Erkenntnisquellen auch nicht 
zu „sehen“ braucht, kann und braucht von ihr nicht berücksichtigt zu wer-
den.142.Allerdings ist diese Pflicht im Hinblick auf den Schutz vor allgemeinen Ge-
fahren regelmäßig nur insofern drittgerichtet, als es um die spezifisch vom Grund 
und Boden des überplanten Gebietes ausgehenden - und nicht bloß von außen auf 
dieses wirkende - Gefahren geht. Eine Haftung wird vom Bundesgerichtshof daher 
nur für Fälle erwogen, in denen die Gemeinde die Pflicht verletzt, schlechthin “un-
bewohnbare” Teile ihres Gebietes zu überplanen.143 Dagegen ist Hochwasser-
schutz – wie § 95 BbgWG klarstellt – prinzipiell nicht drittgerichtet, sondern dient 
dem Wohl der Allgemeinheit.144 

Eine Amtspflichtverletzung ist dann anzunehmen, wenn Baugebiete ausge-
wiesen werden, die wegen der ihnen drohenden unmittelbaren Gesundheits-
gefahren nicht bewohnbar und die Nutzungsmöglichkeiten ausgeschlossen 
oder stark eingeschränkt sind. Plant eine Gemeinde ein Baugebiet bewusst in 
ein Überschwemmungsgebiet hinein, dies jedoch ohne einen Hinweis nach § 9 
Abs. 5 Nr. 1 BauGB bzw. eine nachrichtliche Übernahme bzw. Vermerk145 
nach § 9 Abs. 6a BauGB und ohne eine Berücksichtigung des Hochwasserbe-
langes in der Abwägung, wird eine Prüfung der Amtshaftung nahe liegen. Der 
Bundesgerichtshof hat für den Fall der Ausweisung eines bergschadengefährdeten 
Gebietes als Baugebiet eine Amtshaftung für möglich gehalten, wenn dies ohne 
nähere Sachaufklärung erfolgt ist.146 Diese Rechtsprechung ist übertragbar.  

Wenn eine Gemeinde einen Bebauungsplan in Kraft setzt, obwohl dieser nur unter 
der Auflage genehmigt worden ist, dass erhebliche Baumaßnahmen zum Hoch-
wasserschutz erfolgen, kann sie sich nicht auf den sonst allgemein beim Hoch-
wasserschutz geltenden Grundsatz berufen, dass entsprechende Maßnahmen nur 
durchgeführt werden müssen, falls dies mit zumutbaren finanziellen Mitteln ge-
schehen kann. Die Gemeinde hatte nämlich die Möglichkeit im Hinblick auf etwaige 
unverhältnismäßige Ausbaukosten von der Inkraftsetzung des Bebauungsplans 
abzusehen. Tut sie dies nicht, besteht eine Amtspflicht der Gemeinde, die zum 

                                                      
141  BGHZ 106, 323, 326 ff.; 142, 259, 264 ff.; LG Düsseldorf, a.a.O., Rdnr. 53 ff.; OLG Düsseldorf, 

Urt. v. 18.12.2002 - 18 U 88/02 -, Rdnr. 70 (zitiert nach juris); de Witt/Krohn, a.a.O., Rdnr. 341. 
142  BGHZ 113, 367, 371; BGH, UPR 1992, 438, 439; de Witt/Krohn, a.a.O., Rdnr. 371. 
143 Dies hat der Bundesgerichtshof etwa abgelehnt in dem Fall eines Grundstückseigentümers in 

einem Neubaugebiet, dessen Grundstück nach einem Starkregenereignis von dem aus den an-
grenzenden Weinbergen zusammenlaufendem Wasser überströmt wurde; BGH, BGHZ 140, 380 
ff. 

144  Darauf weist Ewer, NJW 2002, 3497 (3498) zutreffend hin. 
145  Die Erfüllung der Kennzeichnungs-/Hinweispflichten nach § 9 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6a ersetzen 

im Übrigen keine sachgerechte Abwägung. 
146  BGH v. 29.7.1999, Az. III ZR 234/97, NJW 2000, 427 (428 f) 
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Hochwasserschutz getroffenen Festsetzungen aus dem Bereich der Wasserwirt-
schaft im Bebauungsplan auch zu vollziehen.147 

Bei der Fallgruppe des aufgrund natürlicher Ursachen (wieder) ansteigenden 
Grundwassers zeigen sich signifikante Unterschiede zu den Hochwasserkonstel-
lationen. In den Keller „drückendes“ Grundwasser erreicht nicht den hohen Grad 
an „Umwelt- und Gesundheitsgefahr“, der für Altlasten, Berggefahren148 oder 
Hochwasserereignisse typisch ist. Nach der hierzu vorliegenden Rechtsprechung 
ist es zudem allein Aufgabe des Bauherrn, sich vor Errichtung eines Gebäudes 
über den höchstmöglichen Grundwasserstand zu informieren, er trägt das so ge-
nannte „Baugrundrisiko“.149 Ein Grundwasseranstieg ist zudem beherrschbar, 
selbst wenn dies bautechnisch schwierig und unter hohen Kosten der Fall ist.150  

5.3.2 Mangelnde Kennzeichnung im Bebauungsplan 

Grundsätzlich besteht eine Verpflichtung der planenden Gemeinde zur Kenn-
zeichnung von Flächen, bei denen besondere bauliche Vorkehrungen oder Si-
cherungsmaßnahmen erforderlich sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) bzw. zur nach-
richtlichen Übernahme von bereits festgesetzten Überschwemmungsgebieten bzw. 
Vermerk von künftig vorläufig zu sichernden Überschwemmungsgebieten bzw. 
überschwemmungsgefährdeter Gebiete (§ 9 Abs. 6 a BauGB).  

Allerdings bezweckt diese Kennzeichnungs- und Übernahmepflichten für sich ge-
nommen - außer wiederum bei Gesundheitsgefahren - nicht den Schutz des Bau-
herrn.151 Denn diese Sollvorschrift dient ebenso wenig wie die allgemeine Bauleit-
planung dazu, den Grundstückseigentümern typische Baugrundrisiken abzuneh-
men, sondern eine geordnete städtebauliche Entwicklung im Allgemeinen öffentli-
chem Interesse zu gewährleisten.152 Es fehlt insoweit die Drittgerichtetheit und 
zudem regelmäßig auch die Kausalität (Schadensursächlichkeit)153.  

 

 

                                                      
147 OLG München, Urt. v. 6.11.1997 - 1 U 3928/95 - OLGR München 1998, 372. 
148  So jedenfalls LG Düsseldorf, a.a.O., Rdnr. 59; bestätigt von OLG Düsseldorf, Urt. v. 18.12.2002 

- 18 U 88/02 - und BGH, Beschl. v. 29.04.2004 - III ZR 31/03 -. 
149  VG Stade und NdsOVG; BayVGH, Beschl. v. 18.02.2004 - 2 NE 03.2379 -, Rdnr. 11 (zitiert nach 

juris); LG Düsseldorf, a.a.O., Rdnr. 60; OLG Düsseldorf, Urt. v. 8.6.2004 - I-20 U 4/04 -, Rdnr. 23 
f. (zitiert nach juris). 

150  So ausdrücklich LG Düsseldorf, a.a.O., Rdnr. 59 und 67; OLG Düsseldorf, Urt. v. 08.06.2004 - I-
20 U 4/04 -, Rdnr. 23 (zitiert nach juris). 

151 BGH NJW 1991, S. 2701, S. 2702; de Witt/Krohn, a.a.O., Rdnr. 367. 
152  BGH NJW 1991, S. 2701, S. 2702; LG Düsseldorf, Urt. v. 6.3.2002 - 2b O 68/01 -, Rdnr. 65 (zitiert 

nach juris). 
153  So im Ergebnis auch Spannowsky/Baumann, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB-Kommentar, 1. 

Auflage (2009), Rdnr. 166. 

 

Keine Gleichstellung 
mit Fallgruppe „aus na-
türlichen Gründen auf-
steigendes Grundwas-
ser“  

Kennzeichnungs-
pflichten nicht  
drittgerichtet 



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Literatur und Quellen 

 

 

November 2009 Seite 80 

6 Literatur- und Quellenverzeichnis 

Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 10. Auflage (2007) 

Begründung des Regierungsentwurfes für das Gesetz zur Änderung wasserrechtlicher Vor-
schriften (BbgWG), Landtagsdrucks. 4/5052, zu Nr. 110. 

Begründung zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes, BR.-Drucks. 268/04, S. 27 

Berendes, Das Hochwasserschutzgesetz des Bundes, Zeitschrift für Wasserrecht 2005, S. 
197 ff. 

Berendes, Das Hochwasserschutzgesetz des Bundes, ZfW 2005, S. 197, 

Bienek/Krautzberger, Aktuelle Fragen zum städtebaulichen Innenbereich nach § 34 BauGB 
und zum Außenbereich nach § 35 BauGB, UPR 2008, S. 81 ff. 

Breuer, Der Vorschlag für eine EG-Hochwasserrichtlinie-Eine kritische Würdigung, Zeit-
schrift für Europäisches Umwelt- und Planungsrecht 2006, S. 170 ff. 

Breuer, Die neuen wasserrechtlichen Instrumente des Hochwasserschutzgesetzes vom 
3.5.2005, Natur und Recht 2006, S. 614 ff. 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Hochwasserschutzfibel, 1. Auf-
lage (Februar 2006) 

Czychowsky/Reinhardt, Kommentar zum WHG, 9. Auflage (2007) 

de Witt/Krohn, in: Hoppenberg/de Witt, Handbuch des öffentliches Baurechts, Kapitel M, 
Rdnr. 339 f. m.w.Nachw 

Dirnberger, in: Jäde/Dirnberger/Weiß, BauGB, BauNVO, Rdnr. 63 zu § 1 BauGB. 

Engel/Knopp, Das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes-Teil 
1, KommunalPraxis BY 2006, S. 204 ff. 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg, Kommentar zum BauGB, Loseblattausgabe, Stand 2008 

Ewer, Ersatz-, Entschädigungs- und Ausgleichsansprüche wegen Hochwasserschäden – 
erste Bestandsaufnahme nach der Katastrophe, Neue Juristische Wochen-
schrift 2002, S. 3497 ff. 

Faßbender, Aktuelle Fragen und Entwicklungen des Hochwasserschutzes, Deutsches Ver-
waltungsblatt 2007, S. 926 ff. 

Ferner/Kröninger/Aschke, Baugesetzbuch, Kommentar, 2. Auflage (2008) 

Gaentzsch, in Berliner Kommentar zum BauGB, 3. Auflage, Stand: Dezember 2005 

Ginzky/Rechenberg, Der Gewässerschutz in der Förderalismusreform, ZUR 2006, S. 344 ff. 

Halama, Berliner Komm. zum BauGB, Loseblattausgabe, Stand April 2008 



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Literatur und Quellen 

 

 

November 2009 Seite 81 

Heide, Das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, Zeitschrift 
für Umweltrecht 2005, S. 393 ff. 

Hünnekens/Arnold, Bauen in Überschwemmungsgebieten-Neuerungen durch das Hoch-
wasserschutzgesetz, Baurecht 2006, S. 1232 ff. 

Jekel, Das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, Zeitschrift für 
Umweltrecht 2005, S. 393 ff. 

Knopp, in: Zeitler/Dahme, Komm. zum Wasserhaushaltsgesetz, 2008 

Kotulla, Das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, Neue Zeit-
schrift für Verwaltungsrecht 2006, S. 129 ff. 

Kotulla, Wasserhaushaltsgesetz, Kommentar, 1. Auflage 2003 

Kotulla, Wasserhaushaltsgesetz zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltprüfung 
und Förderalismusreform, 1. Auflage, 2007 

Löw, .EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie – Umsetzung in Deutschland aus Sicht der 
LAWA, S. 6 (bislang unveröffentlichtes Manuskript) 

Mitschang, Die Auswirkungen des neuen Hochwasserschutzgesetzes auf die Regional- und 
Bauleitplanung, Landes- und Kommunalverwaltung 2006, S. 433 ff. 

Oehler, Kommentierung zum Wassergesetz der DDR, zu § 53 Abs. 2 der 1. DVO  

Paetow, in: BK, Baugesetzbuch, Rdnr. 10 zu § 39. 

Patt, H., Jürging, P. & W.Kraus, 1998: Naturnaher Wasserbau: Entwicklung und Gestaltung 
von Fließgewässern. Springer Verlag, Berlin Heidelberg. 

Paul/Pfeil, Hochwasserschutz in der Bauleitplanung (unter besonderer Berücksichtigung des 
Hochwasserschutzgesetzes 2005), Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 
2006, S. 505 ff. 

Reinhardt ,Hochwasserschutz zwischen Enteignungsentschädigung und Amtshaftung, Natur 
und Recht 2004, S. 420 ff. 

Reinhardt, Der neue europäische Hochwasserschutz, Natur und Recht 2008, S. 468 ff. 

Schlichter/Stich/Driehaus/Paetow, Berliner Kommentar zum Baugesetzbuch, 3. Auflage 
(2002), 12. EL 

Schröer, Verbesserung des Hochwasserschutzes: Auswirkungen des Gesetzesentwurfs auf 
das Bauplanungsrecht, Öffentliches Baurecht 2005, S. 1 ff. 

Spannowsky/Uechtritz, Baugesetzbuch, Kommentar, 1. Auflage 2009. 

Sparwasser/Wöckel, Ökologische Flutungen von Rückhalteräumen zum Hochwasserschutz 
und naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, Neue Zeitschrift für Verwal-
tungsrecht 2007, S. 764 ff. 



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Literatur und Quellen 

 

 

November 2009 Seite 82 

Staupe, Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Flutkatastrophe, Neue Justiz 2002, 505 
(507). 

Steenhoff, Rechtliche Instrumente des Hochwasserschutzes, Zeitschrift Umwelt- und Pla-
nungsrecht 2003, S. 50 ff. 

UBA  - Umweltbundesamt, 2006: Was sie über vorsorgenden Hochwasserschutz wissen 
sollten. Quedlinburg Druck GmbH, Dessau.  

UBA - Umweltbundesamt, 2003: Sichern und Wiederherstellen von Hochwasserrückhalte-
flächen. UBA-Texte 34/2003. 

v. Lewinski, Hochwasserschutz-Herausforderung an Recht und Politik, Neue Zeitschrift für 
Verwaltungsrecht 2008, S. 757 ff. 

W. Schrödter, in: H. Schrödter, Baugesetzbuch, 7. Auflage (2006), § 1, Rdnr. 93a 

Würtenberger, Bauvorhaben in Überschwemmungsgebieten-Zur fehlenden Umsetzung der 
Vorgaben des Hochwasserschutzgesetzes durch den Landesgesetzgeber, 
Verwaltungsblatt Baden-Württemberg 2008, S. 15 ff. 

Zeitler/Dahme/Knopp, Wasserhaushaltsgesetz/Abwasserabgabengesetz, Band 2 (Stand: 
1.8.2008), S. 9 ff. 

Ziehm, Hochwasserschutz-Rechtsentwicklung und aktuelle Rechtsprechung, Zeitschrift für 
Umweltrecht 2005, S. 192 ff. 

Ziehm, Hochwasserschutz-Rechtsentwicklung und aktuelle Rechtsprechung, Zeitschrift für 
Umweltrecht 2005, S. 192 ff. 

 



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Anhang 

 

 

 

 

Anhang 

 



Arbeitshilfe „Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht“ 
Anhang 

 

 

 Seite I 

Anhang I 

Auszug WHG 2005 

 
Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 (BGBl. I 
S. 3245), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S. 666) 

Vierter Abschnitt 

Hochwasserschutz 

§ 31a Grundsätze des Hochwasserschutzes 

(1) Oberirdische Gewässer sind so zu bewirtschaften, dass so weit wie möglich 

Hochwasser zurückgehalten, der schadlose Wasserabfluss gewährleistet und der Ent-
stehung von Hochwasserschäden vorgebeugt wird. Gebiete, die bei Hochwasser über-
schwemmt werden können oder deren Überschwemmung dazu dient, Hochwasserschä-
den zu mindern, sind nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schützen. 

(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, ist im Rahmen des ihr Mög-
lichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor 
Hochwassergefahren und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung 
von Grundstücken den möglichen Gefährdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten 
durch Hochwasser anzupassen. 

(3) Durch Landesrecht wird geregelt, wie die zuständigen staatlichen Stellen und die Be-
völkerung in den betroffenen Gebieten über Hochwassergefahren, geeignete Vorsorge-
maßnahmen und Verhaltensregeln informiert und vor zu erwartendem Hochwasser 
rechtzeitig gewarnt werden. 

 

§ 31b Überschwemmungsgebiete 

(1) Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und 
Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt oder 
durchflossen oder die für Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 

(2) Durch Landesrecht werden die Gewässer oder Gewässerabschnitte bestimmt, bei 
denen durch Hochwasser nicht nur geringfügige Schäden entstanden oder zu erwarten 
sind. Durch Landesrecht wird auch geregelt, dass die Öffentlichkeit über diese Gewässer 
zu informieren ist und dass die Bestimmung der Gewässer nach Satz 1 an neue Er-
kenntnisse angepasst wird. Für die in Satz 1 bestimmten Gewässer werden durch Lan-
desrecht spätestens bis zum 10. Mai 2012 als Überschwemmungsgebiete mindestens 
die Gebiete festgesetzt, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jah-
ren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser). Die Festsetzungsfrist endet am 10. Mai 
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2010 für die Überschwemmungsgebiete, in denen ein hohes Schadenspotential bei Ü-
berschwemmungen besteht, insbesondere Siedlungsgebiete. Durch Landesrecht wird 
auch bestimmt, wie bei der Festsetzung von Überschwemmungsgebieten nach den Sät-
zen 3 und 4 die Öffentlichkeit zu informieren und zu beteiligen ist. Die Länder erlassen für 
die Überschwemmungsgebiete die dem Schutz vor Hochwassergefahren dienenden Vor-
schriften, soweit dies erforderlich ist: 

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökologischen Strukturen der Gewäs-
ser und ihrer Überflutungsflächen, 

2. zur Verhinderung erosionsfördernder Maßnahmen, 

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Rückgewinnung von Rückhal-
teflächen, 

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses oder 

5. zur Vermeidung und Verminderung von Schäden durch Hochwasser. 

Insbesondere wird durch Landesrecht geregelt: 

1. der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen einschließlich der hochwas-
sersicheren Errichtung neuer und Nachrüstung vorhandener Ölheizungsanla-
gen; das Verbot der Errichtung neuer Ölheizungsanlagen, soweit zur Scha-
densvermeidung erforderlich, 

2. wie Störungen der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung so weit 
wie möglich vermieden werden, 

3. die behördliche Zulassung von Maßnahmen, die den Wasserabfluss erheb-
lich verändern können, wie die Erhöhung oder Vertiefung der Erdoberfläche. 

Werden bei der Rückgewinnung von Rückhalteflächen Anordnungen getroffen, die er-
höhte Anforderungen an die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung ei-
nes Grundstücks festsetzen, so gilt § 19 Abs. 4 Satz 1 und 3 entsprechend. 

(3) In den nach Absatz 2 Satz 3 und 4 festgesetzten Überschwemmungsgebieten wird für 
landwirtschaftlich genutzte und sonstige Flächen durch Landesrecht geregelt, wie mögli-
che Erosionen oder erheblich nachteilige Auswirkungen auf Gewässer insbesondere 
durch Schadstoffeinträge zu vermeiden oder zu verringern sind. 

(4) In Überschwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 4 dürfen durch Bauleitpläne 
keine neuen Baugebiete ausgewiesen werden; ausgenommen sind Bauleitpläne für Hä-
fen und Werften. Die zuständige Behörde kann die Ausweisung neuer Baugebiete aus-
nahmsweise zulassen, wenn 

1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder ge-
schaffen werden können, 

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet 
angrenzt, 

3. eine Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden 
nicht zu erwarten sind, 
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4.d er Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nachteilig 
beeinflusst werden, 

5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren 
gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen 
wird, 

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird, 

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten 
sind, 

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und 

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwas-
ser, das der Festsetzung des Überschwemmungsgebietes zu Grunde gelegt 
wurde, keine baulichen Schäden zu erwarten sind. 

Die Errichtung und die Erweiterung einer baulichen Anlage nach den §§ 30, 34 und 35 
des Baugesetzbuchs in Überschwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 4 bedür-
fen der Genehmigung durch die zuständige Behörde. Die Genehmigung darf nur erteilt 
werden, wenn im Einzelfall das Vorhaben 

1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und 
der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen 
wird, 

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verän-
dert, 

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 

4. hochwasserangepasst ausgeführt wird oder wenn die nachteiligen Auswir-
kungen durch Auflagen oder Bedingungen ausgeglichen werden können. 

(5) Durch Landesrecht wird geregelt, dass noch nicht nach Absatz 2 Satz 3 und 4 festge-
setzte Überschwemmungsgebiete zu ermitteln, in Kartenform darzustellen und vorläufig 
zu sichern sind. Für nach Satz 1 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorläufig gesi-
cherte Gebiete gelten die Absätze 2 bis 4 entsprechend. 

(6) Überschwemmungsgebiete nach den Absätzen 1, 2 und 5 sind in ihrer Funktion als 
Rückhalteflächen zu erhalten; soweit dem überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu 
treffen. Frühere Überschwemmungsgebiete, die als Rückhalteflächen geeignet sind, sol-
len so weit wie möglich wieder hergestellt werden, wenn überwiegende Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit nicht entgegenstehen. 

 

§ 31c Überschwemmungsgefährdete Gebiete 

(1) Überschwemmungsgefährdete Gebiete sind Gebiete, die Überschwemmungsgebiete 
im Sinne des § 31b Abs. 1 sind, aber keiner Festsetzung nach § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 
bedürfen oder die bei Versagen von öffentlichen Hochwasserschutzeinrichtungen, insbe-
sondere Deichen überschwemmt werden können. Durch Landesrecht wird geregelt, dass 
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die Gebiete nach Satz 1, in denen durch Überschwemmungen erhebliche Beeinträchti-
gungen des Wohls der Allgemeinheit entstehen können, zu ermitteln und in Kartenform 
darzustellen sind. 

(2) Durch Landesrecht werden für die überschwemmungsgefährdeten Gebiete die not-
wendigen Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung von erheblichen Beeinträch-
tigungen des Wohls der Allgemeinheit durch Überschwemmung geregelt. 

 

§ 31d Hochwasserschutzpläne 

(1) Durch Landesrecht wird bestimmt, dass Pläne für einen möglichst schadlosen Was-
serabfluss, den technischen Hochwasserschutz und die Gewinnung, insbesondere 
Rückgewinnung von Rückhalteflächen sowie weitere dem Hochwasserschutz dienende 
Maßnahmen (Hochwasserschutzpläne) aufzustellen sind, soweit dies erforderlich ist. Die 
Hochwasserschutzpläne dienen dem Ziel, die Gefahren, die mindestens von einem sta-
tistisch einmal in 100 Jahren zu erwartenden Hochwasser ausgehen, so weit wie möglich 
und verhältnismäßig zu minimieren. In die Hochwasserschutzpläne sind insbesondere 
Maßnahmen zum Erhalt oder zur Rückgewinnung von Rückhalteflächen, zu deren Flu-
tung und Entleerung nach den Anforderungen des optimierten Hochwasserabflusses in 
Flussgebietseinheiten, zur Rückverlegung von Deichen, zum Erhalt oder zur Wiederher-
stellung von Auen sowie zur Rückhaltung von Niederschlagswasser aufzunehmen. 

(2) Durch Landesrecht wird geregelt, dass die Hochwasserschutzpläne zu veröffentlichen 
und zu aktualisieren sind. 

(3) Die Länder stellen die Hochwasserschutzpläne spätestens bis zum 10. Mai 2009 auf. 
Die Aufstellung von Hochwasserschutzplänen ist nicht erforderlich, wenn bestehende 
Pläne zur Verbesserung des Hochwasserschutzes den Anforderungen nach Absatz 1 
entsprechen. 

(4) Das Verfahren zur Aufstellung der Hochwasserschutzpläne muss den Anforderungen 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung an die Strategische Umweltprüfung 
entsprechen. 

 

§ 32 Kooperation in den Flussgebietseinheiten 

(1) Durch Landesrecht wird die Zusammenarbeit beim Hochwasserschutz in den Fluss-
gebietseinheiten mit den betroffenen Ländern und Staaten geregelt, insbesondere die 
Abstimmung der Hochwasserschutzpläne und der Schutzmaßnahmen. Es können auch 
grenzüberschreitend gemeinsame Hochwasserschutzpläne erstellt werden. § 1b Abs. 2 
Nr. 1, 3 und 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass Nummer 3 auch auf die Behör-
den der Mitgliedstaaten der Europäischen Union anzuwenden ist. 

(2) Ist im Rahmen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 eine Einigung über eine Maß-
nahme des Hochwasserschutzes nicht zu erreichen, so vermittelt die Bundesregierung 
auf Antrag eines Landes zwischen den beteiligten Ländern. 
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Anhang II 

Auszug WHG 2009 

 
Abschnitt 6 

Hochwasserschutz 

§ 72 Hochwasser 

Hochwasser ist die zeitlich begrenzte Überschwemmung von normalerweise nicht mit 
Wasser bedecktem Land durch oberirdische Gewässer oder durch in Küstengebiete ein-
dringendes Meerwasser. 

 

§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, Risikogebiete  

(1) Die zuständigen Behörden bewerten das Hochwasserrisiko und bestimmen danach 
die Gebiete mit signifikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiete). Hochwasserrisiko ist die 
Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses mit den 
möglichen nachteiligen Hochwasserfolgen für die menschliche Gesundheit, die Umwelt, 
das Kulturerbe, wirtschaftliche Tätigkeiten und erhebliche Sachwerte. 

(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 
2007/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über 
die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken (ABl. L 288 vom 6.11.2007, 
S. 27) entsprechen. 

(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Bestimmung der Risikogebiete erfol-
gen für jede Flussgebietseinheit. Die Länder können bestimmte Küstengebiete, einzelne 
Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete zur Bewertung der Risiken und zur Bestimmung 
der Risikogebiete statt der Flussgebietseinheit einer anderen Bewirtschaftungseinheit 
zuordnen. 

(4) Die zuständigen Behörden tauschen für die Risikobewertung bedeutsame Informatio-
nen mit den zuständigen Behörden anderer Länder und Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union aus, in deren Hoheitsgebiet die nach Absatz 3 maßgebenden Bewirtschaf-
tungseinheiten auch liegen. Für die Bestimmung der Risikogebiete gilt § 7 Absatz 2 und 3 
entsprechend. 

(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. Dezember 2011 zu bewerten. Die Bewertung 
ist nicht erforderlich, wenn die zuständigen Behörden vor dem 22. Dezember 2010 

1. nach Durchführung einer Bewertung des Hochwasserrisikos festgestellt ha-
ben, dass ein mögliches signifikantes Risiko für ein Gebiet besteht oder als 
wahrscheinlich gelten kann und eine entsprechende Zuordnung des Gebietes 
erfolgt ist oder 
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2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemäß § 74 sowie Risikomanagementplä-
ne gemäß § 75 erstellt oder ihre Erstellung beschlossen haben. 

(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der Risikogebiete nach Absatz 1 sowie die 
Entscheidungen und Maßnahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis zum 22. Dezember 
2018 und danach alle sechs Jahre zu überprüfen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. 
Dabei ist den voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasserri-
siko Rechnung zu tragen. 

 

§ 74 Gefahrenkarten und Risikokarten 

(1) Die zuständigen Behörden erstellen für die Risikogebiete in den nach § 73 Absatz 3 
maßgebenden Bewirtschaftungseinheiten Gefahrenkarten und Risikokarten in dem Maß-
stab, der hierfür am besten geeignet ist. 

(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei folgenden Hochwasserereignissen 
überflutet werden: 

1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit oder bei Extremereignissen, 

2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wiederkehr-
intervall mindestens 100 Jahre), 

3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit. 

Die Erstellung von Gefahrenkarten für ausreichend geschützte Küstengebiete kann auf 
Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 beschränkt werden. 

(3) Gefahrenkarten müssen jeweils für die Gebiete nach Absatz 2 Satz 1 Angaben ent-
halten 

1. zum Ausmaß der Überflutung, 

2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum Wasserstand, 

3. soweit erforderlich, zur Fließgeschwindigkeit oder zum für die Risikobewer-
tung bedeutsamen Wasserabfluss. 

(4) Risikokarten erfassen mögliche nachteilige Folgen der in Absatz 2 Satz 1 genannten 
Hochwasserereignisse. Sie müssen die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie 
2007/60/EG erforderlichen Angaben enthalten. 

(5) Die zuständigen Behörden haben vor der Erstellung von Gefahrenkarten und Risiko-
karten für Risikogebiete, die auch auf dem Gebiet anderer Länder oder anderer Mitglied-
staaten der Europäischen Union liegen, mit deren zuständigen Behörden Informationen 
auszutauschen. Für den Informationsaustausch mit anderen Staaten gilt § 7 Absatz 3 
Nummer 2 entsprechend. 

(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis zum 22. Dezember 2013 zu erstellen. 
Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Karten vorliegen, deren 
Informationsgehalt den Anforderungen der Absätze 2 bis 4 entspricht. Alle Karten sind 
bis zum 22. Dezember 2019 und danach alle sechs Jahre zu überprüfen und erforderli-
chenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Überprüfung der Karten nach Satz 2 zum 
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22. Dezember 2019 auch ihre Übereinstimmung mit den Anforderungen der Absätze 2 
und 4. 

 

§ 75 Risikomanagementpläne 

(1) Die zuständigen Behörden stellen für die Risikogebiete auf der Grundlage der Gefah-
renkarten und Risikokarten Risikomanagementpläne nach den Vorschriften der Absätze 
2 bis 6 auf. § 7 Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) Risikomanagementpläne dienen dazu, die nachteiligen Folgen, die an oberirdischen 
Gewässern mindestens von einem Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit und 
beim Schutz von Küstengebieten mindestens von einem Extremereignis ausgehen, zu 
verringern, soweit dies möglich und verhältnismäßig ist. Die Pläne legen für die Risiko-
gebiete angemessene Ziele für das Risikomanagement fest, insbesondere zur Verringe-
rung möglicher nachteiliger Hochwasserfolgen für die in § 73 Absatz 1 Satz 2 genannten 
Schutzgüter und, soweit erforderlich, für nichtbauliche Maßnahmen der Hochwasservor-
sorge und für die Verminderung der Hochwasserwahrscheinlichkeit. 

(3) In die Risikomanagementpläne sind zur Erreichung der nach Absatz 2 festgelegten 
Ziele Maßnahmen aufzunehmen. Risikomanagementpläne müssen mindestens die im 
Anhang der Richtlinie 2007/60/EG genannten Angaben enthalten und die Anforderungen 
nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4 dieser Richtlinie erfüllen. 

(4) Risikomanagementpläne dürfen keine Maßnahmen enthalten, die das Hochwasserri-
siko für andere Länder und Staaten im selben Einzugsgebiet oder Teileinzugsgebiet er-
heblich erhöhen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Maßnahmen mit dem betroffenen Land oder 
Staat koordiniert worden sind und im Rahmen des § 80 eine einvernehmliche Lösung ge-
funden worden ist. 

(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 maßgebenden Bewirtschaftungseinheiten vollständig 
auf deutschem Hoheitsgebiet, ist ein einziger Risikomanagementplan oder sind mehrere 
auf der Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte Risikomanagementpläne zu erstellen. 
Für die Koordinierung der Risikomanagementpläne mit anderen Staaten gilt § 7 Absatz 3 
entsprechend mit dem Ziel, einen einzigen Risikomanagementplan oder mehrere auf der 
Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte Pläne zu erstellen. Gelingt dies nicht, so ist 
auf eine möglichst weitgehende Koordinierung nach Satz 2 hinzuwirken. 

(6) Die Risikomanagementpläne sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erstellen. Satz 1 gilt 
nicht, wenn bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Pläne vorliegen, deren Informati-
onsgehalt den Anforderungen der Absätze 2 bis 4 entspricht. Alle Pläne sind bis zum 22. 
Dezember 2021 und danach alle sechs Jahre unter Berücksichtigung der voraussichtli-
chen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasserrisiko zu überprüfen und er-
forderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Überprüfung der vergleichbaren Plä-
ne im Sinne von Satz 2 zum 22. Dezember 2021 auch ihre Übereinstimmung mit den An-
forderungen der Absätze 2 bis 4. 
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§ 76 Überschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewässern 

(1) Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und 
Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt oder 
durchflossen oder die für Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 
Dies gilt nicht für Gebiete, die überwiegend von den Gezeiten beeinflusst sind, soweit 
durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverordnung 

1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach § 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 
zugeordneten Gebiete mindestens die Gebiete, in denen ein Hochwasserereig-
nis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist, und 

2. die zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung beanspruchten Gebiete 

als Überschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 sind bis zum 22. 
Dezember 2013 festzusetzen. Die Festsetzungen sind an neue Erkenntnisse anzupas-
sen. Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung 
auf andere Landesbehörden übertragen. 

(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind zu ermitteln, 
in Kartenform darzustellen und vorläufig zu sichern. 

(4) Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene Festsetzung von Überschwemmungsge-
bieten zu informieren; ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist über die 
festgesetzten und vorläufig gesicherten Gebiete einschließlich der in ihnen geltenden 
Schutzbestimmungen sowie über die Maßnahmen zur Vermeidung von nachteiligen 
Hochwasserfolgen zu informieren. 

 

§ 77 Rückhalteflächen 

Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind in ihrer Funktion als Rückhalteflächen 
zu erhalten. Soweit überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dem entgegen-
stehen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. Frühere Ü-
berschwemmungsgebiete, die als Rückhalteflächen geeignet sind, sollen so weit wie 
möglich wiederhergestellt werden, wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit dem nicht entgegenstehen. 

 

§ 78 Besondere Schutzvorschriften für festgesetzte Überschwemmungsgebiete 

(1) In festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist untersagt: 

1. die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitplänen oder sonstigen 
Satzungen nach dem Baugesetzbuch, ausgenommen Bauleitpläne für Häfen 
und Werften, 

2. die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 
und 35 des Baugesetzbuchs, 

3. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen quer zur Fließ-
richtung des Wassers bei Überschwemmungen, 
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4. das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf dem Bo-
den, es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen Land 
und Forstwirtschaft eingesetzt werden, 

5. die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserab-
fluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, 

6. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

7. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen 
des vorsorgenden Hochwasserschutzes gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
und § 75 Absatz 2 entgegenstehen, 

8. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

9. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart. 

Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus von Deichen und 
Dämmen, der Gewässer und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes sowie für 
Handlungen, die für den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelasse-
ner Gewässerbenutzungen erforderlich sind. 

(2) Die zuständige Behörde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Aus-
weisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulassen, wenn 

1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder ge-
schaffen werden können, 

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet 
angrenzt, 

3. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschä-
den nicht zu erwarten sind, 

4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nachteilig 
beeinflusst werden, 

5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren 
gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen 
wird, 

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird, 

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten 
sind, 

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und 

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwas-
ser, das der Festsetzung des Überschwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine 
baulichen Schäden zu erwarten sind. 

(3) Die zuständige Behörde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 die Errich-
tung oder Erweiterung einer baulichen Anlage genehmigen, wenn im Einzelfall das Vor-
haben 
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1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und 
der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen 
wird, 

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verän-
dert, 

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 

4. hochwasserangepasst ausgeführt wird 

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen 
werden können. Bei der Festsetzung nach § 76 Absatz 2 kann die Errichtung oder Erwei-
terung baulicher Anlagen auch allgemein zugelassen werden, wenn sie 

1. in gemäß Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebieten nach § 30 des Baugesetz-
buchs den Vorgaben des Bebauungsplans entsprechen oder 

2. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Satzes 1 gewährleistet ist. 

In den Fällen des Satzes 2 bedarf das Vorhaben einer Anzeige. 

(4) Die zuständige Behörde kann Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 zu-
lassen, wenn 

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, der Hoch-
wasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden und 

2. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschä-
den nicht zu befürchten sind 

oder die nachteiligen Auswirkungen ausgeglichen werden können. Die Zulassung kann, 
auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden. In der 
Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 können Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 bis 9 auch allgemein zugelassen werden. 

(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 sind weitere Maßnahmen zu bestimmen 
oder Vorschriften zu erlassen, soweit dies erforderlich ist 

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökologischen Strukturen der Gewäs-
ser und ihrer Überflutungsflächen, 

2. zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von erheblich nachteili-
gen Auswirkungen auf Gewässer, die insbesondere von landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen ausgehen, 

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Rückgewinnung von Rückhal-
teflächen, 

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses, 

5. zum hochwasserangepassten Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
einschließlich der hochwassersicheren Errichtung neuer und Nachrüstung vor-
handener Heizölverbraucheranlagen sowie des Verbots der Errichtung neuer 
Heizölverbraucheranlagen, 
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6. zur Vermeidung von Störungen der Wasserversorgung und der Abwasserbe-
seitigung. 

Werden bei der Rückgewinnung von Rückhalteflächen Anordnungen getroffen, 
die erhöhte Anforderungen an die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftli-
che Nutzung eines Grundstücks festsetzen, so gilt § 52 Absatz 5 entsprechend. 

(6) Für nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorläufig gesicherte 
Gebiete gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. 
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Anhang III 

Textsynopse Hochwasserschutz im WHG 2005/2009 

WHG 2005 WHG 2009 

§ 31a Grundsätze des Hochwasserschutzes 
(1) Oberirdische Gewässer sind so zu bewirtschaften, dass 
so weit wie möglich 
Hochwasser zurückgehalten, der schadlose Wasserabfluss 
gewährleistet und der Entstehung von Hochwasserschäden 
vorgebeugt wird. Gebiete, die bei Hochwasser über-
schwemmt werden können oder deren Überschwemmung 
dazu dient, Hochwasserschäden zu mindern, sind nach 
Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schützen. 
(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, 
ist im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflich-
tet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor Hoch-
wassergefahren und zur Schadensminderung zu treffen, 
insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen 
Gefährdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten durch 
Hochwasser anzupassen. 
(3) Durch Landesrecht wird geregelt, wie die zuständigen 
staatlichen Stellen und die Bevölkerung in den betroffenen 
Gebieten über Hochwassergefahren, geeignete Vorsorge-
maßnahmen und Verhaltensregeln informiert und vor zu 
erwartendem Hochwasser rechtzeitig gewarnt werden. 

§ 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten 
(1) Jede Person ist verpflichtet, bei Maßnahmen, mit denen 
Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, die 
nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um 
1. eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften 
zu vermeiden, 
2. eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene 
sparsame Verwendung des Wassers sicherzustellen, 
3. die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten 
und 
4. eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserab-
flusses zu vermeiden. 
(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, 
ist im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflich-
tet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachtei-
ligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu 
treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den 
möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder 
Sachwerte durch Hochwasser anzupassen. 

§ 31b Überschwemmungsgebiete 
(1) Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen ober-
irdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern und 
sonstige Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt oder 
durchflossen oder die für Hochwasserentlastung oder Rück-
haltung beansprucht werden. 
(2) Durch Landesrecht werden die Gewässer oder Gewäs-
serabschnitte bestimmt, bei denen durch Hochwasser nicht 
nur geringfügige Schäden entstanden oder zu erwarten sind. 
Durch Landesrecht wird auch geregelt, dass die Öffentlich-
keit über diese Gewässer zu informieren ist und dass die 
Bestimmung der Gewässer nach Satz 1 an neue Erkenntnis-
se angepasst wird. Für die in Satz 1 bestimmten Gewässer 
werden durch Landesrecht spätestens bis zum 10. Mai 2012 
als Überschwemmungsgebiete mindestens die Gebiete 
festgesetzt, in denen ein Hochwasserereignis statistisch 
einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwas-
ser). Die Festsetzungsfrist endet am 10. Mai 2010 für die 
Überschwemmungsgebiete, in denen ein hohes Schadens-
potential bei Überschwemmungen besteht, insbesondere 
Siedlungsgebiete. Durch Landesrecht wird auch bestimmt, 
wie bei der Festsetzung von Überschwemmungsgebieten 
nach den Sätzen 3 und 4 die Öffentlichkeit zu informieren 
und zu beteiligen ist. Die Länder erlassen für die Über-
schwemmungsgebiete die dem Schutz vor Hochwasserge-
fahren dienenden Vorschriften, soweit dies erforderlich ist: 
1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökologischen 
Strukturen der Gewässer und ihrer Überflutungsflächen, 
2. zur Verhinderung erosionsfördernder Maßnahmen, 
3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Rückge-
winnung von Rückhalteflächen, 
4. zur Regelung des Hochwasserabflusses oder 
5. zur Vermeidung und Verminderung von Schäden durch 
Hochwasser. 

§ 76 Überschwemmungsgebiete an oberirdischen Ge-
wässern 
(1) Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen ober-
irdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern und 
sonstige Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt oder 
durchflossen oder die für Hochwasserentlastung oder Rück-
haltung beansprucht werden. Dies gilt nicht für Gebiete, die 
überwiegend von den Gezeiten beeinflusst sind, soweit 
durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist. 
(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverordnung 
1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach § 73 Absatz 5 
Satz 2 Nummer 1 zugeordneten Gebiete mindestens die 
Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal 
in 100 Jahren zu erwarten ist, und 
2. die zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung bean-
spruchten Gebiete 
als Überschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach Satz 1 
Nummer 1 sind bis zum 22. Dezember 2013 festzusetzen. 
Die Festsetzungen sind an neue Erkenntnisse anzupassen. 
Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach Satz 1 
durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden über-
tragen. 
(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete sind zu ermitteln, in Kartenform darzustellen 
und vorläufig zu sichern. 
(4) Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene Festsetzung 
von Überschwemmungsgebieten zu informieren; ihr ist Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist über die festge-
setzten und vorläufig gesicherten Gebiete einschließlich der 
in ihnen geltenden Schutzbestimmungen sowie über die 
Maßnahmen zur Vermeidung von nachteiligen Hochwasser-
folgen zu informieren. 
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Insbesondere wird durch Landesrecht geregelt: 
1. der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen einschließ-
lich der hochwassersicheren Errichtung neuer und Nachrüs-
tung vorhandener Ölheizungsanlagen; das Verbot der Errich-
tung neuer Ölheizungsanlagen, soweit zur Schadensvermei-
dung erforderlich, 
2. wie Störungen der Wasserversorgung und der Abwasser-
beseitigung so weit wie möglich vermieden werden, 
3. die behördliche Zulassung von Maßnahmen, die den 
Wasserabfluss erheblich verändern können, wie die Erhö-
hung oder Vertiefung der Erdoberfläche. 
Werden bei der Rückgewinnung von Rückhalteflächen An-
ordnungen getroffen, die erhöhte Anforderungen an die 
ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung 
eines Grundstücks festsetzen, so gilt § 19 Abs. 4 Satz 1 und 
3 entsprechend. 
(3) In den nach Absatz 2 Satz 3 und 4 festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten wird für landwirtschaftlich genutzte 
und sonstige Flächen durch Landesrecht geregelt, wie mög-
liche Erosionen oder erheblich nachteilige Auswirkungen auf 
Gewässer insbesondere durch Schadstoffeinträge zu ver-
meiden oder zu verringern sind. 
(4) In Überschwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 
4 dürfen durch Bauleitpläne keine neuen Baugebiete ausge-
wiesen werden; ausgenommen sind Bauleitpläne für Häfen 
und Werften. Die zuständige Behörde kann die Ausweisung 
neuer Baugebiete ausnahmsweise zulassen, wenn 
1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung 
bestehen oder geschaffen werden können, 
2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein beste-
hendes Baugebiet angrenzt, 
3. eine Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- 
oder Sachschäden nicht zu erwarten sind, 
4.d er Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes 
nicht nachteilig beeinflusst werden, 
5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der 
Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, 
funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 
6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt 
wird, 
7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und 
Unterlieger zu erwarten sind, 
8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und 
9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Be-
messungshochwasser, das der Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes zu Grunde gelegt wurde, keine 
baulichen Schäden zu erwarten sind. 
Die Errichtung und die Erweiterung einer baulichen Anlage 
nach den §§ 30, 34 und 35 des Baugesetzbuchs in Über-
schwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 4 bedür-
fen der Genehmigung durch die zuständige Behörde. Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn im Einzelfall das 
Vorhaben 
1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich 
beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehendem Rück-
halteraum zeitgleich ausgeglichen wird, 
2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht 
nachteilig verändert, 
3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt 
und 
4. hochwasserangepasst ausgeführt wird oder wenn die 
nachteiligen Auswirkungen durch Auflagen oder Bedingun-
gen ausgeglichen werden können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 78 Besondere Schutzvorschriften für festgesetzte 
Überschwemmungsgebiete 
(1) In festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist unter-
sagt: 
1. die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitplänen 
oder sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch, aus-
genommen Bauleitpläne für Häfen und Werften, 
2. die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach 
den §§ 30, 33, 34 und 35 des Baugesetzbuchs, 
3. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anla-
gen quer zur Fließrichtung des Wassers bei Überschwem-
mungen, 
4. das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden 
Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Land und Forstwirtschaft 
eingesetzt werden, 
5. die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenständen, 
die den Wasserabfluss behindern können oder die fortge-
schwemmt werden können, 
6. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 
7. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit 
diese den Zielen des vorsorgenden Hochwasserschutzes 
gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und § 75 Absatz 2 
entgegenstehen, 
8. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 
9. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart. 
Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des 
Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer und Deich-
unterhaltung, des Hochwasserschutzes sowie für Handlun-
gen, die für den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im 
Rahmen zugelassener Gewässerbenutzungen erforderlich 
sind. 
(2) Die zuständige Behörde kann abweichend von Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 die Ausweisung neuer Baugebiete aus-
nahmsweise zulassen, wenn 
1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung 
bestehen oder geschaffen werden können, 
2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein beste-
hendes Baugebiet angrenzt, 
3. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- 
oder Sachschäden nicht zu erwarten sind, 
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(5) Durch Landesrecht wird geregelt, dass noch nicht nach 
Absatz 2 Satz 3 und 4 festgesetzte Überschwemmungsge-
biete zu ermitteln, in Kartenform darzustellen und vorläufig 
zu sichern sind. Für nach Satz 1 ermittelte, in Kartenform 
dargestellte und vorläufig gesicherte Gebiete gelten die 
Absätze 2 bis 4 entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes 
nicht nachteilig beeinflusst werden, 
5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der 
Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, 
funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 
6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt 
wird, 
7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und 
Unterlieger zu erwarten sind, 
8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und 
9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Be-
messungshochwasser, das der Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine baulichen 
Schäden zu erwarten sind. 
(3) Die zuständige Behörde kann abweichend von Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 die Errichtung oder Erweiterung einer 
baulichen Anlage genehmigen, wenn im Einzelfall das Vor-
haben 
1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich 
beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehendem Rück-
halteraum zeitgleich ausgeglichen wird, 
2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht 
nachteilig verändert, 
3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt 
und 
4. hochwasserangepasst ausgeführt wird 
oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbe-
stimmungen ausgeglichen werden können. Bei der Festset-
zung nach § 76 Absatz 2 kann die Errichtung oder Erweite-
rung baulicher Anlagen auch allgemein zugelassen werden, 
wenn sie 
1. in gemäß Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebieten nach § 
30 des Baugesetzbuchs den Vorgaben des Bebauungsplans 
entsprechen oder 
2. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung 
der Voraussetzungen des Satzes 1 gewährleistet ist. 
In den Fällen des Satzes 2 bedarf das Vorhaben einer An-
zeige. 
(4) Die zuständige Behörde kann Maßnahmen nach Absatz 
1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 zulassen, wenn 
1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entge-
genstehen, der Hochwasserabfluss und die Hochwasser-
rückhaltung nicht wesentlich beeinträchtigt werden und 
2. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- 
oder Sachschäden nicht zu befürchten sind 
oder die nachteiligen Auswirkungen ausgeglichen werden 
können. Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Neben-
bestimmungen versehen oder widerrufen werden. In der 
Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 können Maßnahmen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 auch allgemein zuge-
lassen werden. 
(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 sind weitere 
Maßnahmen zu bestimmen oder Vorschriften zu erlassen, 
soweit dies erforderlich ist 
1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökologischen 
Strukturen der Gewässer und ihrer Überflutungsflächen, 
2. zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von 
erheblich nachteiligen Auswirkungen auf Gewässer, die 
insbesondere von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ausgehen, 
3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Rückge-
winnung von Rückhalteflächen, 
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(6) Überschwemmungsgebiete nach den Absätzen 1, 2 und 
5 sind in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten; 
soweit dem überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwendigen 
Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. Frühere Überschwem-
mungsgebiete, die als Rückhalteflächen geeignet sind, sollen 
so weit wie möglich wieder hergestellt werden, wenn über-
wiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit nicht entge-
genstehen. 

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses, 
5. zum hochwasserangepassten Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen, einschließlich der hochwassersicheren 
Errichtung neuer und Nachrüstung vorhandener Heizöl-
verbraucheranlagen sowie des Verbots der Errichtung neuer 
Heizölverbraucheranlagen, 
6. zur Vermeidung von Störungen der Wasserversorgung 
und der Abwasserbeseitigung. 
Werden bei der Rückgewinnung von Rückhalteflächen An-
ordnungen getroffen, die erhöhte Anforderungen an die 
ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung 
eines Grundstücks festsetzen, so gilt § 52 Absatz 5 entspre-
chend. 
(6) Für nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform darge-
stellte und vorläufig gesicherte Gebiete gelten die Absätze 1 
bis 5 entsprechend. 
 
§ 77 Rückhalteflächen 
Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind in ihrer 
Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten. Soweit überwie-
gende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dem entgegen-
stehen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaß-
nahmen zu treffen. Frühere Überschwemmungsgebiete, die 
als Rückhalteflächen geeignet sind, sollen so weit wie mög-
lich wiederhergestellt werden, wenn überwiegende Gründe 
des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen. 

§ 31c Überschwemmungsgefährdete Gebiete 
(1) Überschwemmungsgefährdete Gebiete sind Gebiete, die 
Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 1 sind, 
aber keiner Festsetzung nach § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 
bedürfen oder die bei Versagen von öffentlichen Hochwas-
serschutzeinrichtungen, insbesondere Deichen über-
schwemmt werden können. Durch Landesrecht wird gere-
gelt, dass die Gebiete nach Satz 1, in denen durch Über-
schwemmungen erhebliche Beeinträchtigungen des Wohls 
der Allgemeinheit entstehen können, zu ermitteln und in 
Kartenform darzustellen sind. 
(2) Durch Landesrecht werden für die überschwemmungsge-
fährdeten Gebiete die notwendigen Maßnahmen zur Ver-
meidung oder Verminderung von erheblichen Beeinträchti-
gungen des Wohls der Allgemeinheit durch Überschwem-
mung geregelt. 
 

keine Entsprechung 

§ 31d Hochwasserschutzpläne 
(1) Durch Landesrecht wird bestimmt, dass Pläne für einen 
möglichst schadlosen Wasserabfluss, den technischen 
Hochwasserschutz und die Gewinnung, insbesondere Rück-
gewinnung von Rückhalteflächen sowie weitere dem Hoch-
wasserschutz dienende Maßnahmen (Hochwasserschutz-
pläne) aufzustellen sind, soweit dies erforderlich ist. Die 
Hochwasserschutzpläne dienen dem Ziel, die Gefahren, die 
mindestens von einem statistisch einmal in 100 Jahren zu 
erwartenden Hochwasser ausgehen, so weit wie möglich 
und verhältnismäßig zu minimieren. In die Hochwasser-
schutzpläne sind insbesondere Maßnahmen zum Erhalt oder 
zur Rückgewinnung von Rückhalteflächen, zu deren Flutung 
und Entleerung nach den Anforderungen des optimierten 
Hochwasserabflusses in Flussgebietseinheiten, zur Rückver-
legung von Deichen, zum Erhalt oder zur Wiederherstellung 
von Auen sowie zur Rückhaltung von Niederschlagswasser 
aufzunehmen. 
(2) Durch Landesrecht wird geregelt, dass die Hochwasser-

§ 72 Hochwasser 
Hochwasser ist die zeitlich begrenzte Überschwemmung von 
normalerweise nicht mit Wasser bedecktem Land durch 
oberirdische Gewässer oder durch in Küstengebiete eindrin-
gendes Meerwasser. 
 
§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, Risikogebiete  
(1) Die zuständigen Behörden bewerten das Hochwasserri-
siko und bestimmen danach die Gebiete mit signifikantem 
Hochwasserrisiko (Risikogebiete). Hochwasserrisiko ist die 
Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines 
Hochwasserereignisses mit den möglichen nachteiligen 
Hochwasserfolgen für die menschliche Gesundheit, die 
Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftliche Tätigkeiten und 
erhebliche Sachwerte. 
(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen nach 
Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2007/60/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über die Bewertung und das Management von Hochwasser-
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schutzpläne zu veröffentlichen und zu aktualisieren sind. 
(3) Die Länder stellen die Hochwasserschutzpläne spätes-
tens bis zum 10. Mai 2009 auf. Die Aufstellung von Hoch-
wasserschutzplänen ist nicht erforderlich, wenn bestehende 
Pläne zur Verbesserung des Hochwasserschutzes den 
Anforderungen nach Absatz 1 entsprechen. 
(4) Das Verfahren zur Aufstellung der Hochwasserschutz-
pläne muss den Anforderungen des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung an die Strategische Umwelt-
prüfung entsprechen. 
 

risiken (ABl. L 288 vom 6.11.2007, S. 27) entsprechen. 
(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Bestim-
mung der Risikogebiete erfolgen für jede Flussgebietsein-
heit. Die Länder können bestimmte Küstengebiete, einzelne 
Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete zur Bewertung der 
Risiken und zur Bestimmung der Risikogebiete statt der 
Flussgebietseinheit einer anderen Bewirtschaftungseinheit 
zuordnen. 
(4) Die zuständigen Behörden tauschen für die Risikobewer-
tung bedeutsame Informationen mit den zuständigen Behör-
den anderer Länder und Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union aus, in deren Hoheitsgebiet die nach Absatz 3 maß-
gebenden Bewirtschaftungseinheiten auch liegen. Für die 
Bestimmung der Risikogebiete gilt § 7 Absatz 2 und 3 ent-
sprechend. 
(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. Dezember 2011 
zu bewerten. Die Bewertung ist nicht erforderlich, wenn die 
zuständigen Behörden vor dem 22. Dezember 2010 
1. nach Durchführung einer Bewertung des Hochwasserrisi-
kos festgestellt haben, dass ein mögliches signifikantes 
Risiko für ein Gebiet besteht oder als wahrscheinlich gelten 
kann und eine entsprechende Zuordnung des Gebietes 
erfolgt ist oder 
2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemäß § 74 sowie 
Risikomanagementpläne gemäß § 75 erstellt oder ihre Er-
stellung beschlossen haben. 
(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der Risikoge-
biete nach Absatz 1 sowie die Entscheidungen und Maß-
nahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis zum 22. Dezember 
2018 und danach alle sechs Jahre zu überprüfen und erfor-
derlichenfalls zu aktualisieren. Dabei ist den voraussichtli-
chen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasser-
risiko Rechnung zu tragen. 
 
§ 74 Gefahrenkarten und Risikokarten 
(1) Die zuständigen Behörden erstellen für die Risikogebiete 
in den nach § 73 Absatz 3 maßgebenden Bewirtschaftungs-
einheiten Gefahrenkarten und Risikokarten in dem Maßstab, 
der hierfür am besten geeignet ist. 
(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei folgenden 
Hochwasserereignissen überflutet werden: 
1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit oder bei 
Extremereignissen, 
2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussicht-
liches Wiederkehrintervall mindestens 100 Jahre), 
3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher Wahrschein-
lichkeit. 
Die Erstellung von Gefahrenkarten für ausreichend ge-
schützte Küstengebiete kann auf Gebiete nach Satz 1 Num-
mer 1 beschränkt werden. 
(3) Gefahrenkarten müssen jeweils für die Gebiete nach 
Absatz 2 Satz 1 Angaben enthalten 
1. zum Ausmaß der Überflutung, 
2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum Wasser-
stand, 
3. soweit erforderlich, zur Fließgeschwindigkeit oder zum für 
die Risikobewertung bedeutsamen Wasserabfluss. 
(4) Risikokarten erfassen mögliche nachteilige Folgen der in 
Absatz 2 Satz 1 genannten Hochwasserereignisse. Sie 
müssen die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie 
2007/60/EG erforderlichen Angaben enthalten. 
(5) Die zuständigen Behörden haben vor der Erstellung von 
Gefahrenkarten und Risikokarten für Risikogebiete, die auch 
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auf dem Gebiet anderer Länder oder anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union liegen, mit deren zuständigen Be-
hörden Informationen auszutauschen. Für den Informations-
austausch mit anderen Staaten gilt § 7 Absatz 3 Nummer 2 
entsprechend. 
(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis zum 22. 
Dezember 2013 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum 
22. Dezember 2010 vergleichbare Karten vorliegen, deren 
Informationsgehalt den Anforderungen der Absätze 2 bis 4 
entspricht. Alle Karten sind bis zum 22. Dezember 2019 und 
danach alle sechs Jahre zu überprüfen und erforderlichen-
falls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Überprüfung der 
Karten nach Satz 2 zum 22. Dezember 2019 auch ihre Ü-
bereinstimmung mit den Anforderungen der Absätze 2 und 4. 
 
§ 75 Risikomanagementpläne 
(1) Die zuständigen Behörden stellen für die Risikogebiete 
auf der Grundlage der Gefahrenkarten und Risikokarten 
Risikomanagementpläne nach den Vorschriften der Absätze 
2 bis 6 auf. § 7 Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend. 
(2) Risikomanagementpläne dienen dazu, die nachteiligen 
Folgen, die an oberirdischen Gewässern mindestens von 
einem Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit und beim 
Schutz von Küstengebieten mindestens von einem Extrem-
ereignis ausgehen, zu verringern, soweit dies möglich und 
verhältnismäßig ist. Die Pläne legen für die Risikogebiete 
angemessene Ziele für das Risikomanagement fest, insbe-
sondere zur Verringerung möglicher nachteiliger Hochwas-
serfolgen für die in § 73 Absatz 1 Satz 2 genannten Schutz-
güter und, soweit erforderlich, für nichtbauliche Maßnahmen 
der Hochwasservorsorge und für die Verminderung der 
Hochwasserwahrscheinlichkeit. 
(3) In die Risikomanagementpläne sind zur Erreichung der 
nach Absatz 2 festgelegten Ziele Maßnahmen aufzunehmen. 
Risikomanagementpläne müssen mindestens die im Anhang 
der Richtlinie 2007/60/EG genannten Angaben enthalten und 
die Anforderungen nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4 
dieser Richtlinie erfüllen. 
(4) Risikomanagementpläne dürfen keine Maßnahmen 
enthalten, die das Hochwasserrisiko für andere Länder und 
Staaten im selben Einzugsgebiet oder Teileinzugsgebiet 
erheblich erhöhen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Maßnahmen 
mit dem betroffenen Land oder Staat koordiniert worden sind 
und im Rahmen des § 80 eine einvernehmliche Lösung 
gefunden worden ist. 
(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 maßgebenden Bewirt-
schaftungseinheiten vollständig auf deutschem Hoheitsge-
biet, ist ein einziger Risikomanagementplan oder sind meh-
rere auf der Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte 
Risikomanagementpläne zu erstellen. Für die Koordinierung 
der Risikomanagementpläne mit anderen Staaten gilt § 7 
Absatz 3 entsprechend mit dem Ziel, einen einzigen Risiko-
managementplan oder mehrere auf der Ebene der Flussge-
bietseinheit koordinierte Pläne zu erstellen. Gelingt dies 
nicht, so ist auf eine möglichst weitgehende Koordinierung 
nach Satz 2 hinzuwirken. 
(6) Die Risikomanagementpläne sind bis zum 22. Dezember 
2015 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum 22. De-
zember 2010 vergleichbare Pläne vorliegen, deren Informa-
tionsgehalt den Anforderungen der Absätze 2 bis 4 ent-
spricht. Alle Pläne sind bis zum 22. Dezember 2021 und 
danach alle sechs Jahre unter Berücksichtigung der voraus-
sichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hoch-
wasserrisiko zu überprüfen und erforderlichenfalls zu aktuali-
sieren. Dabei umfasst die Überprüfung der vergleichbaren 
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Pläne im Sinne von Satz 2 zum 22. Dezember 2021 auch 
ihre Übereinstimmung mit den Anforderungen der Absätze 2 
bis 4. 
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Anhang IV 

Auszug BbgWG 

 
Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. 
Dezember 2004 (GVBl.I/05, [Nr. 05], S.50), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 
April 2008 (GVBl.I/08, [Nr. 05] , S.62) 

Kapitel 9 
Sicherung des Hochwasserschutzes und der dazu erforderlichen Anlagen 

Abschnitt 1 
Grundsätze, Hochwasserschutzanlagen, Hochwasserschutzpläne 

§ 95 Grundsätze 

Der Hochwasserschutz dient dem Wohl der Allgemeinheit. Er ist eine öffentlich-rechtliche 
Aufgabe.  

§ 96 Errichtung und Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen 

(1) Hochwasserschutzanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind Anlagen, die dem Hoch-
wasserschutz dienen, insbesondere Deiche einschließlich der zugehörigen wasserbauli-
chen Anlagen, der beidseitigen fünf Meter breiten Deichschutzstreifen und der Gräben, 
die der Abführung von Drängewasser zum Zwecke der Standsicherheit von Deichen oder 
der ordnungsgemäßen Unterhaltung und Beobachtung im Hochwasserfall dienen. 

(2) Die Errichtung oder wesentliche Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen hat 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu entsprechen, soweit durch die oberste 
Wasserbehörde nicht etwas anderes bestimmt wird. § 89 Abs. 1 sowie die §§ 91 und 92 
gelten sinngemäß. 

(3) Soweit es zur Vorbereitung oder Durchführung der Errichtung oder Umgestaltung von 
Hochwasserschutzanlagen erforderlich ist, haben die Eigentümer und Nutzungsberech-
tigten von Grundstücken nach vorheriger Ankündigung auf Anordnung der Wasserbehör-
de zu dulden, dass der Unternehmer oder dessen Beauftragte die Grundstücke betreten 
oder vorübergehend benutzen können. § 90 Abs. 2 gilt sinngemäß.  

(4) Ist eine Hochwasserschutzanlage von einem anderen als dem Unterhaltungspflichti-
gen beschädigt oder zerstört worden, kann die Wasserbehörde die Wiederherstellung 
anordnen. § 83 Satz 2 und 3 gilt sinngemäß.  
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§ 97 Unterhaltung der Hochwasserschutzanlagen 

(1) Hochwasserschutzanlagen sind so zu erhalten, dass die vollständige Funktionsfähig-
keit jederzeit gewährleistet wird. Auf Deichen und den beidseitigen Deichschutzstreifen 
ist insbesondere der Aufwuchs von Bäumen und Sträuchern und die Entstehung von 
Magerrasen zu unterbinden sowie eine erosionssichere und geschlossene Grasnarbe zu 
erhalten. Die Pflege der Grasnarbe von Deichen und der Deichschutzstreifen hat durch 
Schafbeweidung zu erfolgen, soweit es möglich, zweckmäßig und wirtschaftlich sinnvoll 
ist.  

(2) Soweit es zur ordnungsgemäßen Unterhaltung einer Hochwasserschutzanlage erfor-
derlich ist, haben die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken nach vor-
heriger Ankündigung zu dulden, dass der Unterhaltungspflichtige oder dessen Beauftrag-
te die Grundstücke betreten und vorübergehend benutzen. Rasen und Bodenbestandtei-
le können aus Grundstücken entnommen werden, wenn diese anderweitig nur mit unver-
hältnismäßigem Aufwand zu beschaffen sind oder die Gefahrenabwehr es erfordert. § 90 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 98 Unzulässige Handlungen 

(1) Jede Nutzung von Hochwasserschutzanlagen, die deren Funktionsfähigkeit beein-
trächtigen kann, ist unzulässig. Auf, in und unter Deichen einschließlich der beidseitigen, 
fünf Meter breiten Deichschutzstreifen sind insbesondere  

1. das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern,  

2. die Entfernung der Grasnarbe,  

3. das Errichten und Aufstellen von Anlagen,  

4. die Tierhaltung,  

5. das Weiden und Treiben von Vieh, außer Schafhutung,  

6. das Lagern von Stoffen und Gegenständen,  

7. das motorangetriebene Fahren, das Fahren mit Pferdefuhrwerken, das Rei-
ten und  

8. das Verlegen von Rohren, Kabeln und Leitungen untersagt.  

(2) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der an die Hochwasserschutzanlagen an-
grenzenden Grundstücke haben auf ihren Grundstücken alles zu unterlassen, was die 
Unterhaltung oder die Sicherheit der Hochwasserschutzanlage beeinträchtigen kann.  

(3) Die Wasserbehörde kann nach Zustimmung des gemäß § 126 Abs. 3 Nr. 3 Unterhal-
tungspflichtigen Ausnahmen von den Verboten des Absatzes 1 zulassen, soweit der 
Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird. 

§ 99 Hochwasserschutzpläne (zu § 31d WHG) 

(1) Für die in der Rechtsverordnung nach § 114 genannten Gewässer sind Hochwasser-
schutzpläne nach Maßgabe des § 31d Abs. 1 WHG und der nachfolgenden Bestimmun-
gen erforderlich, soweit nicht bereits vergleichbare Generalpläne oder international abge-
stimmte Hochwasserschutzpläne bestehen. Sie sind von der obersten Wasserbehörde 
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bis zum 10. Mai 2009 aufzustellen oder, soweit bereits Pläne bestehen, so zu ergänzen, 
dass sie die Anforderungen nach § 31d WHG erfüllen.  

(2) Es können grenzüberschreitend gemeinsame Hochwasserschutzpläne aufgestellt 
werden. § 99a ist zu beachten.  

(3) Die Hochwasserschutzpläne sind zu aktualisieren, wenn dies aufgrund neuer Er-
kenntnisse erforderlich ist. Die Hochwasserschutzpläne und deren Aktualisierungen nach 
Satz 1 sind von der obersten Wasserbehörde zu veröffentlichen.  

(4) Die Hochwasserschutzpläne sind vom Wasserwirtschaftsamt, von den Wasserbehör-
den und den anderen Fachbehörden bei ihren Planungen, Entscheidungen und Maß-
nahmen zu beachten. 

§ 99a Kooperation in den Flussgebietseinheiten (zu § 32 WHG) 

Die Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden der anderen Länder, des Bundes 
und anderer Staaten beim Hochwasserschutz soll innerhalb der Flussgebietseinheiten 
nach § 24 Abs. 1 erfolgen. Werden Landesgrenzen überschreitende Hochwasserschutz-
pläne aufgestellt, koordiniert die oberste Wasserbehörde die Pläne mit den zuständigen 
Behörden der übrigen Länder. Bei Bundesgrenzen überschreitenden Hochwasserschutz-
plänen soll die oberste Behörde die Pläne mit den Behörden der anderen Staaten koor-
dinieren. Die Koordinierung nach den Sätzen 2 und 3 erfolgt im Benehmen und, soweit 
Verwaltungskompetenzen des Bundes berührt sind, im Einvernehmen mit den zuständi-
gen Bundesbehörden. In den Fällen des Satzes 3 ist das Einvernehmen der zuständigen 
Bundesbehörden auch erforderlich, soweit die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen 
Staaten nach Artikel 32 des Grundgesetzes berührt ist. Die oberste Wasserbehörde wird 
ermächtigt, durch Verwaltungsabkommen Einzelheiten der Koordinierung und Zusam-
menarbeit zu regeln.  

Abschnitt 2 
Überschwemmungsgebiete, überschwemmungsgefährdete Gebiete 

§ 100 Bestimmung von Gewässern und Gewässerabschnitten (zu § 31b WHG) 

Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Gewässer und Gewässerabschnitte zu bestimmen, bei de-
nen durch Hochwasser nicht nur geringfügige Schäden entstanden oder zu erwarten 
sind. Die Bestimmung der Gewässer ist zu aktualisieren, wenn dies aufgrund neuer Er-
kenntnisse erforderlich ist. 

§ 100a Festsetzung von Überschwemmungsgebieten (zu § 31b WHG) 

(1) Als festgesetzte Überschwemmungsgebiete gelten Gebiete zwischen oberirdischen 
Gewässern und Deichen oder Hochufern (Vorländer). Als Überschwemmungsgebiete 
werden die Hochwasserschutzräume von Talsperren und Rückhaltebecken, Flutungspol-
der sowie Gebiete an den nach § 100 bestimmten Gewässern und Gewässerabschnitten, 
die bei einem hundertjährlichen Hochwasserereignis überschwemmt oder durchflossen 
werden, mit öffentlicher Bekanntmachung der Karten nach Absatz 2 festgesetzt. (2) Kar-
ten zu den Überschwemmungsgebieten nach Absatz 1 Satz 2 werden innerhalb der Fris-
ten nach § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG durch das für Wasserwirtschaft zuständige 
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Mitglied der Landesregierung öffentlich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung sind 
die Behörden zu bezeichnen, bei denen Ausfertigungen der Karten niedergelegt werden. 
Vor der Bekanntmachung sind Entwürfe der Karten während der Dauer eines Monats bei 
der Wasserbehörde und den betroffenen Gemeinden auszulegen. Das für Wasserwirt-
schaft zuständige Mitglied der Landesregierung weist durch öffentliche Bekanntmachung 
auf die Auslegung und darauf hin, dass innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist schriftlich bei der Wasserbehörde zu den Entwürfen Stellung genommen 
werden kann. Die Karten sind anzupassen, wenn sich die Grundlagen für das Bemes-
sungshochwasser in einem Überschwemmungsgebiet wesentlich geändert haben.  

(3) Soweit Überschwemmungsgebiete nach Absatz 1 festgesetzt sind, treten die nach § 
150 fortgeltenden Festlegungen von Hochwassergebieten und Deichschutzstreifen außer 
Kraft.  

(4) Sofern für gemäß § 100 bestimmte Gewässer oder Gewässerabschnitte Über-
schwemmungsgebiete nach Absatz 1 nicht innerhalb der Fristen nach § 31b Abs. 2 Satz 
3 und 4 WHG festgesetzt sind oder festgesetzt werden können, sind diese Gebiete in 
Karten darzustellen. Die Karten sind durch das für die Wasserwirtschaft zuständige Mit-
glied der Landesregierung zu veröffentlichen (vorläufige Sicherung). Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(5) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung weitere Überschwemmungsgebiete festzusetzen, soweit 
dies erforderlich ist. Absatz 2 gilt entsprechend.  

§ 100b Anforderungen in Überschwemmungsgebieten (zu § 31b WHG) 

(1) In einem Überschwemmungsgebiet nach § 100a Abs. 1 ist  

1. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,  

2. das Errichten oder Verändern von Anlagen,  

3. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen,  

4. die Umwandlung von Grünland in Ackerland,  

5. das Lagern von Stoffen, das den Hochwasserabfluss behindern kann,  

untersagt. Die Wasserbehörde kann Ausnahmen von den Verboten nach Satz 1 geneh-
migen. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn keine Beeinträchtigung des 
Hochwasserschutzes zu erwarten ist. Sie kann aus Gründen des Wohls der Allgemein-
heit mit Nebenbestimmungen verbunden werden. § 38 gilt sinngemäß.  

(2) In Überschwemmungsgebieten sind Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 
keine Gefahr der Verunreinigung von abfließendem Hochwasser besteht. Anlagen zur öf-
fentlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung und sonstige bauliche Anlagen 
sind gegen Auftrieb zu sichern.  

(3) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung über Absatz 1 hinausgehende Verbote und Gebote nach § 
31b Abs. 2 Satz 6 und 7 sowie § 31b Abs. 3 WHG festzulegen, soweit dies in einzelnen 
Überschwemmungsgebieten erforderlich ist.  
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(4) Bei Ausgleichspflichten gemäß § 31b Abs. 2 Satz 8 WHG gelten § 16 Abs. 3, § 139 
Abs. 2 Satz 3, § 140 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 entsprechend. Ausgleichspflichtig ist das 
Land.  

(5) Die Absätze 1 und 2 gelten für nach § 100a Abs. 4 vorläufig gesicherte Über-
schwemmungsgebiete entsprechend.  

§ 100c Vorländer 

(1) Soweit es zur Wiederherstellung eines ausreichenden Hochwasserabflussprofils er-
forderlich ist, obliegt dem gemäß § 126 Abs. 3 Zuständigen in Vorländern nach § 100a 
Abs. 1 die Beseitigung von Vorlandaufhöhungen. Die Eigentümer und Nutzungsberech-
tigten haben die Maßnahmen zu dulden.  

(2) Durch die Nutzung der Vorländer dürfen Belange des Hochwasserschutzes, insbe-
sondere der schadlose Hochwasserabfluss, nicht beeinträchtigt werden. Die Wasserbe-
hörde kann gegenüber dem Eigentümer oder Nutzungsberechtigten anordnen, dass  

1. Gegenstände und Bewuchs, die den Wasserabfluss hindern können, zu be-
seitigen sind,  

2. Grundstücke so zu bewirtschaften sind, wie es zum schadlosen Abfluss des 
Hochwassers, insbesondere zur Vermeidung von Abflusshindernissen und von 
Bodenabschwemmungen, erforderlich ist.  

§ 101 Überschwemmungsgefährdete Gebiete (zu § 31c WHG) 

(1) Überschwemmungsgefährdete Gebiete nach § 31c Abs. 1 Satz 2 WHG werden in 
Kartenform dargestellt. § 100a Abs. 2 Satz 1 und 2 findet entsprechende Anwendung.  

(2) § 100b Abs. 2 gilt entsprechend. Die Landesregierung kann weitergehende Anforde-
rungen in überschwemmungsgefährdeten Gebieten durch Rechtsverordnung regeln.  
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Anhang V 

Auszüge aus der Karte des Landesumweltamtes  
zu den Hochwassergebieten1  

Legende 

 

 

                                                 

1 Quelle: LUA, Ref. Ö 5; Bearbeitungsstand 12/2007 
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Auszug nordwestliches Brandenburg 
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Auszug nordöstliches Brandenburg 
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Auszug südöstliches Brandenburg 
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Anhang VI 

Belange des Hochwasserschutzes im Bauplanungsrecht 
(insb. Festsetzungsmöglichkeiten) 

 

• Berücksichtigung des Hochwasserschutzes im Rahmen der planerischen Abwä-
gung als öffentlicher Belange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB (Sicherheit der Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung) und § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB (Hochwasserschutz) 

• vorbeugende Festsetzungsmöglichkeiten nach 

- § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB (Flächen für Rückhaltung, Versickerung von Nieder-
schlagswasser) 

- § 9 Abs. 1 Nr. 18 a, b BauGB (Landwirtschaft, Wald), 
- § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB (Grünflächen), 
- § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Pflege, Schutz und Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft) 

• Festsetzungsmöglichkeiten mit unmittelbarem Bezug zum Hochwasserschutz im 
Gemeindegebiet nach 

- § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB (Flächen für Wasserwirtschaft, Hochwasserschutzanla-
gen, Abfluss) 

- § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB § 23 BauNVO (überbaubare, nicht überbaubare Grund-
stücksflächen), 

- § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB (freizuhaltende Flächen), 
- § 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB (Festsetzung der Höhenlage) 

• Festsetzungen im Sinne einer Flächensparstrategie  

- § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 ff. BauNVO (Maß der baulichen Nutzung) 
- § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB § 23 BauNVO (überbaubare, nicht überbaubare Grund-

stücksflächen), 
- § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB (Mindest- und/oder Höchstmaße), 
- § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft) 
- § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern oder sonstigen 

Bepflanzungen etc.) 

• Öffentlicher Belang bei Außenbereichsvorhaben gemäß § 35 III Nr. 6 BauGB (Was-
serwirtschaft und Hochwasserschutz) 
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Anhang VII 

Leitentscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zur Ein-
ordnung der Festsetzung eines Überschwemmungsgebie-
tes als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums 

 

BVerwG, Urt. v. 22.7.2004, - 7 CN 1/04 -, BVerwGE 121, S. 283 ff., Rdnr. 21: 

„Das bundesrechtliche Bebauungsrecht, namentlich § 34 BauGB, verbietet nicht im Zusammen-
hang bebauter Ortsteile in ein Überschwemmungsgebiet und des damit einhergehende grundsätz-
liche Bauverbot einzubeziehen. Nach § 29 Abs. 2 BauGB können durch öffentlich-rechtliche Vor-
schriften außerhalb des Baugesetzbuchs aus anderen als städtebaulichem Gesichtspunkten An-
forderungen an die Zulässigkeit von Vorhaben im Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB gestellt werden. 
Dadurch können Vorhaben, die nach § 34 BauGB bebauungsrechtlich zulässig sind, aus anderen 
als bebauungsrechtlichen Gründen unzulässig sein, etwa auf Grund des Bauverbots in einem fest-
gestellten Überschwemmungsgebiet. Es verstößt auch nicht gegen die Eigentumsgarantie des 
Art. 14 GG, in einem Überschwemmungsgebiet solche Grundstücke einzubeziehen, die nach § 34 
BauGB bebaubar sind. Die Festsetzung eines Überschwemmungsgebiets bestimmt Inhalt und 
Schranken des Eigentums im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG, stellt aber keine Enteig-
nung im Sinne des Art. 14 Abs. 3 GG dar. Sie ist nicht darauf gerichtet, konkrete Rechtspositio-
nen zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben vollständig oder teilweise zu entziehen, son-
dern beschränkt nur generell und abstrakt Nutzungsmöglichkeiten eines Grundstücks. 

Diese Beschränkung genügt dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; sie 
ist insbesondere dem Eigentümer zumutbar. Es bedarf nicht erst eines finanziellen Ausgleichs, 
um im Einzelfall diese Zumutbarkeit zu wahren. Dass weder das Wasserhaushaltsgesetz noch 
das Landeswassergesetz einen finanziellen Ausgleich vorsehen, führt deshalb nicht zur Verfas-
sungswidrigkeit der einschlägigen Ermächtigungsgrundlage oder der angegriffenen Rechtsverord-
nung […]. Der Hochwasserschutz ist eine Gemeinwohlaufgabe von hohem Rang. Sie rechtfer-
tigt einschränkende Regelungen im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG. Das grundsätzliche Bau-
verbot im Überschwemmungsgebiet ist geeignet und erforderlich, dem Zweck der in § 32 Abs. 1 
Satz 2 WHG, § 88 Abs. 1 LWG zu erfüllen, die natürlichen Rückhalteflächen zu erhalten und da-
durch den schadlosen Abfluss des Hochwassers sicher zu stellen. Das Bauverbot belastet den Ei-
gentümer nicht übermäßig. § 89 abs. 2 LWG und § 4 Abs. 2 der angegriffenen Rechtsverordnung 
lassen Ausnahmen von ihm zu. Eine Ausnahme kann freilich nicht genehmigt werden, wenn uns 
soweit durch die Verwirklichung des Vorhabens der Wasserabfluss, die Höhe des Wasserstandes 
oder die Wasserrückhaltung beeinflusst werden können. Muss das Grundstück aus Gründen des 
Hochwasserschutzes von der beabsichtigten Nutzung freigehalten und deshalb eine Ausnahme 
versagt werden, wird damit nur aus Gründen der Gefahrenvorsorge eine Gefahr erhöhende Nut-
zung unterbunden. .2 [Hervorhebungen nicht im Original] 

                                                 

2  BVerwG, Urt. v. 22.7.2004, - 7 CN 1/04 -, a.a.O., (zitiert nach juris), juris-Rdnr. 20 ff.; Auslassungen und Hervorhebungen 
nicht im Original. 
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Anhang VIII 

Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote in Über-
schwemmungsgebieten auf der Grundlage des WHG 2005 

Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote bei Überschwemmungsgebieten mit striktem 
Beachtungsanspruch für die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung 

Überschwemmungsgebiete 
(Definition)3

 

Geltungsbereich der Planungs-  
und Bauverbote 

Vorländer (Gesetzlich geschützte Überschwemmungsgebiete)  
gemäß § 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG 

• Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen 
oder Hochufern 

• Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG 
• Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4 Satz 

3 WHG 
• Bauverbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen 
• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6 

WHG 
• Ziele der Raumordnung zu berücksichtigen (§1 Abs. 4 

BauGB)   

Hochwassergebiete 
gemäß § 36 Wassergesetz der DDR, die nach § 150 BbgWG weiter fort gelten 

• Gebiete, die zwischen Wasserlauf und Deich oder Hoch-
ufer liegen sowie weitere Gebiete, die bei Hochwasser 
häufig überschwemmt, durchflossen oder für die Hoch-
wasserentlastung und -rückhaltung beansprucht werden. 

 

• Bauverbote nach DDR-Wasserrecht 
• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6 

WHG  
• Ziele der Raumordnung zu berücksichtigen 
• Gebot der Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 (hier besondere 

Relevanz, da Planungsverbote nicht gelten) 
• Kein Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG 
• Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4 

Satz 3 WHG  
• Kein Bauverbot nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen  

Überschwemmungsgebiete gemäß § 31b Abs. 2 WHG 
i.V.m. § 100a Abs. 1 u. 2 BbgWG 

• Gebiete, bei denen durch Hochwasser nicht nur geringfü-
gige Schäden entstanden oder zu erwarten sind 

• Abgrenzung anhand des Bemessungshochwassers 
HQ100 

• Bis 10. Mai 2010 festzusetzen, wenn ein hohes Scha-
denspotenzial bei Überschwemmungen besteht 

• Bis 10. Mai 2012 festzusetzen, wenn mehr als nur gering-
fügige Schäden entstanden oder zu erwarten sind 

• Planungsverbote nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG  
• Bauverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 3 WHG bei baulichen 

Anlagen 
• Bauverbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen 
• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6 

WHG 
• Ziele der Raumordnung zu berücksichtigen (§1 Abs. 4 

BauGB)  

 
                                                 

3  Die Gewässer sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der Überschwemmungsgebiete 
ausgenommen. 
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Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit Abwägungsrelevanz für die  
Bauleitplanung 

Überschwemmungsgebiete (Definition) Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote 

Faktische Überschwemmungsgebiete 
gemäß § 31b Abs. 1 WHG 

• Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen 
oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser 
überschwemmt oder durchflossen oder die für Hochwas-
serentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden 

• weder durch Rechtsverordnung noch durch Bekanntma-
chung von Karten festzusetzen  

• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6 
WHG  

• Berücksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB  
• Kein Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG  
• Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4 

Satz 3 WHG  
• Kein Bauverbot nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen  

Überschwemmungsgefährdete Gebiete  
gemäß § 31c Abs. 1 WHG 

• Faktische Überschwemmungsgebiete, die keiner Festset-
zung nach § 31b Abs. 2 Satz 2 und 3 WHG bedürfen oder 
die bei Versagen von öffentlichen Hochwasserschutzein-
richtungen, insbesondere Deichen, überschwemmt werden 
können 

• Überschwemmungsgefährdete Gebiete, in denen durch 
Überschwemmungen erhebliche Beeinträchtigungen 
des Wohls der Allgemeinheit entstehen können, sind zu 
ermitteln und in Kartenform darzustellen; hierfür besteht 
keine Frist 

• Berücksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB  
• Kein Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG  
• Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4 

Satz 3 WHG 
• Kein Bauverbot nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen  
• Kein Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach 

§ 31b Abs.6 WHG  
• Ggf. Bauverbote in der jeweiligen Verordnung (für be-

stimmte Anlagen) nach § 101 Abs. 2 BbgWG 

Weitere Überschwemmungsgebiete 
gemäß § 100a Abs. 5 BbgWG 

• Gebiete, die über das HQ 100-Hochwasserereignis hi-
nausgehen und/oder nicht auf ein bestimmtes Schadens-
potenzial abzielen 

• Festsetzung durch Rechtsverordnung  

• Berücksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB  
• Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31 b Abs. 6 

WHG 
• Kein Planungsverbot nach § 31 b Abs. 4 Satz 1 WHG - 

sofern die Gebiete die Voraussetzungen des § 31b Abs. 2 
S. 1 WHG erfüllen, gilt das Planungsverbot 

• Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31 b Abs. 4 
Satz 3 WHG - sofern die Gebiete die Voraussetzungen des 
§ 31b Abs. 2 S. 1 WHG erfüllen, gilt das Bauverbot   

• Kein Bauverbot nach § 100 b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen 
• Ggf. weitere Bauverbote in der jeweiligen Verordnung (für 

bestimmte Anlagen) nach § 100a Abs. 5 BbgWG 

  


	091021_Leitfaden_HWS Netzfass
	Einleitung
	2 Grundlagen zum vorsorgenden Hochwasserschutz
	2.1 Überblick über die geltenden Rechtsvorschriften im Bundes- und Landesrecht
	2.1.1 Wasserrecht
	Im Rahmen dieser Arbeitshilfe wird das neue Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes vom 31. Juli 2009 zugrunde gelegt. Da der für die Arbeitshilfe maßgebende Abschnitt 6 „Hochwasserschutz“ gemäß Art. 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes erst am 1. März 2010 in Kraft tritt, werden die Vorgängerregelungen des Wasserhaushaltsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005, zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I. S. 2986), soweit es der Verständlichkeit der Ausführungen nicht widerspricht, ergänzend dargestellt. Für einen Überblick werden im Folgenden zunächst die alten Vorschriften (vgl. ‎2.1.1.1), den neuen gegenüber gestellt (vgl. ‎2.1.1.2) (vgl. auch Synopse in Anhang III). 
	2.1.1.1 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 3. Mai 2005 
	2.1.1.2 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31. Juli 2009

	2.1.2 Raumordnungsrecht
	2.1.2.1 Überblick
	Auswirkungen der Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung auf Bauleitplanung und Vorhabenzulassung
	Wirkung bei der Vorhabenzulassung


	2.2 Vorgaben der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
	2.2.1 Inhalte der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
	2.2.2 Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie in deutsches Recht 

	Rechtliche und fachplanerische Kategorien von Überschwemmungsgebieten
	2.3.1 Überschwemmungsgebiete mit striktem Beachtungsanspruch für die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung
	2.3.1.1 Vorländer
	2.3.1.2 Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz der DDR
	2.3.1.3 Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu
	2.3.1.4 Vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete 

	2.3.2 Überschwemmungsgebiete mit Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung
	2.3.2.1 Faktische Überschwemmungsgebiete 
	2.3.2.2 Weitere Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG



	3 Hochwasserschutz und Bauleitplanung
	3.1 Hochwasserschutz als Belang in der Bauleitplanung
	3.1.1 Hochwasserschutz als städtebaulicher Belang
	Hochwasserschutz als Abwägungsbelang nach § 1 Abs. 7 BauGB
	Kennzeichnungspflichten

	3.2 Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten
	Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit striktem Beachtungsanspruch
	3.2.1.1 Vorländer (Gesetzlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete)
	Hochwassergebiete nach Wassergesetz der DDR 
	Überschwemmungsgebiete gemäß 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu
	Ausweisung „neuer Baugebiete“ durch Bauleitpläne

	3.2.2 Ausnahmeregelungen des § 78 Abs. 2 WHG neu 
	Keine Andere Möglichkeit der Siedlungsentwicklung
	3.2.2.2 Angrenzung an ein bestehendes Baugebiet
	3.2.2.3 Keine Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden
	3.2.2.4 Keine Beeinflussung des Hochwasserabflusses und der Höhe des Wasserstandes 
	Keine Beeinträchtigung der Hochwasserrückhaltung
	3.2.2.6 Keine Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes 
	3.2.2.7 Keine Auswirkungen auf Unter- bzw. Oberlieger
	3.2.2.8 Beachtung der Belange der Hochwasservorsorge
	Bauliche Schäden 

	3.2.3 Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung
	3.2.3.1 Überblick
	3.2.3.2 Faktische Überschwemmungsgebiete
	3.2.3.3 Weitere Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG



	4 Hochwasserschutz bei der Zulassung von Einzelvorhaben
	4.1 Vorhabenzulassung in festgesetzten Überschwemmungsgebieten
	4.1.1 Allgemeines
	4.1.2 Voraussetzungen für die Genehmigung nach WHG
	4.1.2.1 Unwesentliche Beeinträchtigung der Hochwasserrückhaltung 
	4.1.2.2 Keine nachteilige Veränderung des Wasserstandes und des Abflusses bei Hochwasser 
	4.1.2.3 Keine Beeinträchtigung des Hochwasserschutzes
	Hochwasserangepasste Ausführung des Vorhabens
	4.1.2.5 Ausgleich nachteiliger Auswirkungen
	Allgemeine Zulassung der Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 

	4.1.3 Verbot weiterer Maßnahmen und deren Ausnahmeregelungen 
	4.1.4 Voraussetzungen für die Genehmigung nach BbgWG

	4.2 Vorhabenzulassung in faktischen Überschwemmungsgebieten
	4.2.1 Unbeplanter Innenbereich
	4.2.1.1 Erhaltungsgebot
	4.2.1.2 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse i. S. d. § 34 BauGB

	4.2.2 Außenbereich
	Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes


	5 Entschädigungs- und ausgleichsrechtliche Aspekte des Hochwasserschutzes
	5.1 Einordnung der Planungs- und Bauverbote als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums 
	5.2 Entschädigungskonstellationen
	5.2.1 Planungsschadensrecht
	5.2.1.1 Planveranlasste Aufwendungen oder planbedingten Bodenwertminderungen
	5.2.1.2 Fallbeispiele für Entschädigungskonstellationen
	5.2.1.2.1 Fallgruppe 1: Aufhebung bzw. Änderung eines bestehenden Bebauungsplans
	5.2.1.2.2 Fallgruppe 2: unbeplanter Innenbereich
	5.2.1.2.3 Fallgruppe 3: Außenbereich


	5.2.2 Entschädigung wegen „enteignungsgleichen“ bzw. „enteignenden“ Eingriffs
	5.2.2.1 Enteignungsgleicher Eingriff
	5.2.2.2 Enteignender Eingriff

	Regress der Gemeinde

	Amtshaftung bei rechtswidriger Bauleitplanung
	5.3.1 Pflichtverletzung der Gemeinde im Rahmen des Aufstellens des Bebauungsplans/Fehlerhafte Abwägung in der Bauleitplanung
	5.3.2 Mangelnde Kennzeichnung im Bebauungsplan


	6 Literatur- und Quellenverzeichnis

	091008_Anhang
	Kapitel 9Sicherung des Hochwasserschutzes und der dazu erforderlichen Anlagen
	Abschnitt 1Grundsätze, Hochwasserschutzanlagen, Hochwasserschutzpläne
	Abschnitt 2Überschwemmungsgebiete, überschwemmungsgefährdete Gebiete



